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Zum Geleit 

In dem vorliegenden Band werden Beiträge zur Weiterentwicklung der Volkswirtschaftlichen 
Gesamtrechnungen vorgestellt, die 1984 im Rahmen des 5. Starnberger Kolloquiums dis-
kutiert wurden. Das Kolloquium wurde gemeinsam von Vertretern der amtlichen Statistik, von 
empirischen Forschungsinstituten und Universitäten organisiert. 

Themenschwerpunkt waren die gegenwärtigen Überlegungen zur Weiterentwicklung der 
internationalen Systeme Volkswirtschaftlicher  Gesamtrechnungen. Die Beiträge sollen dazu 
dienen, die Diskussion, die bisher weitgehend bei internationalen Organisationen und zwi-
schen den nationalen Statistischen Ämtern stattfindet, auch im deutschen Sprachraum an-
zuregen. Es wird angestrebt, daß bei den konzeptionellen Überlegungen auch Vorschläge 
nationaler Anwender der Gesamtrechnungsergebnisse in Ministerien, im Universitätsbe-
reich, an empirischen Wirtschaftsforschungsinstituten  u.a. aufgegriffen  werden. 

Mit der Veröffentlichung  der Tagungsergebnisse möchten wir die Zusammenarbeit des Sta-
tistischen Bundesamtes und der Wissenschaft auch auf diesem Gebiet mit dem Ziel wech-
selseitiger Anregung und größten Nutzens für die Allgemeinheit weiter fördern. 

Wiesbaden, im April 1986 

Der Präsident des Statistischen Bundesamtes 

Egon Holder 
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Vorwort 

Die internationalen Organisationen haben als Richtlinien für die Ausrichtung der Arbeiten an 
den Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen (VGR) in ihren Mitgliedsländern internationale 
Systeme entwickelt. In den marktwirtschaftlich  orientierten Ländern werden zur Zeit angewen-
det 

- das „System of National Accounts" (SNA) der Vereinten Nationen von 1968 sowie 

- in den Mitgliedsländern der Europäischen Gemeinschaften das „Europäische System 
Volkswirtschaftlicher  Gesamtrechnungen" (ESVG) von 1970 (1984 in zweiter Auflage 
erschienen). 

Diese Systeme sind auch für die VGR in der Bundesrepublik Deutschland von besonderer 
Bedeutung, insbesondere für 

- die Wahl und Weiterentwicklung der Konzepte der VGR, 

- die Darbietung international möglichst vergleichbarer Ergebnisse sowie 

- die Vermeidung von Doppelarbeiten bei der Bereitstellung von Ergebnissen der VGR für 
Zwecke der internationalen Organisationen. 

Die Verwendung der Empfehlungen dieser Systeme ist allerdings dadurch begrenzt, daß 
einerseits die gegenwärtig vorhandenen statistischen Basisinformationen eine vollständige 
Anwendung nicht erlauben und andererseits nationale Anforderungen,  die in der Regel 
höhere Prioritäten haben, andere Darstellungsschwerpunkte setzen. 

Die VGR haben sich - nicht zuletzt dank der internationalen Bemühungen zur Standardi-
sierung der Konzepte - zu einer umfassenden, tiefgegliederten Informationsbasis entwickelt, 
die als inzwischen unverzichtbares Instrument der Wirtschaftsbeobachtung und -politik 
herangezogen wird. Trotz der erzielten Fortschritte bleibt die Notwendigkeit bestehen, noch 
existierende Informationsdefizite  abzubauen, die Aussagefähigkeit der Ergebnisse neuen 
Fragestellungen anzupassen und die Gesamtrechnungen für weitere Analysezwecke zu 
erschließen. 

Deshalb ist es zu begrüßen, daß die Vereinten Nationen, in Zusammenarbeit mit der OECD 
und dem Statistischen Amt der Europäischen Gemeinschaften, bestrebt sind, die VGR in 
dieser Richtung weiterzuentwickeln. Die gegenwärtige Diskussion über eine entsprechende 
Revision der internationalen Systeme Volkswirtschaftlicher  Gesamtrechnungen soll bis 
Anfang der neunziger Jahre abgeschlossen sein. Die internationalen Organisationen haben 
die einzelnen Themen der Revision unter sich aufgeteilt. Koordiniert werden die Arbeiten 
durch die „Inter-Secretariat Working Group", der Vertreter der internationalen Organisationen 
angehören. Eine Abstimmung mit den nationalen statistischen Ämtern wird vorwiegend 
durch Diskussionen auf den Sitzungen der Arbeitsgruppe „Volkswirtschaftliche Gesamtrech-
nungen" bei den verschiedenen internationalen Organisationen erreicht. Forum für eine inter-
nationale Erörterung der Revisionsüberlegungen sind auch die Konferenzen der „Interna-
tional Association für Research in Income and Wealth" (zuletzt in Noordwijkherhout, Nie-
derlande, im August 1985). 
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Mit den Beiträgen des vorliegenden Bandes soll die Diskussion, die bisher weitgehend im 
internationalen Rahmen stattfindet, auch im deutschen Sprachraum angeregt werden. An-
gesprochen sind vor allem die Institutionen, die mit den Gesamtrechnungsergebnissen ar-
beiten. Es ist anzustreben, daß bei den gegenwärtigen konzeptionellen Überlegungen auch 
Vorschläge nationaler Anwender in Ministerien, Universitäten und empirischen Forschungs-
instituten in verstärktem Maße aufgegriffen  werden. 

Die bisherige Diskussion hat zu zwei grundsätzlichen Standpunkten in der Frage der Revi-
sion der internationalen Systeme Volkswirtschaftlicher  Gesamtrechnungen geführt.  Die über-
wiegende Meinung der Experten der VGR geht dahin, daß eine grundlegende Revision nicht 
erforderlich  sei. Für viele Verwendungszwecke hätten sich die Konzepte der Gesamtrech-
nungen bewährt. Dazu gehörten insbesondere die Erfassung und Darstellung der allgemei-
nen wirtschaftlichen Entwicklung im kurz- und mittelfristigen Zeithorizont. Um sowohl der 
Forderung nach Stetigkeit im Nachweis als auch derjenigen nach einer möglichst flexiblen 
Anpassung des Informationsangebots an geänderte oder neue Anforderungen  Rechnung 
tragen zu können, sollten zwei Formen der Weiterentwicklung Vorrang haben: 

- Das gegenwärtige Datenangebot der Gesamtrechnungen könnte durch zusätzliche Un-
tergliederungen verbessert werden. Der Benutzer wäre dann in der Lage, sich wie in einem 
Baukasten die Angaben so zusammenzusetzen, wie es für seinen speziellen Verwen-
dungszweck erforderlich  ist. 

- Soweit die Benutzer Daten benötigen, die sich nicht aus Teilgrößen des vorhandenen 
Datenbestandes ableiten lassen, könnten diese Angaben im Rahmen von Parallel- oder 
Ergänzungsdarstellungen vorgelegt werden. Diese zusätzlichen Berechnungen könnten 
auch Größen umfassen, deren statistische Grundlagen nicht so gesichert sind wie im 
„Kernbereich" der Gesamtrechnungen. Dies würde z.B. bei einer Darstellung der Tätigkei-
ten im Haushalt oder der Schattenwirtschaft  zutreffen. 

Der geschilderten Mehrheitsmeinung stehen die Ansichten anderer Experten gegenüber, 
daß die gegenwärtige Revisionsdiskussion Möglichkeiten biete, eine grundlegende Neu-
fassung der internationalen Systeme Volkswirtschaftlicher  Gesamtrechnungen vorzuneh-
men. Nach dieser, vor allem von niederländischen Experten vertretenen Meinung, sollte das 
neue Kernsystem des SNA so gebildet werden, daß es sich auf beobachtbare Markttrans-
aktionen beschränkt bzw. die Vorgänge so zeigt, wie sie im einzelwirtschaftlichen Rech-
nungswesen gebucht werden. Damit wird eine Vereinfachung des Nachweises und eine 
direkte Verknüpf barkeit der Ergebnisse mit Mikrodatensätzen angestrebt. Gleichzeitig soll 
durch Zusatztabellen und Paralleldarstellungen außerhalb des Kernsystems den vielfältigen 
Anforderungen  an die Gesamtrechnungen Rechnung getragen werden. 

Die in diesem Band vorgestellten Beiträge sollen die Bandbreite der gegenwärtigen Diskus-
sion zeigen. Neben Beiträgen, in denen die Konzepte der VGR grundsätzlich in Frage gestellt 
werden, sind Aufsätze aufgenommen worden, in denen Erweiterungen der gegenwärtigen 
Systeme vorgestellt werden, die mit geringen konzeptionellen Änderungen des Kernsystems 
verbunden wären. 

L ü t z e l und F ranz behandeln die Abgrenzung der dargestellten Transaktionen bzw. die 
Auswahl der statistischen Einheiten. Sie erörtern in welchem Maße sich die Konzeptionen der 
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Gesamtrechnungen unmittelbar an beobachtbaren Größen orientieren sollen. Eine stärkere 
Anlehnung an das einzelwirtschaftliche Rechnungswesen könnte die statistische Absiche-
rung des Datenangebots verbessern. Auf der anderen Seite besteht aber die Gefahr, daß die 
räumliche und zeitliche Vergleichbarkeit der Angaben vermindert wird, wenn die Vielfalt des 
statistisch erfaßten wirtschaftlichen Geschehens ohne Rücksicht auf einheitliche Konzepte 
abgebildet wird. 

Eine ähnliche Problematik stellt sich bei der Abgrenzung der Einkommen der privaten Haus-
halte. Geht man von den beobachtbaren Transaktionen aus, so bleiben nicht-monetäre Zu-
wendungen unberücksichtigt, die von erheblichem Einfluß auf die Wohlfahrt  der privaten 
Haushalte sein können. Wie R e i c h darlegt, ergibt sich in diesem Zusammenhang die 
Frage, ob Teile der staatlichen Leistungen dem Verbrauch und dem Einkommen der privaten 
Haushalte zugerechnet werden sollten. 

Drei Beiträge beschäftigen sich mit Zusatzsystemen der VGR. L i η d η e r stellt ergänzende 
Darstellungen der Einkommensverteilung vor. S t a h m e r diskutiert die Frage, in welchem 
Maße Input-Output-Daten in das Kernsystem der Gesamtrechnungen integriert werden soll-
ten. Ein weiteres Zusatzsystem, dessen konzeptionelle Grundlagen in den letzten Jahren 
intensiv erörtert wurden, stellt die Vermögensrechnung dar. S c h m i d t schildert den gegen-
wärtigen Stand der Überlegungen der internationalen Organisationen zu dieser Frage. 

Der Band schließt mit den Beiträgen von W e s s e l s und S t ä g I i η über das in den plan-
wirtschaftlich organisierten Ländern angewendete „Material Product System" (MPS) und 
seine Unterschiede zu dem SNA bzw. ESVG. Dabei gehen sie auf die Bestrebungen ein, im 
Zuge der Revision der internationalen Systeme Volkswirtschaftlicher  Gesamtrechnungen die 
Vergleichbarkeit zwischen MPS und SNA zu verbessern. 

Die hier abgedruckten Beiträge wurden zum größten Teil auf dem im Dezember 1984 ver-
anstalteten 5. Starnberger Kolloquium zur Weiterentwicklung der VGR vorgetragen und dis-
kutiert. Diese Kolloquien haben das Ziel, im Kontakt von Wissenschaftlern, Mitarbeitern 
empirisch orientierter Forschungsinstitute und Angehörigen statistischer Ämter Möglichkei-
ten der Weiterentwicklung der VGR zu diskutieren, die sowohl unter theoretischen Gesichts-
punkten wünschenswert als auch - zumindest langfristig - statistisch realisierbar sind. 

Unser Dank gilt der Evangelischen Akademie Tutzing, die ihre Tagungsstätte zur Verfügung 
stellte, und der Max-Planck-Gesellschaft für finanzielle Unterstützung. Wir danken ferner  dem 
Statistischen Bundesamt für die Möglichkeit, die Ergebnisse des Kolloquiums in der Schrif-
tenreihe „Forum der Bundesstatistik" veröffentlichen  zu können. 

Utz-Peter Reich Carsten Stahmer 
Universität München Statistisches Bundesamt 
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Heinrich Lützel 
Statistisches Bundesamt, Wiesbaden 

Markttransaktionen 
in den Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen 

Einleitung 

Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen (VGR) dienen gleichzeitig verschiedenen Verwen-
dungszwecken mit unterschiedlichen Anforderungen  an den Nachweis der Ergebnisse. Dem 
Vorteil, daß sich die verschiedenen Benutzer der VGR auf einen einheitlichen konsistenten 
Datensatz stützen können, steht der Nachteil gegenüber, daß für die speziellen Verwen-
dungszwecke nicht bestmögliche Informationen bereitgestellt werden können. Dieser Nach-
teil hat verständlicherweise zu erheblicher Kritik an den Konzepten der VGR geführt.  So wird 
beispielsweise einerseits beanstandet, daß die Wohlfahrtsentwicklung vom Sozialprodukt 
nicht adäquat abgebildet wird, da viele Tatbestände außerhalb des Marktgeschehens nicht 
oder nicht angemessen berücksichtigt werden, andererseits wird bedauert, daß wegen der 
vielen Unterstellungen und Umrechnungen in den VGR die Darstellung der reinen Markt-
vorgänge sowie eine Verknüpfung von Makro- mit Mikrodaten nicht möglich ist. 

In den gegenwärtigen Diskussionen um die Revision der internationalen Systeme Volkswirt-
schaftlicher Gesamtrechnungen, und hier insbesondere des „System of National Accounts" 
(SNA) der Vereinten Nationen1), soll dieser Kritik insofern Rechnung getragen werden, als im 
Ergebnisnachweis mehr Flexibilität angestrebt wird. Es sollen zusätzlich Tabellen und Unter-
gliederungen vorgesehen werden, die den Benutzer der Daten in die Lage versetzen, sich wie 
in einem Baukasten (man spricht auch vom „building-block approach") die Ergebnisse so 
zusammenzusetzen, wie es für seinen speziellen Verwendungszweck erforderlich  ist. 

Bei den Vorschlägen zur Revision des SNA können zwei Grundauffassungen  unterschieden 
werden: 

- Die eine Richtung möchte das SNA in seiner Grundstruktur unverändert lassen. Im SNA 
sollen nur Präzisierungen, soweit erforderlich,  vorgenommen werden. Auch sollen die vor-
liegenden Ergebnisse (die Zeitreihen) nicht verändert werden. Es wird also auf Stetigkeit im 
Ergebnisnachweis großer Wert gelegt. Allerdings soll der Informationsgehalt  durch Zusatz-
tabellen u.ä. erweitert werden, so daß neuen und geänderten Anforderungen  an die VGR 
Rechnung getragen werden kann.2) 

- Die andere Richtung möchte bestimmte Regelungen im SNA ändern. Es soll ein neues 
Kernsystem („core of the system") geschaffen  werden, das sich auf die beobachtbaren 

1) United Nations (1968). 
2) Dies gilt sowohl für die Empfehlung der Statistischen Kommission bei den Vereinten Nationen wie 

auch für die Mehrheit der Experten in den Arbeitsgruppen „Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen" 
bei den internationalen Organisationen, einschl. der Vertreter des Statistischen Bundesamtes in die-
sen Arbeitsgruppen. 
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Markttransaktionen beschränkt, bzw. die Vorgänge so zeigt, wie sie im einzelwirtschaft-
lichen Rechnungswesen gebucht werden. Insbesondere sollen Unterstellungen eliminiert 
werden. Damit wird eine Vereinfachung des Nachweises und eine direkte Verknüpfbarkeit 
der Ergebnisse mit Mikrodatensätzen angestrebt. Gleichzeitig soll durch Zusatztabellen 
und Paralleldarstellungen („building-blocks") die Aussagefähigkeit der VGR erweitert wer-
den.3) 

Beide Richtungen unterscheiden sich also nicht in der Zielsetzung, sondern in der Art und 
Weise, wie man zu dem Ziel - Erhöhung der Aussagefähigkeit der VGR - gelangen kann. 
Eine zentrale Rolle spielen in diesen Diskussionen Markt- und Nichtmarkttransaktionen (letz-
tere einschließlich der Unterstellungen), ohne daß wirklich klar ist, was eine Transaktion, eine 
Markttransaktion oder eine Unterstellung eigentlich ist und wie sie sich unterscheiden. 

In diesem Aufsatz wird zunächst untersucht, wie aus gesamtwirtschaftlicher  Sicht Markttrans-
aktionen definiert  und von Nichtmarkttransaktionen und Unterstellungen abgegrenzt werden 
können. Es wird dann gezeigt, wie sich die Berücksichtigung von Nichtmarkttransaktionen im 
Gesamtrechnungsrahmen auswirkt, wobei klar wird, daß aus Konsistenzgründen nicht völlig 
auf die Einbeziehung von Nichtmarkttransaktionen in die VGR verzichtet werden kann. 
Schließlich wird anhand von Übergangs- bzw. Überleitungstabellen für die Unternehmen und 
privaten Haushalte am praktischen Beispiel verdeutlicht, wie die Markttransaktionen auch bei 
Beibehaltung der gegenwärtigen Grundkonzeption des SNA als solche dargestellt werden 
können. 

Diese Überleitungstabellen können als ein Beispiel für Revisionsansätze des SNA verstan-
den werden. Sie beziehen sich jedoch nur auf zwei spezielle Verwendungszwecke der VGR, 
nämlich die vertiefte Analyse des Marktgeschehens als solchem bzw. die verbesserte Ver-
knüpfbarkeit  der Ergebnisse mit Mikrodatensätzen. Für andere Verwendungszwecke müs-
sen ähnliche Tabellen mit anderen Inhalten oder parallele Darstellungen in Satellitensy-
stemen4) u.ä. vorgesehen werden. 

1 Zum Begriff  der „Markttransaktionen" 

Das SNA unterscheidet nicht klar zwischen Markt- und Nichtmarkttransaktionen. Gleichwohl 
spielen Markttransaktionen bei der Definition und der statistischen Erfassung der darzustel-
lenden Tatbestände eine wichtige Rolle. In der europäischen Version des SNA, dem Euro-
päischen System Volkswirtschaftlicher  Gesamtrechnungen (ESVG), wird zwar zwischen 
„marktbestimmter" und „nichtmarktbestimmter" Produktion5) unterschieden, doch ist diese 
Einteilung für eine Abgrenzung der Markttransaktionen nicht tauglich. So zählen laut ESVG 
zur marktbestimmten Produktion auch Waren und Dienstleistungen, die noch nicht auf dem 
Markt erschienen sind (z.B. die Vorratszunahme an eigenen Erzeugnissen) oder die über-

3) Siehe z.B. Bochove, C.A. van und Tuinen, H.K. van (1985). 
4) Siehe z.B. Hamer, G. (1985). 
5) SAEG (1985), S. 42 ff. 
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haupt nicht am Markt erscheinen (z.B. selbsterstellte Anlagen, Eigenverbrauch in Unterneh-
merhaushalten oder die Eigennutzung von Wohnungen). 

Ein Kriterium für die Abgrenzung der Markttransaktionen könnte das Transactor/transaction-
Prinzip sein, das insbesondere von Ruggles/Ruggles für die Abgrenzung der in den VGR 
nachzuweisenden Transaktionen betont wird.6) Allerdings ist für den Verfasser  dieses Auf-
satzes nicht klar, was im Detail durch das Transactor/transaction-Prinzip  abgedeckt wird und 
ob es auch für die Darstellung der Produktionsvorgänge anzuwenden ist. Wegen dieser 
offenen  Fragen wird im folgenden bei der Definition der Markttransaktionen das Transactor/ 
transaction-Kriterium nicht weiter herangezogen. 

Bei der Abgrenzung der Markttransaktionen könnte auch auf das einzelwirtschaftliche Rech-
nungswesen Bezug genommen werden. Zu erfassen wären die Tatbestände so, wie sie sich 
aus den Aufzeichnungen der Unternehmen, Haushalte usw. direkt ableiten lassen. Doch wer-
den im Rechnungswesen der Unternehmen auch Tatbestände nachgewiesen, die nicht am 
Markt stattgefunden haben, wie z.B. Abschreibungen, Bildung von Rückstellungen oder 
selbsterstellte Anlagen. Außerdem sind die Konzepte des Rechnungswesens je nach Ziel-
setzung (Kalkulation, Steuererklärung oder veröffentlichter  Jahresabschluß) und Sektor (Ein-
nahmen-Ausgaben-Rechnung beim Staat und den privaten Haushalten bzw. perioden-
gerechte Aufwands- und Ertragsermittlung bei Unternehmen, hier jedoch nach bereichs-
spezifischen Kontenrahmen) sehr unterschiedlich und teilweise nicht kompatibel. Deshalb 
wird auch dieses wichtige Kriterium nicht für die Abgrenzung der Markttransaktionen verwen-
det 

Zu den Markttransaktionen könnten schließlich die Transaktionen gezählt werden, die zwi-
schen Wirtschaftseinheiten tatsächlich stattgefunden haben, und zwar zu den Beträgen, die 
effektiv  gezahlt wurden. Als Beispiele für derartige Transaktionen, die in den VGR in anderer 
Abgrenzung gezeigt werden, seien folgende Markttransaktionen bzw. wirtschaftliche Vor-
gänge genannt: 

- Umsatzerlös aus dem Verkauf eigener Erzeugnisse und nicht der Produktionswert, 

- der Handelsumsatz und nicht die Handelsspanne, 

- der Kauf von Vorleistungs- oder von Investitionsgütern und nicht der Vorleistungsver-
brauch oder die Investitionen, 

- die Ausgaben des Staates und nicht der Staatsverbrauch, 

- die tatsächlich gezahlten (empfangenen) Einkommen und nicht die Einkommen ein-
schließlich Naturalentgelten, Arbeitgeberbeiträgen und unterstellten Sozialbeiträgen, 

- die gezahlten (empfangenen) Zinsen und nicht ein unterstelltes Entgelt für Bankdienst-
leistungen und 

6) Ruggles, R. (1982), S. 25 sowie Ruggles, R. und N. (1985), S. 12. 
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- die geleisteten und empfangenen Zahlungen von Lebensversicherungen u.a. und nicht 
ein unterstellter Kauf von Versicherungsdienstleistungen. 

In den folgenden Ausführungen wird von dieser engen Definition ausgegangen. Danach zäh-
len zu den Markttransaktionen nur Transaktionen, die zwischen verschiedenen Wirtschafts-
einheiten tatsächlich stattgefunden haben, und zwar mit dem jeweils gezahlten Betrag. Ein-
bezogen werden auch Transferzahlungen (Übertragungen), obwohl für sie ein wichtiges 
Merkmal des Marktes, nämlich das der Leistung und Gegenleistung, definitionsgemäß nicht 
gegeben ist. 

2 Markttransaktionen und Nichtmarkttransaktionen im SNA 

Die im SNA nachgewiesenen Tatbestände werden ganz überwiegend auf der Grundlage von 
Markttransaktionen definiert  und abgegrenzt. Hierfür  sprechen die gute Identifizierbarkeit  und 
statistische Erfaßbarkeit  sowie die Tatsache, daß in marktwirtschaftlich  orientierten Ländern 
dem Markt eine entscheidende Lenkungsfunktion im Wirtschaftsgeschehen zukommt. So 
sind die am Markt auftretenden Wirtschaftseinheiten und ihre Transaktionen in der Regel 
Gegenstand der Wirtschaftspolitik.  Aus diesen Gründen ist eine weitgehende Orientierung 
des SNA am Marktgeschehen nicht nur zweckmäßig, sondern im Hinblick auf die Verwen-
dung der Ergebnisse auch sehr sinnvoll. 

Die vorstehend genannten Beispiele für Transaktionen zeigen allerdings, daß viele der im 
SNA dargestellten Tatbestände nicht genau die beobachtbaren Marktvorgänge abbilden, 
sondern in vielfacher Hinsicht abgewandelt oder korrigiert sind. Diese Unterschiede sind bei 
der Darstellung der Produktion, des Aufkommens und der Verwendung von Waren und 
Dienstleistungen sowie der entstandenen Einkommen besonders groß. Sie vermindern sich 
beim Nachweis der Einkommensverteilung und -Umverteilung, denen vielfach die Zahlungs-
ströme zugrundeliegen. 

Beispiele für Transaktionen, die im SNA abweichend von den Marktvorgängen nachgewie-
sen werden, gibt Tabelle 1 (siehe S. 15). Mit der Tabelle soll auch gezeigt werden, wie sich Un-
terstellungen im Gesamtrechnungssystem auswirken. Um welche Größenordnungen es sich 
dabei handelt, geht aus den Tabellen 2 und 3 (siehe S. 21 und 22f.) hervor. Zu den einzelnen 
Tatbeständen seien folgende Erläuterungen gegeben: 

- Selbsterstellte Anlagen zählen zwar auch im einzelwirtschaftlichen Rechnungswesen zum 
Rohertrag, doch berühren sie als firmeninterne  Leistungen nicht den Markt. Würden sie im 
SNA nicht als Teil des Produktionswertes berücksichtigt, so müßten um ihren Wert die 
Investitionen vermindert werden, während der Betriebsüberschuß, das verfügbare  Ein-
kommen sowie die Ersparnis in Höhe der selbsterstellten Anlagen abzüglich Abschrei-
bungen hierauf geringer wären. 

- Die Vorratsveränderungen stellen typische zeitliche Korrekturposten zu den Marktvorgän-
gen dar, um die Produktion und den Verbrauch periodengerecht zurechnen zu können. Er-
wähnt sei, daß beim Privaten Verbrauch auf diese Korrektur verzichtet wird, d.h. Kauf und 
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Verbrauch werden hier gleichgestellt. Bei den Vorräten an Vorleistungsgütern handelt es 
sich zwar um Waren, die am Markt erworben wurden, doch werden nicht die Zugänge 
selbst gezeigt, sondern die Bestandsveränderung, der Saldo aus Zu- und Abgängen also. 

- Zur Produktion für den Eigenbedarf  zählen sehr unterschiedliche Tatbestände, wie land-
wirtschaftliche Erzeugnisse, die im eigenen Haushalt verbraucht werden, Entnahmen von 
Waren für den Privaten Verbrauch in Unternehmerhaushalten sowie der Mietwert eigen-
genutzter Wohnungen. Die Erhöhung des Produktionswertes bewirkt, daß auch die ent-
standenen, verteilten und verwendeten Einkommen erhöht werden müssen, falls die in 
den VGR geltenden Grundprinzipien nicht verletzt werden sollen. 

- Bei der Naturalvergütung handelt es sich um Lohneinkommen, die nicht in Geld, sondern 
in Waren „gezahlt" werden, wobei diese Art der Entlohnung in der Regel vertraglich ver-
einbart ist. In der Bundesrepublik Deutschland sind hier nur die Deputate im Bergbau und 
bei Brauereien sowie die Aufwendungen des Staates für Bekleidung und Verpflegung der 
Wehrpflichtigen von Bedeutung. Der Wert dieser Waren ist im Produktionswert und als Teil 
der Einkommen aus unselbständiger Arbeit zu erfassen. 

- Das SNA regelt nicht eindeutig, in welchem Ausmaß firmeninterne  Lieferungen zwischen 
Unternehmensteilen zu buchen sind. Lieferungen zwischen Betrieben bzw. fachlichen 
Teilen eines Unternehmens (establishments), die zu unterschiedlichen Bereichen (in-
dustries) zählen, sind auf jeden Fall einzubeziehen. Nach dem ESVG sind in erheblichem 
Umfang firmeninterne  Lieferungen als Produktionswert und Vorleistungsverbrauch zu bu-
chen, und zwar alle Lieferungen zwischen Unternehmensteilen, die zu verschiedenen Pro-
duktionsbereichen zählen, sowie alle Güter, die zu einer bestimmten Liste zählen.7) An-
dererseits sind nach dem ESVG Vorleistungskäufe/Verkäufe  zwischen Unternehmen, die 
zum selben Produktionsbereich gehören, in der Regel nicht zu erfassen.8) Diese Bestim-
mungen im ESVG sind zwar für die Input-Output-Analyse (Konstanz der Inputkoeffizienten) 
von Vorteil, hinsichtlich der statistischen Realisierbarkeit jedoch äußerst fragwürdig.  Auch 
steht die Konsolidierungsbestimmung im ESVG in Widerspruch zur Definition des Produk-
tionswertes, der laut ESVG9) alle marktbestimmten Waren umfaßt. 

- Der Nachweis der Handels- und Verkehrsleistungen nur mit den Spannen in den inter-
nationalen Systemen sowie in den Input-Output-Tabellen ist in ökonomischer Betrachtung 
sehr sinnvoll. Allerdings sind als Marktvorgänge in der Regel nur die Bruttogrößen beob-
achtbar. Der Käufer einer Ware vom Einzelhandel bezahlt den Gesamtpreis, ohne zu er-
kennen, wieviel davon auf die Handelsleistung entfällt. 

- Die Verbuchung von nichtmarktbestimmten Dienstleistungen des Staates, der privaten 
Organisationen ohne Erwerbszweck sowie der privaten Haushalte ist ein besonders gutes 
Beispiel dafür,  daß eine Beschränkung der VGR auf tatsächliche Markttransaktionen 

η SAEG (1985), S. 123. 
8) SAEG (1970), S. 113 ff. 
9) SAEG (1985), S. 42. 
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kaum möglich ist. Würde für den Staat kein Produktionswert nachgewiesen, so wäre es 
z.B. nicht möglich, die Verwendung von Einkommen und die Verwendung von Gütern in 
Einklang zu bringen. 

- Der Nachweis eines unterstellten Entgeltes für Bankdienstleistungen ist notwendig, um die 
„Produktion" der Kreditinstitute vergleichbar zu der der übrigen Bereiche darstellen zu 
können und um nicht einen negativen Betriebsüberschuß ausweisen zu müssen. Aller-
dings bereitet der Nachweis der Verwendung der unterstellten Bankdienstleistungen 
erhebliche konzeptionelle und statistische Probleme. Die im SNA vorgesehene Verbu-
chung als Vorleistungsverbrauch einer fiktiven Einheit kann nicht befriedigen. 

- Die Behandlung der Versicherungstransaktionen ist je nach der Art der Versicherung 
(Sozialversicherung, Sachversicherung, Lebensversicherung, Versicherungen mit oder 
ohne versicherungstechnische Rückstellungen) sehr unterschiedlich und zum Teil sehr 
kompliziert. Die von Versicherungsinstitutionen erbrachten Dienstleistungen werden -
ebenso wie die Leistungen der Kreditinstitute - überwiegend nicht gegen ein spezielles 
Entgelt „verkauft",  es sind also Unterstellungen notwendig. Gemessen wird der Wert der 
Dienstleistungen bei der Sozialversicherung, wie auch bei den Gebietskörperschaften, 
anhand der Kosten und bei den Versicherungsunternehmen am Überschuß der Beiträge 
der Versicherten über die Leistungen der Versicherungsunternehmen. Bei der Lebens-
versicherung werden die Versicherungsbeiträge um die Verzinsung der Vermögensan-
lagen der Versicherungsunternehmen und die gezahlten Leistungen um die Veränderung 
der versicherungstechnischen Rückstellungen aufgestockt. Diese Größen können zwar 
berechnet werden, sie sind jedoch als Marktvorgang nicht beobachtbar. Die zwischen den 
Lebensversicherungsunternehmen und den Versicherten tatsächlich geflossenen Zah-
lungsströme werden nach dem SNA überhaupt nicht gezeigt, sondern nur ein unterstellter 
Kauf von Dienstleistungen sowie in der Finanzierungsrechnung bei den Versicherten eine 
unterstellte Veränderung der Forderungen in Höhe der Veränderung der versicherungs-
technischen Rückstellungen. Die unterstellten Transaktionen sind nur auf der Makro-
ebene nachweisbar und können auf die Mikroebene nicht übertragen werden. 

- Die innersektoralen Grundstückstransaktionen sowie die Transaktionen mit vorhandenen 
Gebrauchsgütern zwischen privaten Haushalten werden saldiert nachgewiesen. Betrach-
tet man die Verkäufe als negative Investitionen bzw. als negativen Privaten Verbrauch, so 
führt  die Saldierung für den Gesamtsektor zu keiner Abweichung gegenüber einem Brut-
tonachweis. Das Plus bei der kaufenden Einheit wird durch das Minus bei der verkau-
fenden Einheit ausgeglichen. Völlig anders ist die Beurteilung der Saldierungen allerdings, 
wenn die Investitionen in tiefer Gliederung nach Wirtschaftsbereichen  und der Private Ver-
brauch gegliedert nach Haushaltsgruppen nachgewiesen werden sollen. Dann ist ein 
Bruttonachweis dieser Transaktionen notwendig. 

- Aus statistischen Gründen werden innersektorale Transferzahlungen beim Staat und bei 
den privaten Haushalten häufig saldiert. Das ist - bezogen auf den Sektor als Gesamtheit -
ohne Einfluß, da die geleisteten und die empfangenen Übertragungen um den selben 
Betrag gekürzt werden. Die Darstellung des Staates nach Ebenen und der privaten Haus-
halte nach Haushaltsgruppen erfordert  jedoch eine Auflösung dieser Konsolidierungen. 
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- Soziale Sachleistungen des Staates (z.B. Krankenbehandlung von „Kassenpatienten") 
werden direkt von der Sozialversicherung bezahlt, sind aber nach dem SNA und dem 
ESVG, anders als im deutschen System Volkswirtschaftlicher  Gesamtrechnungen, als Teil 
des Privaten Verbrauchs nachzuweisen. Folglich muß auch eine Transferzahlung  an die 
privaten Haushalte unterstellt werden, da andernfalls die Ersparnis der Haushalte durch 
den unterstellten „Kauf" dieser tatsächlich unentgeltlich empfangenen Sachleistungen zu 
klein ausgewiesen würde. In diesem Fall wäre es besser, in den VGR klarer zwischen dem 
Zahlungs- und dem Verbrauchskonzept zu unterscheiden, wie dies z. B. J. Pètre vor-
geschlagen hat.10) 

- Die von den Arbeitgebern direkt an die Sozialversicherung abgeführten Arbeitgeberbei-
träge werden in den VGR über die Arbeitnehmer geleitet, um ihr Bruttoeinkommen voll-
ständig nachzuweisen. Orientiert man sich jedoch mehr an den tatsächlichen Zahlungs-
vorgängen, so käme eine Verbuchung dieser Transferzahlungen von den Unternehmen 
direkt an die Sozialversicherung in Betracht. Die gleiche Überlegung müßte dann aber 
auch für die direkt abgeführten Arbeitnehmerbeiträge und die Lohnsteuer gelten. So weit 
gehen jedoch selbst die Vorschläge der Anhänger des Transactor/transactions-Konzep-
tes nicht. 

- Häufig erwerben Arbeitnehmer auch Ansprüche auf Renten (Betriebsrenten) und Pensio-
nen, ohne daß die Lohnempfänger hierfür  Beiträge entrichten bzw. ohne daß die Zunahme 
dieser Ansprüche in ihrem Einkommen zum Ausdruck kommt. In diesen Fällen sieht das 
SNA eine Aufstockung der Bruttoeinkommen einerseits und der an die Arbeitgeber ge-
leisteten Sozialbeiträge andererseits vor. Die fiktive Erhöhung der empfangenen Brutto-
einkommen wird also durch unterstellte Transferzahlungen der privaten Haushalte an die 
Arbeitgeber in gleicher Höhe wieder ausgeglichen (siehe auch das Beispiel in Tabelle 3, 
S. 22 f.). Diese unterstellten Transaktionen werden gebucht, um das Bruttoeinkommen zwi-
schen den einzelnen Gruppen von Arbeitnehmern vergleichbar nachzuweisen. Damit wird 
auch erreicht, daß die Lohnkosten richtig nachgewiesen werden, denn ohne diese Unter-
stellung würde eine Zunahme der Rückstellungen für Betriebsrenten in den Betriebs-
überschuß (entstandene Einkommen aus Unternehmertätigkeit und Vermögen) eingehen. 

- Nahezu alle Ströme in der Finanzierungsrechnung werden durch Differenzbildung  der 
Bestände am Anfang und Ende des Jahres ermittelt. Es handelt sich also um saldierte Grö-
ßen und nicht um die tatsächlich stattgefundenen Finanztransaktionen. Eine Bruttover-
buchung sämtlicher Finanztransaktionen (z.B. aller Buchungen auf den Girokonten) würde 
den Aussagewert der gesamtwirtschaftlichen Finanzierungsrechnung kaum erhöhen. 

Die bisherige Aufzählung von Nichtmarkttransaktionen im SNA ist nicht erschöpfend. Nur hin-
gewiesen sei auf bewertungsbedingte Unterschiede zu den Marktpreisen, wie die Bewertung 
zu Faktorkosten (factor values), Herstellungspreisen (approximate basic values) oder zu rei-
nen Faktorpreisen (true basic values). Auch Abschreibungen sind keine Markttransaktionen. 
Sie dienen der Periodisierung des Verbrauchs von Anlagegütern. Weitere Beispiele für Nicht-
markttransaktionen sind: 

10) Pètre, J. (1983), siehe auch Kopsch, G. (1984). 
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- der Nachweis eines Produktionswertes in Höhe der Grundstücksübertragungskosten 
beim Verkaut von Grundstücken, 

- die Ausgaben des Staates für Verpflegung und Bekleidung der Streitkräfte  als Teil der Ein-
kommen der Soldaten und als Teil des Privaten Verbrauchs, 

- unterstellte laufende Übertragungen an die übrige Welt für unentgeltliche Warenlieferun-
gen des Staates an die übrige Welt in Höhe des Grenzübergangswertes dieser Waren. 

Die aufgeführten  Beispiele zeigen, daß die im SNA dargestellten Tatbestände in vielfältiger 
Weise von den Transaktionen abweichen, wie diese am Markt beobachtbar sind. Allerdings 
muß gleichzeitig betont werden, daß die Abweichungen quantitativ nur einen sehr kleinen Teil 
ausmachen im Vergleich zu den dargestellten Transaktionen, die den Marktvorgängen direkt 
entsprechen. Die Beispiele zeigen aber auch, daß eine Beschränkung des SNA oder eines 
Kernsystems ausschließlich auf Marktvorgänge ernstlich nicht in Frage kommen kann. Ins-
besondere wäre es dann nicht möglich, 

- das Wirtschaftsgeschehen vollständig abzubilden, da nur ein Teil auf dem Markt in Er-
scheinung tritt, 

- den wirtschaftlichen Erfolg vollständig und periodengerecht zu erfassen, 

- die Tatbestände untereinander vergleichbar darzustellen, 

- die Ergebnisse im Zeitablauf vergleichbar darzustellen und 

- die Ergebnisse international vergleichbar darzustellen. 

Die Aussagefähigkeit der Ergebnisse wäre für wichtige Analysezwecke so eingeschränkt, 
daß sie sinnvoll kaum noch verwendet werden könnten. Die Darstellung liefe auf eine reine 
Geldstromanalyse hinaus. 

3 Verbesserter Nachweis der Markttransaktionen 

Die bisherige Diskussion führte zu dem Ergebnis, daß bei den Überlegungen zur Revision 
des SNA die gegenwärtige Behandlung der Markt- und der Nichtmarkttransaktionen nicht 
grundsätzlich geändert werden sollte. Trotzdem ist es überlegenswert, ob in der Zukunft 
durch eine verbesserte Präsentation der Ergebnisse der VGR die Markt- und die Nichtmarkt-
transaktionen in Zusatztabellen als solche sichtbar gemacht und in Nebenrechnungen ein 
Übergang zu den reinen Markttransaktionen ermöglicht werden sollte. Das hätte wesentliche 
Vorteile: 

- Die Ergebnisse der VGR würden für bestimmte Fragestellungen, die sich primär auf das 
tatsächliche Marktgeschehen und auf Geldstromanalysen beziehen, aussagefähiger. 
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- Eine Verknüpfung der Ergebnisse der VGR mit Mikrodatensätzen bzw. mit wichtigen 
Basisstatistiken würde wesentlich erleichtert. 

- Für die Benutzer der Ergebnisse der VGR wäre es leichter zu verstehen, was eigentlich 
erfaßt und wie es nachgewiesen wird. 

Dieses sind wichtige Vorteile, die bei den Überlegungen zur Weiterentwicklung ernst genom-
men werden sollten. Wie derartige Übergangstabellen aussehen werden, muß noch im Detail 
erarbeitet werden. Sie sollen auf jeden Fall die einzelnen Elemente zeigen, um von den SNA-
Definitionen zu den Markttransaktionen übergehen zu können. Hierfür  seien zwei Beispiele 
gegeben: 

In Tabelle 2 (siehe S. 21 ) wird aus dem Produktionswert der Unternehmen nach dem Konzept 
des ESVG der Umsatz der Unternehmen abgeleitet. Allerdings wurde der Empfehlung des 
ESVG, die Umsätze zwischen Unternehmen des gleichen Bereichs zu konsolidieren, nicht 
gefolgt. Lediglich bei der Landwirtschaft  wird das „Bundeshofkonzept" zugrundegelegt, 
Markttransaktionen zwischen Landwirtschaftsbetrieben  werden also im Prinzip nicht dar-
gestellt. Die nichterfaßten Umsatzbestandteile beziehen sich auf den Nettonachweis beim 
Handel, Transport und beim Verkauf von Energie u.ä. durch Verteilerunternehmen. Diese 
Nettostellungen wirken sich auf den Produktionswert und die Vorleistungen in gleicher Höhe 
aus, beeinflussen also die Wertschöpfung nicht. Das gleiche gilt für die firmeninternen  Lie-
ferungen. Die übrigen Positionen würden die Wertschöpfung der Unternehmen vermindern 
(in diesem Fall um 14 %), wenn die Nichtmarkttransaktionen nicht zum Produktionswert der 
Unternehmen gezählt würden. Die Korrektur um die Umsatzsteuer ist erforderlich,  weil nach 
dem ESVG das Aufkommen an Gütern ohne Umsatzsteuer, die Verwendung jedoch ein-
schließlich der nichtabzugsfähigen Umsatzsteuer nachzuweisen ist. 

In Tabelle 3 (siehe S. 22 f.) wird gezeigt, wie sich die echten Einnahmen und Ausgaben der pri-
vaten Haushalte aus dem verfügbaren  Einkommen und dem Privaten Verbrauch ableiten. Bei 
den Sachleistungen der Sozialversicherung handelt es sich um Gesundheitsleistungen, die 
von der Sozialversicherung direkt bezahlt werden. Sie sind in den deutschen Gesamtrech-
nungen Teil des Staatsverbrauchs, müssen laut ESVG aber als Transferzahlung  an private 
Haushalte und als „Käufe" von Gesundheitsleistungen der privaten Haushalte gebucht wer-
den. Die Transaktionen zwischen privaten Haushalten werden in den deutschen VGR kon-
solidiert, und zwar u.a. Geschenke, Verkäufe von Waren und Einnahmen aus Untervermie-
tung. Saldiert werden: Prämien an und Leistungen von Lebensversicherungen sowie Spiel-
einsätze und -gewinne. Konsolidiert werden auch die Übertragungen der privaten Haushalte 
an private Organisationen ohne Erwerbszweck. Zu einer Aufstockung der Bruttoeinkommen 
und der geleisteten Übertragungen um den selben Betrag führt  die Verbuchung der Arbeit-
geberbeiträge und der unterstellten Sozialbeiträge ü£er die privaten Haushalte. In der Bun-
desrepublik Deutschland werden aber auch die Arbeitnehmerbeiträge zur Sozialversiche-
rung (1978:77 Mrd. DM) und die Lohnsteuer (92 Mrd. DM) vom Arbeitgeber direkt abgeführt, 
so daß - streng genommen - die privaten Haushalte auch diese Beträge weder empfangen 
noch an den Staat zahlen. 
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Tabelle 2: Produktions wert und Umsatz der Unternehmen 1982 

Mrd. DM 
Produktionswert (laut Input-Output-Tabelle) 2 715 

+ Nichterfaßte Teile des Umsatzerlöses 1 199 
. Einstandswert der Handelsware 1 063 
. Einstandswert im Transithandel 58 
. Wiederverkäuferumsätze  mit Energie und Wasser 48 
. Verauslagte Transportkosten 29 
. Verkauf von Lager (Vorratsabnahme) 1 
. Bereichsinterne Umsätze (keine Schätzung möglich) 

— Nicht am Markt verkaufte Produktion 325 
. Selbsterstellte Anlagen 15 
. Vorratszunahme an eigenen Erzeugnissen 0 
. Firmeninterne Lieferungen 140 
. Unterstelltes Entgelt für Bankdienstleistungen 75 
. Unterstelltes Entgelt für Versicherungsdienstleistungen 29 
. Mietwert eigengenutzter Wohnungen 60 
. Eigenverbrauch in Unternehmerhaushalten 5 
. Naturalentgelt 1 

= Umsatz aus dem Verkauf eigener Erzeugnisse sowie von 

Handelsware ohne Umsatzsteuer1' 3 589 

+ Nichtabzugsfähige Umsatzsteuer 101 

= Umsatz zu Käuferpreisen 1' 3 690 

1) Ohne tatsächliche Verkäufe zwischen Landwirtschaftsbetrieben. 
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Tabelle 3: Einnahmen und Ausgaben privater Haushalte 1978 
nach dem Zahlungskonzept 

Mrd. DM 
Verfügbares  Einkommen (einschl. privater Organisationen ohne 

Erwerbszweck, nationales Konzept) 823 

Verfügbares  Einkommen der privaten Organisationen ohne Erwerbszweck 201) 

Verfügbares  Einkommen der privaten Haushalte (nationales Konzept) 803 

Sachleistungen der Sozialversicherung 78 

Verfügbares  Einkommen (SNA-Konzept) 881 

Nichterfaßte Einnahmen 76 
. Leistungen von Lebensversicherungen 15 
. Geschenke u.ä. von Haushalten 102) 

. Spielgewinne u.ä. 3 

. Erlös aus dem Verkauf von Waren 92 ) 

. Tatsächliche Mieteinnahmen 321) 

. Einnahmen aus Untervermietung 11 ) 

. Subventionen für Wohnungen 11 ) 

. Empfangene Vermögensübertragungen 5 

. Kursgewinne aus Wertpapierverkauf  .3 ) 

Unterstellte Einnahmen 227 
. Arbeitgeberbeiträge zur Sozialversicherung 91 
. Arbeitgeberbeiträge an Versicherungsunternehmen 2 
. Unterstellte Sozialbeiträge 36 
. Sachleistungen der Sozialversicherung 78 
. Naturalentgelt 1 υ 

. Entnahmen für den Privaten Verbrauch 41 ) 

. Einkommen aus Vermietung (einschl. aus unterstellter Eigenmiete) 15 

Unterstellte Transferzahlungen 129 
. Arbeitgeberbeiträge zur Sozialversicherung 91 
. Arbeitgeberbeiträge an Versicherungsunternehmen 2 
. Unterstellte Sozialbeiträge an Arbeitgeber 36 

Nichterfaßte Ausgaben (ohne Käufe) 85 
. Lebensversicherungsbeiträge 29 
. Geschenke u.ä. an Haushalte 102) 

. Spieleinsätze u.ä. 6 

. Vereinsbeiträge, Spenden, Kirchensteuer 141) 

. Steuern und Gebühren für Wohnungen 2 " 

. Zinsen für Baudarlehen u.ä. 221) 

. Geleistete Vermögensübertragungen 2 

Ausgabefähige Einnahmen 774 



noch: Tabelle 3 
Mrd. DM 

Privater Verbrauch der privaten Haushalte (nationales Konzept) 716 

+ Sachleistungen der Sozialversicherung 78 

= Privater Verbrauch (SNA-Konzept) 794 

+ Nichterfaßte Käufe von Waren und Dienstleistungen 26 
. Käufe von anderen Haushalten 9 2 ) 

. Gezahlte Untermieten 11 ) 

. Laufende Käufe für Wohnzwecke 161) 

- Unterstellte Käufe 145 
. Versicherungsdienstleistungen 14 
. Dienstleistungen von Lotterie- und Wettunternehmen 3 1 ) 

. Mietwert eigengenutzter Wohnungen 45 

. Sachleistungen der Sozialversicherung 78 

. Naturalentgelt 11 ) 

. Entnahmen in Unternehmerhaushalten 41 ) 

= Tatsächliche Käufe4' der privaten Haushalte von Waren und Dienstleistungen 675 

1) Grobe Schätzung. 
21 Ergebnis der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe 1978. 
3 ) Schätzung nicht möglich. 
4 ) Ohne Käufe von Grundstücken, Wohnungen und Käufe für Unternehmenszwecke. 

Erläuterungsbedürftig  ist die Verbuchung der Einnahmen und Ausgaben im Wohnungs-
wesen. Die Wohnungsvermietung ist in den deutschen VGR funktional zusammengefaßt und 
vollständig dem Unternehmenssektor zugerechnet. Die folgenden Zahlen für die Wohnungs-
vermietung durch private Haushalte sind Schätzungen: 

Wohnungsvermietung durch private Haushalte 1978 
Mrd. DM 

Tatsächliche Mieteinnahmen 32 
+ Unterstellte Mieten 45 

= Produktionswert 77 
— Vorleistungen und gezahlte Löhne 16 
— Indirekte Steuern 2 
+ Subventionen 1 
— Abschreibungen 23 

= Betriebsüberschuß 37 
+ Empfangene Einkommen 0 
— Geleistete Einkommen (Zinsen) 22 

= Einkommen aus Wohnungsvermietung 15 
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Vermögensübertragungen werden in den VGR gebucht, nicht jedoch als Teil des verfügbaren 
Einkommens. Es kann durchaus gefragt werden, ob die Unterscheidung zwischen laufenden 
und Vermögensübertragungen sehr sinnvoll ist. 

Bei den nicht im Privaten Verbrauch erfaßten Käufen handelt es sich um Käufe von anderen 
privaten Haushalten (z.B. gebrauchte PKW oder Untermieten) sowie um Ausgaben für Wohn-
zwecke, die in den VGR den Vorleistungen zugerechnet werden. Bei den unterstellten Käufen 
handelt es sich um Waren und Dienstleistungen, die die privaten Haushalte tatsächlich 
verbrauchen, die sie aber entweder unentgeltlich (z.B. Sachleistungen der Sozialversiche-
rung) oder ohne ein spezielles Entgelt (z.B. Versicherungsdienstleistungen) erhalten. Diese 
Beispiele zeigen, daß es sehr sinnvoll ist, zwischen tatsächlichen Ausgaben und dem tat-
sächlichen Verbrauch zu unterscheiden. Bei der Darstellung des Verbrauchs müßten aber 
wesentlich mehr Korrekturen vorgenommen werden, als hier erwähnt sind, so z. B. indivi-
dualisierbarer Staatsverbrauch, Sachleistungen der Unternehmen für ihre Arbeitnehmer, 
Abschreibungen auf dauerhafte Gebrauchsgüter11), bisher nicht erfaßte Haushaltsproduk-
tion12) u.ä. 

In Tabelle 3 (siehe S. 22 f.) nicht aufgenommen wurden reine Finanztransaktionen, die ent-
weder zu einem Aktivtausch (z.B. Einzahlung auf ein Sparkonto), zu einer Bilanzverkürzung 
(z.B. Rückzahlung eines Kredits) oder zu einer Bilanzverlängerung (Aufnahme eines Kredits) 
führen. Bei einem Verkauf von Wertpapieren ist es möglich, daß Kursgewinne (-Verluste) 
realisiert werden. Dieser Teil des Verkaufserlöses  könnte auch den ausgabefähigen Ein-
nahmen zugerechnet werden. 

Um die Markttransaktionen und die vielfältigen Unterstellungen in den VGR sichtbar zu 
machen, müßten Tabellen, wie hier für die privaten Haushalte als Beispiel dargestellt, für alle 
Sektoren aufgestellt werden. Die Konzipierung derartiger Übergangstabellen ist nicht schwer. 
Schwierig ist ihre Ausfüllung, denn es müßten zahlreiche Details explizit ausgewiesen wer-
den, für deren Berechnung nur mangelhafte statistische Informationen zur Verfügung stehen. 

Als ein weiterer Schritt könnte daran gedacht werden, ein System von Input-Output-Tabellen 
aufzustellen, das auch die reinen Markttransaktionen als solche ausweist. In der Bundes-
republik Deutschland wird zur Zeit hieran gearbeitet.13) 

Schließlich könnte in einer Paralleldarstellung auch ein geschlossenes System der Markt-
transaktionen aufgestellt werden. Die angemessenen Darstellungseinheiten wären institu-
tionelle Einheiten, die am Markt als Entscheidungsträger tatsächlich in Erscheinung treten. 
Das wären z.B. Unternehmen als kleinste rechtlich selbständige Einheiten und nicht etwa 
Betriebe, establishments oder gar die fiktiven homogenen Produktionseinheiten des ESVG. 
Dieses System liefe auf eine reine Geldstromanalyse hinaus. Möglicherweise entspräche es 
auch dem, was van Bochove und van Tuinen in ihrem „core" vorschlagen.14) 

11) Schäfer,  D. (1985). 
12) Lützel, H. (1983). 
13) Siehe Stäglin, R. (1984). und Stahmer, C. (1984). 
14) Siehe Bochove, C.A. van und Tuinen, H.K. van (1985) 
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Statistische Einheiten im System of National Accounts und 
im Europäischen System Volkswirtschaftlicher  Gesamt-
rechnungen 

Einleitung 

Fragen der statistischen Einheiten betreffen  Respondenten, Primärstatistiker, volkswirtschaft-
liche Gesamtrechner und Statistik-Konsumenten. Zunehmender Routinecharakter der lau-
fenden Datenproduktion und der Perfektionismus unseres Kontenkonzeptes scheinen selt-
samerweise dahin geführt  zu haben, daß nicht einmal in den Volkswirtschaftlichen Gesamt-
rechnungen (VGR) - dem berufenen Gewissen der amtlichen Statistik - eben diese Fragen 
immer gebührende Beachtung finden. Dabei läßt sich zeigen, daß auf dem Weg über ihre 
statistische Datenbasis (Basisstatistiken, „Quellen") die statistische Einheit eine Schlüssel-
rolle auch in den VGR spielt, ebenso daß es damit nicht immer zum besten bestellt ist. Dieses 
vielleicht auch aus dem Bemühen, Benützerwünschen aller Art gleichzeitig Rechnung zu 
tragen; ebenso vielleicht auch aus einer dogmengläubigen Haltung gegenüber den inter-
nationalen Systemen, die manches noch nicht integriert haben, was heute durchaus im 
Bereich des Möglichen liegt. 

Es ist das Anliegen dieses Aufsatzes der Versuch zu zeigen, daß der Erhebbarkeit, Erfaß-
barkeit auf Seiten der statistischen Einheit „natürliche" Grenzen gesetzt sind, die nicht ohne 
Schaden überschritten werden. Diese natürlichen Grenzen haben unmittelbar mit der wirt-
schaftlichen Wirklichkeit in den Unternehmen zu tun, ihrer inneren Organisation, ihrer Melde-
fähigkeit. Ihre Beobachtung eröffnet  aber gleichzeitig einen Weg zu einer wirklichkeitsnähe-
ren, differenzierteren  Betrachtung als es bisher der Fall war (vielleicht um den Preis des Ver-
lustes scheinbar eindeutiger Antworten). Mögliche Änderungen beziehen sich daher sowohl 
auf die Erhebungsseite wie auf die Auswirkungen in den VGR. Es geht eigentlich darum, 
einen Schritt zurück und zwei vorwärts zu tun. Es könnte sogar argumentiert werden, daß es 
ebenso um eine Änderung des VGR-Modelles wegen Notwendigkeiten bei Beobachtung der 
statistischen Einheit geht, wie um eine Änderung dieser Beobachtungsusancen eben im 
Interesse des VGR-Modelles: Der Dateninput der VGR ist nicht notwendig analytisch-antizi-
pativ (Franz 1983, 1985). 

Das Thema ist freilich so umfassend und komplex wie die wirtschaftliche Wirklichkeit selbst. 
Um Verständnis muß daher gebeten werden, dafür, daß manches zwangsläufig in sehr ab-
gekürzter, thesenartiger Form vorgebracht erscheinen wird, manches vielleicht auch un-
bewußt „Austriaca" verarbeitet, die nicht von gleichem Allgemeininteresse sind. Es ist nicht 
leicht, hier empirische Belege zu bringen; handelt es sich doch in erster Linie um ein Einwir-
ken auf Praktiken der Primärstatistik, ferner  auch um Neuerungen in den VGR, bei denen wir 
selbst erst am Anfang stehen. 
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1 Das Einheiten-Repertoire in ISIC/NACE und SNA/ESA 

1.1 Gemeinsamkeiten und Unterschiede 

Die Gemeinsamkeiten zwischen allen diesen Systemen sind praktisch vollkommen, was die 
i n s t i t u t i o n e l l e Ebene betrifft  (Unternehmen, Rechtsträger, Haushalte/Individuen). Eine 
weitere - gar nicht so triviale - Gemeinsamkeit besteht darin, daß alle diese Systeme eine 
Ebene d a r u n t e r kennen und auch dort die Existenz von Einheiten ( e n t i t i e s ) stipulie-
ren. Sie ist aber nur zwischen „International Standard Industrial Classification of all Economic 
Activities" (ISIC) (UN 1968a) und „System of National Accounts" (SNA) (UN 1968b) praktisch 
gleich konzipiert, nicht jedoch zwischen ISIC und „Nomenclature générale des activités éco-
nomiques dans les Communautés européennes" (NACE) (SAEG 1970), zwischen SNA und 
„European System of Integrated Economic Accounts" (ESA) (SAEG 1969) und auch nicht 
zwischen NACE und ESA. ISIC und in seinem Gefolge das SNA sehen eine auf den 
B e t r i e b (establishment, activity type unit, fachliche Einheit?) zentrierte untere Ebene vor. 
Auch NACE kennt den Betrieb (establishment), ohne aber diesem Konzept einen ersten 
Rang zuzuweisen. Alle diese Einheiten sind so gefaßt, daß sie grundsätzlich erhebbar 
erscheinen, wenn auch Vorbehalte der Datenverfügbarkeit  gemacht werden. 

Dem ESA hingegen ist das Betriebskonzept fremd; es sieht die „homogene Produktions-
einheit" vor, ein Konzept, das streng genommen nicht erhebbar, sondern nur (analytisch) 
rekonstruierbar  ist. 

„Establishment" (ISIC, SNA) und „Kind-of-activity unit" (NACE) haben ihren gemeinsamen 
Nenner vielleicht auch darin, daß es sich um möglichst h o m o g e n e Einheiten handeln 
soll. Die Homogenität kommt zum Ausdruck in der Güterpalette des Outputs, meint aber 
eigentlich die „Aktivität". Damit ergibt sich die Frage nach der Natur der Aktivität, und - damit 
unmittelbar zusammenhängend - der Einheit selbst: ferner  der Klassifikation, und ob hier 
vielleicht eine tautologische Zirkularität besteht. 

1.2 Der Aktivitäts begriff 

Längere Begriffsdeduktionen  vermeidend, geht es schlicht darum, ob „Aktivität" ein Konzept 
ist, das unabhängig von statistischen Einheiten gedacht, oder besser noch, angewendet 
werden kann (also die statistische Einheit so etwas wie ein unvermeidlicher, aber eigentlich 
störender Umweg auf dem Wege zur Schau der Aktivität ist), oder ob sie von diesen gerade 
konstituiert wird. Die genannten Klassifikationen scheinen eher dem ersteren Konzept zu-
zuneigen1), und erklärtermaßen so das ESA. Ohne weitere Argumente im nächsten Abschnitt 
(„Prämissen") vorwegzunehmen, könnte dem schon grundsätzlich entgegengehalten wer-
den, daß wenigstens im Nichtmarktbereich Aktivität und Einheit gar nicht getrennt werden 
kann; und daß Produktionen (das sind Aktivitäten, „Prozesse") letzten Endes nur definiert  und 

1) Jüngste Revisionsentwürfe zur ISIC beziehen in dieser Richtung noch deutlicher Stellung 
(UN 1984a). 
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identifiziert  werden können, wenn es - zumindest a u c h - T r a n s a k t i o n e n , also einen 
Vorgang z w i s c h e n statistischen Einheiten gibt. Wenn dem nun so wäre, bekommen die 
Einheiten von selbst herausragende, determinierende Bedeutung. Diese Überlegungen 
haben aber de lege lata, beim status quo der Systematiken, weniger Bedeutung als de lege 
ferenda. 

1.3 Duales System und Einheitenhierarchie 

Alle genannten Systematiken gehen von dem Dualismus einer Aktivitätsebene (Establish-
ment; activity type unit etc.; in der Folge: „Ebene I") und einer i n s t i t u t i o n e l l e n Ebene (in 
der Folge: „Ebene II") aus. Diesen Ebenen korrespondieren in den VGR-Systemen jeweils 
konkret umschriebene Transaktionsgruppen und Kontenarten. Oft wird diese Korrespondenz 
zur Erklärung der Ebenen-Natur gebraucht (mißbraucht?); es handelt sich aber bestenfalls 
um (zirkuläre) Beschreibung, weil die Situation ganz analog ist wie oben bei den Aktivitäten. 

Die Konfiguration der Einheitenbeziehung kann verschiedene Gestalt annehmen; es gilt aber 
generell und nach dem Konzept der Ebenen logisch, daß: 

- jede Einheit der unteren Ebene zu einer und nur einer Einheit der oberen gehört und 

- jeder Einheit der oberen Ebene mindestens eine Einheit der unteren Ebene zugehört. 

Daraus folgt eine hierarchische Struktur zwischen den Ebenen; der einfachste Fall ist die 1:1 
Entsprechung. 

Ob diese Grundstruktur ontologisch richtig ist, läßt sich nicht ohne weiteres beantworten. Ihre 
weitere Akzeptanz und die Möglichkeit, ein Mehr an Informationsgehalt einzubringen als bei 
einem monistischen Ansatz, sprechen sehr zu ihren Gunsten. Für die weiteren Überlegungen 
ist aber wichtig, daß „oben" zwar alle Merkmale zutreffen,  aber ein Detaillierungs-„trade off" 
wirksam wird, der duale oder noch differenziertere  Ansätze geboten erscheinen läßt (siehe 
Abschnitt 2.2). 

2 Prämissen 

2.1 Die typologische Natur der statistischen Einheiten 

Wie alle Phänomene der Wirklichkeit stehen die statistischen Einheiten in einem Spannungs-
verhältnis zu ihren idealiter getroffenen  Definitionen. Weniger zur Definition als zur Realität 
gehört, daß die Einheiten selten „rein" sind, genaugenommen funktional gar nicht sein kön-
nen. Inhomogener Output ist hier nur ein vordergründiger  Fall. Von weiterreichender Bedeu-
tung scheint der Umstand, daß die statistische Einheit nicht in ihrem durch einen konkreten 
Output abgesteckten „So-Sein" festgeschrieben ist; das gilt für Kapazitätsreserven, die in der 
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Berichtsperiode nicht ausgeschöpft werden, ebenso wie für im gegebenen Rahmen mög-
liche andere Produktkombinationen; das gilt schließlich auch für Innovationen, die die Bio-
graphie der Einheit mehr oder weniger stark verändern. Im Hinblick auf die Einheit ist eine 
Feststellung, die sich auf ihre „ a b i l i t y " bezieht, viel aussagekräftiger  als eine, die sich auf 
ihre aktuelle „ a c t i v i t y " bezieht. Das in der Einheit verkörperte P o t e n t i a l zu Aktivitäten 
wäre daher der eigentliche Anknüpfungspunkt. Aktuelle Aktivitätsstrukturen auf der Basis der 
herkömmlichen Klassifikationspraxis nehmen sich demgegenüber ephemer, um nicht zu 
sagen zufällig aus: Ihr Vorteil ist nur die durch Konventionen erkaufte leichte Identifizierbarkeit 
und Aggregierbarkeit;  ihr Nachteil, daß sie solcherart antizipierte Antworten liefern. Diese 
Situation ist nach außen erkennbar als eine Komplexität von Ressourcen in einem weiten 
Sinn unter einem einheitlichen Willen, deren innere Gesetzmäßigkeiten sich der Beobach-
tung zwar nicht entziehen, aber durch letztlich mechanistische Dekomposition nicht adäquat 
erfaßbar  sind („black box").2) Solche Ganzheit ist ein Phänotypus, der selbst erklärt, aber nicht 
durch seine Teile erschöpfend erklärt werden kann. Deren Unterschiede sind nicht einfach 
Irregularitäten. Als „Modell" ist sie viel weniger weitgehend beschrieben als es in den gel-
tenden Klassifikationen geschieht. 

2.2 „Trade off" 

Auf alle statistischen Primäruntersuchungen trifft  es zu, daß sich nicht alle Merkmale gleich-
zeitig auffächern  lassen; weitere Detaillierung in einer Hinsicht bedeutet ab einem bestimm-
ten Punkt Vergröberungen, Informationsverlust  in einer anderen Hinsicht: hier schillert der Ein-
heitenbegriff  der Merkmale durch. Das nächstliegende Beispiel sind da die unvermeidlichen 
Versuche der Regionalstatistik, alles und jedes örtlich anzubinden. Dieser „trade off"  hat bis in 
die Informationstheorie  reichende Ursachen, er hat aber seine gute Entsprechung im prak-
tischen Sinn der Respondenten, die mangels angemessener Aufzeichnungen eine gesunde 
Resistenz gegen übertriebene Zurechnungswünsche an den Tag legen. Von größter Bedeu-
tung ist er auch für die Rechtfertigung des dualen Systems (siehe Abschnitt 1.3) oder ge-
gebenenfalls weitere Auffächerung;  genau hier findet dieser Umstand darin seinen Nieder-
schlag, daß in einem (mindestens) dualen System insgesamt relativ mehr an Information 
geboten werden kann, wenn auch in einer Hinsicht Abstriche gemacht werden müssen: Bei 
einer angestrebten tiefen Aktivitätsklassifikation sind Merkmale, die Einheiten der Ebene II 
korrespondieren, nicht mehr im vollen Umfang erhältlich. 

2.3 Primat der Einheiten 

Es spricht also nicht wenig dafür,  daß die statistischen Einheiten weniger das Produkt der An-
wendung von Klassifikationen und anderen Identifikationsnormen sein sollen, als vorgege-
bene, möglichst unangetastet belassene Ausgangspunkte, deren Umstände und Gemein-
samkeiten es zu erkennen und in normative Behelfe umzusetzen gilt. Das trifft  insbesondere 
zu für Klassifikationen, Transaktorenkonzepte und Konten. 

2) Komplexe Kosten bedeutet, daß klare Input-Outputbeziehungen nicht mehr hergestellt werden kön-
nen. 
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2.3.1 Klassifikationen 

Ohne hier die Nützlichkeit, ja praktische Notwendigkeit, von (internationalen, nationalen) 
Standardklassifikationen in Abrede zu stellen, ist doch davon auszugehen, daß Klassifikatio-
nen (Betriebssystematiken) prinzipiell ein Sekundärprodukt aus der Aufarbeitung von zu-
nächst in dieser Hinsicht unklassifiziertem Material sind (sein sollten). Die betriebssystema-
tische Struktur, die sich ergibt, wenn eine bestehende Klassifikationsnorm angewendet wird, 
mag sehr verschieden sein von jener, bei welcher die Klassifikationsnorm erst aufgrund der 
Erhebung gefunden wird. (Natürlich läßt sich durch Teilungen und ähnliche artifizielle Mani-
pulationen die Norm säuberlich erfüllen.)  Die Frage der angemessen Klassifikationsstruktur 
ist also durchaus offen;  sie wird schon bei gegebener Teilungstradition immer wieder gestellt 
und würde möglicherweise noch anders zu beantworten sein, wenn ein Primat der Einheiten 
voll zur Geltung käme. Wie dem auch sei, im konkreten Einzelfall ist die Frage, ob die Sy-
stematik hier schlecht ist, mindestens so legitim, wie jene, ob geteilt werden soll. Ebene I und 
Ebene II könnten dabei in etwas differenziertere  Verhältnisse zueinander zu stehen kommen 
als in den üblichen dekadischen Vergröberungen. 

2.3.2 Transaktoren 

Es ist nicht schwer einzusehen, daß die statistischen Einheiten die konstitutiven Bausteine 
(Elemente) der Transaktorbegriffe  der VGR sind. Die Konzepte, die auf der Einheitenebene zur 
Anwendung kommen, werden daher nicht ohne Auswirkung auf die Transaktoren bleiben: 
Nur scheinbar sind sie einheiteninvariante, amalgamierte Gesamtbegriffe - ein Mißverständ-
nis, dem die oft aus der Datennot geborene Methodik der VGR freilich in die Hand arbeitet. 
Nicht nur die Abgrenzung der Marktbereiche vom Nichtmarktbereich hängt unmittelbar von 
den Einheiten ab. Die Bruttoproduktionswerte sind unmittelbar davon determiniert, ganz zu 
schweigen von Input-Output. - Nicht zuletzt sind auch in den VGR klassifikatorische Unter-
gliederungen vorzunehmen, die im Ergebnis wieder von der Einheitenzuordnung abhängen. 

2.3.3 Konten 

Die Anwendung des dualen Kontensystems ist nur sinnvoll, wenn hinter den Aggregaten Po-
pulationen von statistischen Einheiten stehen, deren Datenreport sich dort widerspiegelt. Eine 
Kontenebene I nur im Wege der Projektion läßt sich nicht erstellen. Damit schließt sich der 
Kreis: Aktivitäten, Klassifikationen, Transaktoren, Transaktionen und Konten stehen unter-
einander in einem symmetrischen Verhältnis; dieses ist aber sekundär. Letzten Endes ist es 
bewußt gesteuert von unserem dualen Grundverständnis der Einteilung der Welt in statisti-
sche Einheiten. Wir haben es aber in der Hand, die effektiven  Ausprägungen der Wirklichkeit 
in den Erhebungen nicht zu antizipieren, sondern zu erkennen. 

2.3.4 Erhebungen 

Bleibt noch zu erwähnen, daß die Natur der statistischen Einheiten natürlich auch die Er-
hebungsinstrumente determiniert. Das betrifft  den Zugang zur Einheit (Identifikation) wie den 
Merkmalskatalog. Erhebungen der Ebene I werden also anders geartet sein als solche der 
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Ebene II, wenn auch „oben" immer die gleichen Fragen wie „unten" gestellt werden können. 
Die Anwendung der Erhebungsinstrumente braucht aber nicht zu bedeuten, die Realität 
dabei zu vergewaltigen, in die Konzepte zu pressen, sondern (eher) umgekehrt. 

3 Befund 

3.1 Primärstatistik als Basis der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen 

Unter der Prämisse des Primates der statistischen Einheiten ist die Rundum-Abhängigkeit 
der VGR von der primärstatistischen Basis keine Frage. Gesamthafte methodische Ansätze, 
wie commodity flows, oder die Residualmethode sind hier nicht einmal die Ausnahme von 
der Regel: die Frage der Einheiten ist auch in den VGR allgegenwärtig. Sie liegt hier nur nicht 
so offen  zutage, nicht zuletzt verdeckt von einer eigentümlich suggestiven Terminologie, von 
Praktiken und „Logiken", die oft am besten funktionieren ohne Belastung durch solchen 
elementarstatistischen Kleinkram. Die logische Folge dieses Primates ist aber, daß die VGR 
so gut oder so schlecht sind wie die Technik der Erfassung der statistischen Einheiten selbst; 
ihrer Identifikation und ihrer Zusammenfassung zu statistisch gruppiertem Material. Diese 
Techniken sind daher auf ihre Zulässigkeit und Angemessenheit hin zu untersuchen. 

3.2 Establishment-Problematik 

Die Frage der statistischen Einheiten ist auch bei den institutionellen Elementen der Ebene II 
nicht gegenstandslos, sie konzentriert sich aber ganz überwiegend auf die Ebene I (Aktivitäts-
ebene), also die betriebsmäßigen Einheiten. Der Problemfall  ist die Te i I u η g von Ganz-
heiten, auf die zunächst der Identifikationsvorgang stößt, oder die gegebenenfalls sogar vom 
unternehmerischen Willen veranlaßt wird. Teilungen kommen nämlich nicht nur auf statisti-
sche Initiative zustande: es ist auch an Teilungen zu denken, die aus unternehmerischen 
Erwägungen vorgenommen werden, aber den ganzheitlichen Charakter verletzen (z.B. Aus-
gliederung des Vertriebes als eigene Einheit). Meistens ist es aber die von der erhebenden 
Statistik vorgenommene Teilung in „homogene" Einheiten, oder in regional säuberlich zu-
ordenbare Einheiten, oder beides. Jeder Teilungsfall zieht mehr oder weniger artifizielle Zu-
rechnungen nach sich, die nach Regeln, oder ad hoc: mit Hilfe der Respondenten, oder am 
grünen Tisch erfolgen.3) Sie sind immer eine mögliche Fehlerquelle, sogar zwangsläufig 
fehlerbehaftet.  Es wird also eine Abwägung vorausgehen, ob der Informationsgewinn den 
möglichen oder wahrscheinlichen Fehler akzeptabel erscheinen läßt. Diese Abwägung wird 
freilich oft anders ausfallen, wenn die typologischen Unreinheiten des Seins selbst thema-
tisiert werden. Nur in wenigen Extremfällen ist diese Frage klar beantwortet: sehr kleine Ein-
heiten; sehr homogene Einheiten (keine Teilungen); einfache Inhomogenitätsstruktur von 
Einheiten mit exzellenter, teilungsnaher betriebswirtschaftlicher  Datenbasis (Teilung). In allen 
anderen Fällen stellen sich die Grenzen der Erhebbarkeit. 

3) Die allgemeine Buchungsregel, die hier vertreten wird, ist das „conditio sine qua non" - Kriterium, d.h. 
nur solche Inputs/Outputs etc., die bei Wegfall der Einheit gleichfalls wegfallen würden, sind zu-
rechenbar. 
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3.3 Grenzen der Erhebbarkeit 

3.3.1 Betriebswirtschaftliche Vorfragen 

Sie sind eigentlich entscheidend. Vom erhebenden Statistiker ist schwerlich zu verlangen, 
eine Teilung nach den Regeln und Erkenntnissen der Betriebswirtschaftslehre  vorzunehmen; 
und es ist eigentlich verrückt, ihm eine solche aufzulegen, wenn sie von diesen Regeln 
n i c h t gestützt wird. Sagt ein Volkswirt zu viel, wenn er - im fremden Fach dilettierend - fest-
stellt, daß die Betriebswirtschaftslehre  selbst sehr viel mit homogenen Situationen operiert, in 
der inhomogenen Situation aber Modelle anbietet, die keine eindeutige Antwort geben, son-
dern eben vor allem Dispositionsräume aufzeigen? Der Rückgriff  auf die Betriebswirtschafts-
lehre wird weder theoretisch noch praktisch eine Ermutigung zur Teilung bringen. 

Bleibt der statistische Sachzwang. Dabei wird sich das Problem im Bereich der G e m e i n -
k o s t e n und der nun als „ i η t e r - u η i t -f I ο w s " erscheinenden ursprünglichen „intra-
unit-flows" konzentrieren. Letztere sind mehr ein Bewertungs- als ein Identifikationsproblem, 
erstere sind überhaupt nur willkürlich (nach „Schlüsseln") zuzuordnen. Auch hinsichtlich der 
neuen „inter-unit-flows" müßte es aber eigentlich die allererste Bedingung sein, daß die nun 
gesondert identifizierten Einheiten technisch und wirtschaftlich für sich bestandsfähig sein 
würden (Postner 1982, 1984, 1985; Thage 1985). 

3.3.2 Faktische Grenzen 

Die faktische Grenze der Erhebbarkeit ist die Verfügbarkeit  von geeigneten Daten beim Re-
spondenten, also insbesondere einer K o s t e n r e c h n u n g für die ins Auge gefaßten Ein-
heiten. Durch Schätzungen läßt sich freilich jeder Datenmangel „beheben", und Schätzungen 
vom Respondenten werden oft besser sein als jene des Statistikers. Wie schwerwiegende 
Folgen auch kleine Schätzfehler haben können, erhellt allein aus dem einfachen Umstand, 
daß die Profitrate - das entscheidende Motiv der unternehmerischen Disposition - auch auf 
der Betriebsebene selten mehr als 2 - 3 % vom Bruttoproduktionswert ausmacht. Aber ist ein 
solcher Datenmangel nicht mehr als nur das Fehlen von gewünschten Unterlagen? Ist er 
nicht oft ein Indikator dafür, daß eigentlich sachlich keine für eine Teilung günstige Situation 
vorliegt ( k o m p l e x e K o s t e n ) ? S o l l der Statistiker überhaupt trennen, was der Unter-
nehmer verbunden hat? Das Auftreten komplexer Kosten ist dann genau der Punkt, wo die 
establishment-Einheit (spätestens) zu identifizieren ist. 

3.3.3 Normative Grenzen 

Unter diesen Gesichtspunkt fällt die Frage, ob bzw. wann überhaupt geteilt (zusammen-
gefaßt) werden soll, auch wenn gegebenenfalls eine Datengrundlage besteht und daher ge-
teilt (zusammengefaßt) werden kann. Hier sind natürlich die Erwägungen der erzielbaren Ho-
mogenität, Regionalisierung etc. legitim; ebenso aber die betriebswirtschaftlichen  Überlegun-
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gen einer separaten Bestandsfähigkeit der Einheiten, und einer akzeptablen Entflechtungs-
möglichkeit der komplexen Kosten. Legitimerweise wird auch das Interesse an einer Abbil-
dung eben der komplexen Zusammenhänge zu beachten sein. 

3.4 Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen 

Neben der Abhängigkeit von der primärstatistischen Basis ist die in den geltenden Systemen 
verankerte, fast extreme Trennung von Ebene I- und Ebene Ii-Konten zu konstatieren (die viel-
leicht einmal durchaus zeitgemäß war). Sie bedeutet eine ebensolche Beschränkung der 
analytischen Einsicht: Denn es stimmt einfach nicht, daß die Vorgänge in den Betrieben nach 
dem Modell einer endnachfragedeterminierten  Maschinerie ablaufen, und die Unternehmer 
ihre Einkommen auf einer abgehobenen Ebene von finanziellen Dispositionen maximieren, 
der Betriebsüberschuß bloß noch „passiert". (Wir alle wissen, daß die Produktionsentschei-
dungen nicht auf der Ebene I fallen.) Auch hier bestehen Komplexitäten, und zwar vertikaler 
Art. 

3.5 Optionen 

Diese Erwägungen scheinen am ehesten zu dem Ergebnis zu führen, daß eine schematische 
Identifikationsprozedur  mit unwiderruflichen  Teilungen nicht erstrebenswert ist. Vielmehr sind 
je nach vorwiegendem Zweck d i f f e r e n z i e r t e  statistische Abbilder angemessen. Wo 
der Zweck die Erklärung (nicht: Beschreibung) betrieblicher Aktivitäten ist, dort ist die Sicht-
weise homogener Prozesse mit limitationalen Funktionen bestenfalls e i n e Variante, aber 
wahrscheinlich nicht einmal die beste. Das moderne Instrumentarium der Input/Output-Ana-
lyse enthebt uns der Antizipation von Homogenität im Erhebungswege, und sie zeigt mit ihren 
Varianten, wie fragwürdig  solche Antizipation immer bleiben muß. 

Was hindert uns schließlich noch, die komplexe Natur der Betriebsebene, so wie sie ist, an die 
andere Ebene der Unternehmensentscheidung anzubinden? Dabei mag es wohl dazu kom-
men, daß eine weitere Betriebsebene eingezogen werden muß, auf der die technologischen 
Prozesse einfließen in die (von Gemeinkosten zusammengehaltenen) breiteren Aktivitäts-
komplexe. Ein Erklärungsgewinn auf beiden Seiten - der Aktivitätsebene, wo sich die Produk-
tionsprozesse abspielen, und der Unternehmerebene, auf der alle Entscheidungen fallen -
wird die Folge sein. Auch der Dualismus ist kein Dogma, sondern eben eine extrem weit-
gehende Abstraktion unter mehreren. 

4 Nutzanwendung 
4.1 Der Grundgedanke: „Ganzheitliche Sicht" 

Die vorstehenden Überlegungen gehen von der ganzheitlichen Natur der statistischen Ein-
heiten aus und finden, daß die durch Erhebbarkeitsschranken determinierten Ganzheiten 
eben die statistischen Einheiten sind. Eher noch als die Schätzfehler (Teilungsfehler) ist es 
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eigentlich die Frage, wie diese Einheiten überhauptzutreffend  zu erfassen sind, um die es hier 
geht. Dieser Vorbehalt bedeutet nur scheinbar einen Rückschritt der VGR (und der Wirt-
schaftsstatistik überhaupt, wenn auch sie darauf abstellt). Die ganzheitliche Sicht erschöpft 
sich nicht bei den Einheiten selbst, indem deren Integrität tunlichst zu erhalten ist. Sie wird 
insgesamt zu einem differenzierten  Strukturbild der Ökonomie führen, das sich in den VGR in 
ebenso differenzierten  Konten und ihren Zusammenhängen niederschlagen kann; außer-
halb vor allem in differenzierten  Klassifikationen und einem neuen Interesse an den organi-
schen Zusammenhängen der Einheiten. 

4.2 Klassifikationen 

Abgesehen davon, daß Klassifikationen überhaupt unter dem Primat der statistischen Einhei-
ten erstellt werden sollten, also weniger normative Vorgaben als vom Sein inspirierte Ord-
nungsraster sein sollten, ist der durch die rigorose Anwendung der Klassifikationsnorm 
erzeugte Druck zur Identifizierung h o m o g e n e r Einheiten fragwürdig.  Er könnte durch 
M i s c h p o s i t i o n e n (für „multi-activity-units") und eine neue Interpretation der „not else-
where classified"-Kategorien gemildert und so die statistische Erfassung der Wirklichkeit 
wirklichkeitsnäher werden, auch um den Preis von Überlappungen. An der Stelle der Exklusi-
vität der Gruppen würde das viel schlichtere Erfordernis  bleiben, daß jede Einheit natürlich nur 
einmal zugeordnet werden darf. 

4.3 Basisstatistiken 

Die Dichotomie Betrieb - Unternehmen ist fundamental, aber sie ist so keine Exekutions-
Norm, sondern aus der Wirklichkeit abstrahiert. Wenn die Wirklichkeit sich gegen die Normen 
der Erhebung sperrt, ist es nicht unbedingt angemessener, erstere zu manipulieren, als letz-
tere differenziert  anzuwenden. Die unmittelbare Beobachtbarkeit ist jenes Kriterium, das im 
Ergebnis die bestmögliche Abbildung der Wirklichkeit sichert. Die Beachtung der natürlichen 
Korrespondenz der Merkmale zu bestimmten Einheitenkonzepten, des „trade off"  bei Merk-
malsdetaillierung, der Datenverfügbarkeit,  führt  so einerseits zu einfacheren, „natürlicheren" 
Bildern; andererseits vielleicht auch zu vielschichtigeren (Mehr-Ebenen-)Bildern des Wirt-
schaftsbaues, die neue analytische Ansatzpunkte bieten. Solche differenzierte  Datenvor-
gaben sind auch im System der VGR prinzipiell unterzubringen; sie sind erst die eigentliche 
Grundlage einer guten regionalen Wirtschaftsstatistik.  Es ist klar, daß dafür die Vorausset-
zungen nicht immer so günstig waren wie heute, wo mehr und mehr statistische Ämter über 
Register verfügen und dabei eben diese differenzierten  Z u s a m m e n h ä n g e (Ebenen, 
Selektoren) sich wie von selbst bemerkbar machen. 

4.4 Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen 

4.4.1 Elemente der Transaktionen 

Erste Konsequenz wäre hier, daß auch in die VGR die Einheiten so eingehen, wie sie b e ο b -
a c h t b a r sind. Erst so wird es möglich, die VGR mit Mikro-Datensets unmittelbar zu verbin-
den (Ruggles/Ruggles 1982). 
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4.4.2 Intermediäre Konten 

Eine differenzierte  Sicht der Einheiten der Ebene I, ihrer Erhebungsmöglichkeiten könnte ein 
guter Grund sein, für alle (oder zumindest für die Problem-Fälle), eine Zwischenebene von 
Konten zu etablieren, die vor allem den Gemeinkostenkomplex als solchen intakt läßt (eine 
antizipative Zuordnung zu den diversen Produktionen vermeidet). Das kann in Input/Output-
Tabellen durch Ausgliederung der physischen Produktion geschehen, deren Output als Input 
übergeordneter Einheiten der Ebene I gebucht wird. Es gibt hier z.B. nur noch „Transforma-
tion" der Art, daß die Gemeinkosten insgesamt den Betriebsüberschuß aus den physischen 
Produktionen insgesamt vermindern. 

4.4.3 Vernetzung der Konten 

Im ESA, neuerdings auch im SNA, gibt es bereits Produktionskonten der Ebene II (statistische 
Einheit: Unternehmen). Damit ist ein wichtiger Schritt in die Richtung einer Integration der Kon-
ten der Ebene I mit jenen der Ebene II getan. Durch die Anbindung dieser Konten an solche 
der Ebene I wird eine Verbindung zwischen Produktionskonten der elementaren Stufe, einer 
allenfalls dazwischentretenden Ebene (siehe Abschnitt 4.4.2) und den Einkommenskonten 
selbst geschaffen;  damit ist aber auch eine zusammenhängende Analyse des unterneh-
merischen Verhaltens ermöglicht: erst so wird die Erklärung der Vorgänge am Einkom-
menskonto aus der Betriebsebene, und vice versa, möglich sein. Die Voraussetzung ist aber 
eben die Identifikation dieser Zusammenhänge bei den elementaren Einheiten (van den Bos 
1985). 

4.4.4 Sonstiges 

Eine Reihe von interessanten anderen, nach Klärung und Revision rufenden Situationen der 
statistischen Einheit in den geltenden VGR-Systemen könnte noch aufgeworfen  werden, ins-
besondere im Zusammenhang mit Sektorbildung. Wegen ihrer besonderen praktischen Ak-
tualität und der analogen Situation, wie sie zuvor geschildert wurde, sei beispielsweise die 
Frage der statistischen Einheit der f u n k t i o n e l l e n Klassifikation herausgegriffen.  Hier 
scheint nicht nur aus betriebswirtschaftlichen  Überlegungen, sondern schon vom Konzept 
her die Etablierung der statistischen Einheit als Produktionseinheit notwendig. Wie sonst soll 
der Konsumsaldo ermittelt werden? Erst jüngst heißt es, daß eine Revision der „Classification 
of the Functions of Government" (COFOG) (UN 1980) in diesem Sinne beabsichtigt ist. 

Mit Bezug auf die statistische Einheit ist aber auch die im Nichtmarktsektor gängige Gleich-
setzung von Aktivität = Funktion durchaus fragwürdig. 

Ein anderes, die Identifizierung der Einheiten und der Zusammenhänge zwischen den Ebe-
nen erheischendes Erfordernis  ist die Implementierung von Sektorkonzepten nach dem 
K o n t r o l l k r i t e r i u m : für Ebene I-Einheiten ist hier immer der Rückgriff  auf die Ebene II 
erforderlich,  weil Kontrolle nur von dort angesiedelten Einheiten geübt werden kann (UN 
1979). 
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Resumé 

Wie läßt sich solche „konservative" Attitüde in der Praxis umsetzen? 

- „Units of observation" sollten möglichst auch als „units of classification" erhalten bleiben; 

- „units of observation" sollten auch die „statistical units" im SNA sein; 

- der Dualismus des SNA ist prinzipiell in Ordnung; er sollte aber angereichert werden mit 
einer intermediären, durch komplexe „Kosten-(Gemeinkosten-)Einheiten" bestimmte 
Ebene; 

- auf der elementaren und der intermediären Ebene sollten jeweils nur jene Merkmale ver-
ankert werden, die mit dem betreffenden  Einheitenkonzept korrespondieren; 

- eine Verbindung der Einheiten der Ebene I (elementare, intermediäre) mit den zugehörigen 
Einheiten der Ebene II sollte hergestellt werden (Vernetzung). 
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Einkommensbegriffe  für die privaten Haushalte in den 
Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen - die gegen-
wärtige Diskussion 

Einleitung 

Die Diskussion um die für Anfang der neunziger Jahre geplante Revision der internationalen 
Gesamtrechnungssysteme hat gerade erst begonnen.1) Deshalb wäre es verfrüht,  über 
Ergebnisse zu berichten. Bei manchen Fragen, die zum Teil erst im Verlauf besonderer Unter-
suchungen aufgeworfen  werden, ist nicht einmal der Umfang des Revisionsbedarfs abzu-
sehen. Zwar ist man sich allgemein einig, daß die Revision so gering wie möglich ausfallen 
soll und daß sie vor allem am zentralen System nichts ändern darf,  aber darüber, was das 
zentrale System genau darstellt, gehen die Meinungen schon auseinander. 

Eine wohl allgemein akzeptierte Kritik an der gegenwärtigen Ausformung des Systems betrifft 
die Behandlung des Sektors der privaten Haushalte. Die jetzige Gesamtrechnung ist unter-
nehmenslastig. Die privaten Haushalte erscheinen im Aggregat oft zusammengefaßt mit den 
privaten Organisationen ohne Erwerbszweck. Eine Detaillierung, die mit derfür  den Unterneh-
menssektor gegebenen zu vergleichen wäre, fehlt. Dennoch liegt ein politisches und gesell-
schaftliches Interesse nach mehr Information über die privaten Haushalte vor, und es lohnt 
deshalb, sich einige Gedanken zur Weiterentwicklung der Gesamtrechnung in dieser Rich-
tung zu machen. Dabei steht dem Charakter der Gesamtrechnung entsprechend der Ein-
kommensbegriff  im Mittelpunkt. 

Im Haushaltssektor spielen im wesentlichen zwei Einkommensbegriffe  eine Rolle, das Pri-
märeinkommen, in den Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen (VGR) dargestellt durch 
den Anteil am Volkseinkommen und das verfügbare  Einkommen, das sich unter Einbezie-
hung der Sekundäreinkommen ergibt. Der erste Begriff,  obwohl kaum explizit definiert, 
scheint so klar zu sein, daß sich eine Diskussion erübrigt. Zum zweiten sind dagegen bereits 
eine Reihe von Variationen in die Diskussion gebracht worden, die hier ausführlich darzu-
legen sind. Sie stammen im wesentlichen aus zwei Quellen, zum einen den von den Verein-
ten Nationen veröffentlichten  Richtlinien über Verteilungsstatistik, zum anderen der französi-
schen Gesamtrechnung. 

Es gibt noch einen anderen Grund zur Beschäftigung mit den privaten Haushalten. Die Prä-
dominanz des Unternehmenssektors hat dazu geführt,  daß dessen Begrifflichkeit  die Ge-
samtrechnung wesentlich geprägt hat. Man ist es gewohnt, die Gesamtrechnung von der 
Produktion her aufzubauen. Ausgangspunkt ist bei diesem Aufbau das entstehungsseitige 

1) Ruggles, N. (1984). 
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Einkommen (Wertschöpfung).2) Automatisch ist es dann auch der Unternehmenssektor, der 
sich mit seiner Buchhaltungsstruktur, insbesondere seinem Einkommensbegriff  in den Vor-
dergrund schiebt. Noch heute ist es ein guter didaktischer Ansatz, die Gesamtrechnung aus 
den Konten einer Unternehmung abzuleiten. Wenn man sich aber einmal auf den Standpunkt 
des privaten Haushalts stellt und die Konten der Gesamtrechnung von hieraus eingehend 
betrachtet, und sei es nur, um die Detaillierung des Haushaltssektors konsistent zu konstru-
ieren, fällt ein neues Licht auch auf Begriffe,  die man bisher nicht weiter problematisieren zu 
müssen glaubte. Das gilt insbesondere für den Begriff  des Einkommens und seiner kreislauf-
mäßigen Strukturierung. Denn nun steht das verteilungsseitige Einkommen am Anfang der 
Betrachtungen, und man fragt,  ob und inwieweit die anderen Einkommensbegriffe  dazu pas-
sen. Es wird sich zeigen, daß besonders der Begriff  des Primäreinkommens unter diesem 
Aspekt noch einmal zu überdenken ist. 

Als Beleg, daß eine gewisse begriffskritische  Betrachtungsweise hier angebracht ist, diene 
die Erinnerung an das Verhältnis von Volkseinkommen und der Summe aller verfügbaren 
Einkommen in den VGR. Letztere ist um den Saldo der Übertragungen aus dem Ausland und 
die indirekten Steuern größer als Ersteres. Die Übertragungsdifferenz  ist logisch, aber die 
Steuerdifferenz  nicht. Wenn die indirekten Steuern entstehungsseitig nicht als Einkommen 
gelten, können sie es schlechterdings auch auf der Verwendungsseite nicht. Oder einfach 
gesagt, eine Volkswirtschaft  kann nicht über mehr verfügen, als sie hat. Wenngleich dieser 
terminologische Tatbestand bekannt ist, trägt er zu sehr den Charakter eines um Schließung 
der Rechnung willen eingegangenen, pragmatischen Kompromisses, als daß er nicht für 
eine Revision prinzipiell zur Debatte stände. 

Ziel dieses Artikels ist also, über Ideen zur Erweiterung der Gesamtrechnung in bezug auf die 
privaten Haushalte zu berichten und die zugehörigen theoretischen Fragen zu erörtern. Ant-
worten oder konkrete Änderungsvorschläge sind nicht zu erwarten. Dazu muß die Diskussion 
erst weiter fortgeschritten  sein. Obwohl es sich um eine internationale Diskussion handelt, 
sind der Hauptbezugspunkt natürlich die VGR der Bundesrepublik Deutschland3), um die 
Alternativen möglichst konkret und in einem vertrauten Rahmen zu zeigen. 

1 Die Richtlinien der Vereinten Nationen zur Verteilungsstatistik 

Die Vereinten Nationen haben schon vor einiger Zeit „Vorläufige Richtlinien für die Statistik der 
Verteilung von Einkommen, Verbrauch und Vermögensbildung privater Haushalte" heraus-
gebracht, in denen der Frage der Integration der privaten Haushalte in die Gesamtrechnung 
nachgegangen wird.4) Allerdings sind sie über den vorläufigen („provisional") Status nicht 
hinausgelangt. Im folgenden sollen die wesentlichen Aussagen dieses Dokuments berichtet 
und interpretiert werden. Man kann zeigen, daß hinter ihnen eine bestimmte Sicht, um nicht zu 
sagen Kritik einiger Konventionen der Gesamtrechnung steht, die einmal explizit dargestellt 
werden muß. In dem Dokument richtet sich die Kritik gegen das „System of National 

2) Spilker, H. (1963), S. 331. 
3) Statistisches Bundesamt (1984). 
4) United Nations (1977). 

39 



Accounts" (SNA) der United Nations (UN).5) Insoweit als die VGR der Bundesrepublik 
Deutschland mit diesem System übereinstimmen, gilt die Kritik auch den VGR, und da diese 
in der Bundesrepublik Deutschland geläufiger sind als das SNA, werden wir im folgenden die 
UN-Richtlinien zur Verteilungsstatistik mit den VGR vergleichen. 

Wie der Titel ankündigt, geht es bei den UN-Richtlinien um das verteilte Einkommen. Man will 
mit den durch dieses Dokument abgedeckten Statistiken Instrumente schaffen,  mit denen die 
Wohlfahrtsverteilung  zwischen Haushalten, aber auch die Nachfrage von Gütern und Dien-
sten, die Quellen der Investitionsfinanzierung, die Wirkung von Steuern und von Inflation 
untersucht werden können.6) Die Autoren halten es in diesem Sinne für angebracht, gewisse 
Definitionen der Gesamtrechnung zu modifizieren, betonen aber, daß der Zusammenhang 
mit der Gesamtrechnung wenigstens insoweit gewahrt bleiben soll, als die Unterschiede 
durch explizite Definitionsabgrenzungen klar und quantitativ faßbar gemacht werden. An 
einer Stelle heißt es sogar, daß eigentlich die Verteilungsstatistik nichts anderes als eine 
Disaggregierung und Detaillierung der entsprechenden Konten der Gesamtrechnung dar-
stelle.7) 

1.1 Die Kontenübersicht 

Einen Überblick über die Vorschläge vermitteln die Konten 1.1 -1.3 (siehe S. 41 ).8) Sie gliedern 
die Einnahmen und die Ausgaben der privaten Haushalte, die mit Hilfe der Verteilungsstatistik 
erhoben werden sollen. Auf der Habenseite sind drei Hauptgruppen von Einnahmen unter-
schieden, die Primäreinkommen, die Vermögenseinkommen und die Übertragungen. Ihre 
Summe bildet das gesamte Haushaltseinkommen, die erste Zielvariable der Verteilungs-
statistik. Auf der Ausgabenseite (Konto 1.2) werden zunächst direkte Steuern und Sozial-
abgaben gebucht. Den Saldo des Kontos bildet das sogenannte „available" Einkommen. 
Darauf,  was „available" hier im Gegensatz zu dem sonst üblichen Wort „disposable" 
bedeuten soll, kommen wir noch zurück. Konto 1.3 zeigt, wofür das „available" Einkommen 
verwendet wird. Es sind dies die Ausgaben für den Privaten Verbrauch, die Zinsen auf Kon-
sumentenschulden und sonstige laufende Übertragungen. Als Saldo verbleibt die Brutto-
ersparnis, die gemäß Konto 1.4 (siehe S. 41) über die Vermögensübertragungen in den 
Finanzierungssaldo übergeht. Auf den ersten Blick ist dies die konventionelle, mit den Konten 
3-3 bis 3-6 der VGR vergleichbare Darstellung der Einkommensströme durch den privaten 
Haushalt. Die Unterschiede stecken im Detail. 

Bei näherem Hinschauen stellt man sowohl in der Kontenstruktur als auch in der Zusammen-
setzung der Ströme Unterschiede zur Gesamtrechnung fest. Zunächst einmal ist der Begriff 
des Gesamten Haushaltseinkommens, den die UN-Richtlinien vorsehen, für die VGR neu. 
Die Frage ist, wie leicht er aus der Addition der Einnahmen auf den Konten 3-3 und 3-4 zu er-
mitteln wäre. Ferner wird der Begriff  des Primäreinkommens hier explizit eingeführt,  der in der 
Gesamtrechnung gelegentlich zur Erläuterung benutzt wird, aber aus Gründen, die nicht 

5) United Nations (1968). 
6) United Nations (1977), S. 1. 
τ) United Nations (1977), S. 4 
0) Ebenda, S. 11 ff. 
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Die Konten der privaten Haushalte gemäß den UN-Richtlinien zur Verteilungsstatistik 

Konto 1.1: Die Einnahmen 

4. Gesamtes Haushaltseinkommen 1. Primäreinkommen 
a) Einkommen aus unselbständiger Arbeit 

(aa) Löhne und Gehälter 
- in bar 
- in natura 

(bb) Arbeitgeberbeiträge zur Sozialversicherung 
und ähnlichen Einrichtungen 

b) Einkommen der Mitglieder von Produzenten-
genossenschaften 

c) Bruttoeinkommen aus Unternehmertätigkeit von 
Unternehmen ohne eigene Rechtspersönlichkeit 

2. Empfangene Vermögenseinkommen 
a) Unterstellte Miete auf eigentümergenutzte Wohnung 
b) Zinsen 
c) Dividenden 
d) Mieten 

3. Empfangene laufende Übertragungen und andere 
Leistungen 

a) Soziale Leistungen 
b) Pensionen und Lebensversicherungsrenten 
c) sonstige laufende Übertragungen 

Konto 1.2: Die obligatorischen Ausgaben 

5. Geleistete direkte Steuern 4. Gesamtes Haushaltseinkommen 

6. Beiträge zu 
a) Sozialversicherung 
b) Pensionskassen 

7. Gesamtes verfügbares („avail-
able") Haushaltsein-
kommen (1) 

Konto 1.3: Einkommensverwendung 

8. Ausgaben der privaten Haushalte 
für den letzten Verbrauch 

a) in bar 
b) in natura 

7. Gesamtes verfügbares  Haushaltseinkommen (1) 

9. Geleistete Zinsen auf Konsumen-
tenschulden 

10. Sonstige geleistete laufende 
Übertragungen 

11. Bruttoersparnis 

Konto 1.4: Vermögensveränderung 

13. Bruttovermögensbildung 
a) Eigentümergenutzte Wohnung 
b) Sonstige 

11. Bruttoersparnis 

12. Empfangene Vermögensübertragungen, netto 

14. Finanzierungssaldo 
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bekannt sind, im eigentlichen Kontenschema fehlt.9) Wenn man den Saldo des Kontos 3-3 
der VGR als Primäreinkommen ansieht, d.h. die Summe aller empfangenen Erwerbs- und 
den Saldo aller Vermögenseinkommen, so weichen die UN-Richtlinien davon merklich ab. 
Als primär lassen sie nur die Erwerbseinkommen gelten. Ob, wie es die Numerierung 
nahelegt, der zweite Posten, Vermögenseinkommen, dann als sekundär, der dritte Posten, 
Übertragungen, als tertiäres Einkommen anzusehen ist, lassen die Richtlinien offen.  Jeden-
falls bedingt diese Klassifikation eine deutlichere Trennung von Einkommen aus Unterneh-
mertätigkeit und Einkommen aus Vermögen, als sie in den VGR bisher praktiziert wird. 

Was mit dem Begriff „available" Einkommen anders gemeint sein soll als verfügbares  Ein-
kommen, wird aus dem UN-Dokument nicht ersichtlich. Ins Deutsche übersetzt bedeutet er 
dasselbe wie „disposable", man erkennt vom Wort her keinen begrifflichen  Unterschied.10) 
Wir gehen deshalb im folgenden davon aus, daß derselbe Begriff  gemeint, aber eine andere 
Operationalisierung vorgeschlagen wird. Die Benennung „verfügbares  Einkommen (1)" mag 
den Begriff  der UN-Richtlinien von dem der VGR unterscheiden. Der Unterschied betrifft  die 
Zinsen auf Konsumentenschulden und die sonstigen Übertragungen. Gemäß den UN-Richt-
linien sind sie im verfügbaren  Einkommen enthalten, gemäß VGR nicht. 

Schließlich fällt an dem UN-Schema auf, daß der private Haushalt Realvermögen bilden kann. 
Das liegt an der Sektordefinition. In den UN-Richtlinien enthält der Sektor private Haushalte 
die Unternehmen ohne eigene Rechtspersönlichkeit, und die Wohnungsvermietung ist nicht 
in einen eigenen Produktionsbereich ausgegliedert. 

Sind soweit die Konten der UN-Richtlinien mit denen der VGR noch vergleichbar, gehen sie in 
folgendem Schritt über die Gesamtrechnung hinaus: 

Konto 2: Gesamter individueller Verbrauch11) 

8. Ausgaben für den Privaten Verbrauch 19. Gesamter individueller Verbrauch 

9. Geleistete Zinsen auf Konsumenten-
schulden 

10. Sonstige geleistete laufende Über-
tragungen 

15. Ausgaben des Staates für den 
individuellen Verbrauch 

16. Ausgaben der privaten Organisationen 
ohne Erwerbszweck für den 
individuellen Verbrauch 

17. Ausgaben der Unternehmen für den 
individuellen Verbrauch 

18. Subventionen des Staates, die im in-
dividuellen Verbrauch enthalten sind 

3) Die niederländische Gesamtrechnung kennt ihn, vgl. Centraal bureau voor de statistiek (1983), table 
4, S. 106 f. 

10) Messinger, H., Rüdenberg, W. (1977). 
11) United Nations (1977), S. 19. 
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Mit dem Konto 2 wird auf Studien der Vereinten Nationen in den siebziger Jahren Bezug 
genommen, die die Vergleichbarkeit des kapitalistischen und des sozialistischen Rech-
nungssystems zum Ziel hatten.12) In letzterem, dem „Material Product System" (MPS) spielt 
der „Gesamtverbrauch der Bevölkerung" eine Rolle, der über den Begriff  des Privaten Ver-
brauchs im SNA und in den VGR hinausgeht und jene Leistungen einbezieht, die der private 
Haushalt vom Staat kostenlos erhält. Jener Begriff  ist hier abgewandelt und übernommen 
worden. 

1.2 Die einzelnen Ströme 

Wir wenden uns den Einzelheiten der UN-Richtlinien zu. Im Haushaltseinkommen der VGR 
sind unterstellte Sozialbeiträge der Arbeitgeber enthalten. Die UN-Richtlinien schlagen vor, 
diese zu ignorieren. Das wirft  die Frage auf, ob unterstellte Arbeitgeberbeiträge Haushalts-
einkommen darstellen oder nicht. Das Argument dafür ist bekannt: „Unterstellte Sozialbei-
träge sind - ebenso wie die tatsächlichen Sozialbeiträge - Kosten für den Produktionsfaktor 
Arbeit und werden deshalb als Bestandteil der Bruttoeinkommen aus unselbständiger Arbeit 
angesehen."13) Das Argument dagegen lautet, daß es sich hier um Zurechnungen handelt, 
über die bei den privaten Haushalten keine Aufzeichnungen vorliegen oder von denen sie 
sonst viel Kenntnis hätten.14) Hier wird auf ein Prinzip rekurriert,  das allgemein den Unter-
schied der UN-Richtlinien zu den VGR charakterisiert. Kritisch gewendet bedeutet es, das 
Ansinnen zu stellen, zwischen den Makro-Größen der Gesamtrechnung und den auf Mikro-
ebene festzustellenden Größen müßte es eine ein-eindeutige Beziehung geben.15) Ohne das 
Problem zu vertiefen, sei angemerkt, daß nicht nur die unterstellten, sondern sogar die tat-
sächlichen Arbeitgeberbeiträge anders gebucht werden könnten, und zwar als eine Art in-
direkter Steuern, zahlbar vom Unternehmen direkt an den Staat. Diese Lösung stand in der 
vorletzten Fassung des SNA und wird in den USA praktiziert.16) 

Auch bei den Einkommen aus Vermögen unterscheiden sich die UN-Richtlinien von den 
VGR. Wegen des Prinzips der Mikro-Makro-Verbindung sind die Zinsen auf versicherungs-
technische Rückstellungen bei den UN-Richtlinien nicht im Haushaltseinkommen enthal-
ten17), denn sie können von diesen selbst nicht wahrgenommen oder belegt werden. Wie-
derum stellt sich die Frage, ob solche Zurechnungen überhaupt als Einkommen der privaten 
Haushalte anzusehen sind. 

Was die Definition des Primäreinkommens anlangt, wird die UN-Vorstellung, die Definitions-
grenze zwischen Einkommen aus Unternehmertätigkeit und Einkommen aus Vermögen zu 
ziehen, durch folgendes Detail präzisiert. Die unterstellte Netto-Miete für den vom Eigentümer 
selbst genutzten Wohnraum wird nicht als Einkommen aus Unternehmertätigkeit (wie in den 
VGR) sondern als Einkommen aus Vermögen gebucht. Die Begründung ist relativ mager: 

12) United Nations (1977a). 
13) Statistisches Bundesamt (1984), S. 93. 
14) United Nations (1977), S. 14, 41. 
15) Ruggles, N„ Ruggles, R. (1982), S. 5 f. 
16) Ruggles, N„ Ruggles, R. (1970), S. 51. 
17) United Nations (1977), S. 49. 
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„Unterstellte Miete wird als Vermögenseinkommen betrachtet, weil man das Gefühl hat (,,it is 
felt"), daß das Einkommen aus eigentümergenutztem Wohnraum dem Vermögenseinkom-
men mehr verwandt ist als dem Einkommen aus Unternehmertätigkeit."18) Dennoch ist sie in-
tuitiv nicht von der Hand zu weisen. Gerade bei eigentümergenutzter Wohnung ist schwer ein-
zusehen, wieso hier noch eine spezielle Aktivität angenommen werden muß, um die Nutzung 
zu produzieren, besonders, wenn die Wohnung fertig gekauft wurde. Andererseits kann in die 
Erstellung der Wohnung wohl unternehmerische Aktivität auch eines privaten Bauherren ein-
gehen. Aber ob diese so erheblich ist, um daraus ein regelmäßiges Einkommen abzuleiten, 
bleibe hier offen. 19) Die Frage macht deutlich, daß die Grenze zwischen Einkommen aus 
Unternehmertätigkeit und aus Vermögen im Einzelfall nicht immer leicht zu ziehen ist, und das 
wirkt sich natürlich auf die Definition des Primäreinkommens, wenn sie nach den UN-Richt-
linien vorgenommen werden soll, aus. 

Faßt man den Anteil am Volkseinkommen, den die VGR für die privaten Haushalte auswei-
sen, als deren Primäreinkommen auf, so unterscheiden sich die UN-Richtlinien hier in einem 
weiteren Detail. Die Zinsen auf Konsumentenschulden werden nicht abgezogen. Die Zinsein-
nahmen der privaten Haushalte gehen also brutto ins Primäreinkommen ein, das Primärein-
kommen ergibt sich unmittelbar aus der Summe dieser Zinsen. Werden die Zinsen auf Kon-
sumentenschulden in den VGR schon vor der Ermittlung des Primäreinkommens abgezo-
gen, erscheinen sie in den UN-Richtlinien sogar als Teil des verfügbaren  Einkommens. Auch 
das ist nicht unlogisch. Schließlich kann ein Haushalt frei  darüber verfügen, ob er solche Zin-
sen zahlen will oder nicht. 

Der andere Unterschied zwischen verfügbarem Einkommen der UN-Richtlinien („available 
income") und den VGR besteht in den sonstigen laufenden Übertragungen. Mit den Zinsen 
auf Konsumentenschulden kann man sie zu den nicht-obligatorischen Übertragungen zu-
sammenfassen. Letzteres ist zwar kein Terminus der VGR, kann aber hier dazu dienen, eine 
bestimmte Gemeinsamkeit dieser beiden Ströme herauszustellen. In den UN-Richtlinien 
heißt es dazu: „Das gesamte verfügbare  Haushaltseinkommen ist der Betrag, der Haushalten 
für Ausgaben für letzten Verbrauch und andere Ausgaben zur Verfügung steht, zu denen sie 
gewöhnlich nicht verpflichtet sind."20) Die Frage ist also, ob das verfügbare  Einkommen die 
freiwilligen Übertragungen enthalten soll oder nicht. Sicherlich kann ein Haushalt eine Ferien-
reise (Privater Verbrauch) gegenüber einem Beitrag zum Sportverein (freiwillige Übertragung) 
substituieren. Insofern gehört der Beitrag zum verfügbaren  Einkommen. Für die Keynesia-
nische Kreislaufanalyse sind allerdings nur die Elemente Privater Verbrauch und Ersparnis 
vorgesehen. Deshalb ist die geltende VGR-Konvention gerechtfertigt.  Wir kommen auf die 
Frage zurück. 

18) United Nations (1977), S. 44. 
19) Siehe dazu Schuster, E. (1963), S. 316. 
20) United Nations (1977), S. 49. 
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1.3 Einkommen und Verbrauch 

Ein weiterer Posten im verfügbaren  Einkommen sind diejenigen Zahlungen, „die öffentliche 
Stellen für Dienste vornehmen, die Unternehmen und private Organisationen ohne Erwerbs-
zweck direkt einzelnen Personen leisten, gleichgültig ob diese Zahlung beim Individuum oder 
bei dem Produzenten eingeht."21) Das SNA enthält solche Zahlungen (z.B. an Ärzte) als Teil 
der sozialen Leistungen. Die VGR buchen diese Zahlungen und die zugehörige Dienstlei-
stung als Käufe des Staates und dann Staatsverbrauch. Die UN-Richtlinien zur Verteilungs-
statistik sehen ebenfalls vor, diese Zahlungen nicht als Teil des verfügbaren  Einkommens zu 
buchen.22) Hier werden also die VGR in ihrer Abweichung vom SNA unterstützt. In der Tat sind 
diese Einnahmen nicht wirklich verfügbar  in dem Sinne, daß sie z.B. gespart werden könnten, 
sondern sie sind an eine bestimmte Ausgabe gebunden. Andererseits, insofern das verfüg-
bare Einkommen die Wohlstandsposition der Haushalte abbilden soll, gehören diese Einnah-
men wohl dazu. 

Die UN-Richtlinien sehen für diesen letzteren Zweck einen anderen Einkommensbegriff  vor. 
Wie in Konto 2 (siehe S. 42) gezeigt, erweitern die UN-Richtlinien den Verbrauchsbegriff. Daß 
diese Erweiterung sinnvoll und machbar ist, kann hiereinmal unterstellt werden. Die Frage ist 
von Pètre gründlich untersucht worden.23) Wir haben hier als Konsequenz jener Unter-
suchung eine terminologische Veränderung vorgenommen. Was Pètre als vom Staat finan-
zierten individuellen Verbrauch beschreibt, ist in früheren  Studien ebenso wie in den UN-
Richtlinien als „Gesamtverbrauch der Bevölkerung" bezeichnet worden (..total consumption 
of the populaton"). Dieser Ausdruck ist jedoch unglücklich, da kaum zu erkennen ist, wodurch 
sich der Verbrauch der „Bevölkerung" von dem der „privaten Haushalte" unterscheiden soll. 
Wie gesagt, handelt es sich hier um die Übernahme eines Begriffs  aus dem MPS. Das muß 
aber nicht die Übernahme auch der Bezeichnung bedeuten. Im Rahmen des SNA ist die 
Bezeichnung individueller Verbrauch terminologisch leichter einzufügen und wird deshalb 
hier verwendet. Man will mit dem Begriff  des individuellen Verbrauchs eine funktionelle Größe 
definieren, die den Verbrauch der privaten Haushalte unabhängig von seiner jeweiligen in-
stitutionell gebundenen Finanzierung ausweist. Diesem Ziel dient auch die weitere Bestim-
mung der UN-Richtlinien, Subventionen, die in solchen Verbrauch eingehen, in diese Größe 
einzubeziehen.24) 

Unabhängig davon, welche Posten auf der linken Seite des Kontos 2 (siehe S. 42) erscheinen, 
stellt sich aber nun die Frage, ob gleichsam automatisch damit jeweils ein Einkommensstrom 
verbunden ist. Die Tradition ist alt und festgefügt. Der Eigenverbrauch der Unternehmer, die 
eigengenutzte Wohnung sind wohl die bekanntesten Beispiele eines sich unmittelbar auf das 
Einkommen auswirkenden Verbrauchs. Dementsprechend definieren die UN-Richtlinien ein 
„Gesamtes verfügbares  Einkommen der Bevölkerung", das aus dem gesamten individuellen 
Verbrauch durch Hinzufügung der Ersparnis entsteht. Ob das ein sinnvoller Einkommens-
begriff  ist, sei hier dahingestellt. Die Frage ist besser zu behandeln, wenn der nächste Vor-
schlag von Einkommensbegriffen  vorgestellt worden ist. 

21) United Nations (1968), S. 129. 
22) United Nations (1977), S. 47 f. 
23) Pètre, J. (1983). 
24) Siehe Posten 18 in Konto 2, S. 42 und United Nations (1977), S. 53. 
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Es werden in den UN-Richtlinien noch andere Themen angeschnitten, etwa die Abgrenzung 
von laufenden und Vermögensübertragungen oder die Zerlegung mancher Zahlungen in 
einen konsumtiven und einen Übertragungs- oder Sparteil (Versicherungen). Diese Fragen 
sind zwar auch durchaus noch nicht geklärt, berühren aber zu viele andere Probleme, als daß 
es angebracht wäre, sich an dieser Stelle auf sie einzulassen. 

Faßt man die Gegenüberstellung der UN-Richtlinien zur Verteilungsstatistik und der Gesamt-
rechnung der Bundesrepublik Deutschland zusammen, so ergeben sich vier Fragen: 

- Ist in den VGR eine Größe für das G e s a m t e i n k o m m e n der privaten Haushalte zu 
definieren und, wenn ja, wie? 

- Ist in den VGR der Begriff  des P r i m ä r e i n k o m m e n s zu definieren und, wenn ja, wie? 

- Ist der Begriff  des v e r f ü g b a r e n  E i n k o m m e n s in den VGR angemessen definiert? 
Ist er um einen zusätzlichen Begriff  zu erweitern? 

- Hat die Ausdehnung des V e r b r a u c h s konzepts auf staatliche Leistungen notwendi-
gerweise Einkommenseffekte,  oder allgemeiner, folgt aus jedem Verbrauch ein Einkom-
men? 

Diese Fragen stellen heißt nicht notwendigerweise, sie im Sinne einer Veränderung bisheriger 
Buchungsregeln zu beantworten. Sie dienen aber als Leitfaden für die weitere Behandlung 
des Problem kreises. 

2 Die französische Gesamtrechnung (SECN) 

Ähnlich wie die Vereinten Nationen hat auch die französische Statistik erkannt, daß die pri-
vaten Haushalte in der Gesamtrechnung bisher nachrangig zur Produktion behandelt wer-
den und Anknüpfungspunkte entwickelt, die Rechnung in dieser Hinsicht zu erweitern. Dabei 
ist für die VGR der Bundesrepublik Deutschland schon die etwas andere Kontenstruktur inter-
essant, weil sich daraus Schlüsse auf die vorgestellte Einkommensbegrifflichkeit  ziehen las-
sen. Darüber hinaus sieht die französische Statistik zusätzliche Rechnungen für die privaten 
Haushalte vor, die auch für die Bundesrepublik Deutschland sinnvoll sein könnten. 

2.1 Die Konten der privaten Haushalte im Zentralsystem 

Zunächst die Kontenstruktur! Die französische Gesamtrechnung definiert  fünf  Konten-
ebenen.25) Im Vergleich mit der deutschen Rechnung fehlt das Finanzierungskonto. Vor allem 
aber sind die deutschen Konten Einkommensverteilung (x-3) und Einkommensumverteilung 
(x-4) zu einem Konto Einkommen (C 3) zusammengezogen.26) Konto 3 zeigt dies im Detail für 
die privaten Haushalte.27) 
25) Institut national de la statistique et des études économiques (1981), (SECN). 
26) So auch in SAEG (1970), (ESVG). 
27) Siehe SECN Tableau 2.6, S. 346. 
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Konto 3: Einkommenskonto der privaten Haushalte (einschl. Unternehmen ohne eigene 
Rechtspersönlichkeit) in der französischen Gesamtrechnung (SECN) 

R41 A Tatsächlich geleistete Zinsen außer für 
Wohnungsbau 

R41 Β Tatsächliche Zinsen für Wohnungsbau 
R41 C Tatsächliche Zinsen für eigentümergenutzte 

Wohnung 
R43 Einkommen aus Grund und Boden und aus 

immateriellen Werten 
R51 Nettoprämien für Schadenversicherungen 
R612 Einkommensteuern 
R613 Sonstige Einkommen- und 

Vermögensteuern 
R621 Tatsächliche Sozialbeiträge der Arbeitgeber 
R622 Tatsächliche Sozialbeiträge der 

Arbeitnehmer 
R623 Sozialbeiträge von Nicht-Arbeitnehmern 
R63 Unterstellte Sozialbeiträge 
R642 Soziale Leistungen der Arbeitgeber 
R66 Laufende Übertragungen an private 

Organisationen 
R68 Internationale private Übertragungen 
R69 Sonstige laufende Übertragungen 

N3 Verfügbares Bruttoeinkommen 

N2 Bruttobetriebsüberschuß 
R101 Bruttolöhne und -gehälter 
R102 Tatsächliche Sozialbeiträge der Arbeit-

geber 
R103 Unterstellte Sozialbeiträge der Arbeit-

geber 
R41 Tatsächlich empfangene Zinsen 
R42 Unterstellte Zinsen auf versicherungs-

technische Rückstellungen 
R43 Einkommen aus Grund und Boden 

und aus immateriellen Werten 
R44 Dividenden und sonstige verteilte Ein-

kommen von Kapitalgesellschaften 
R45 Entnommene Gewinne aus Quasi-

Kapitalgesellschaften 
R46 Beteiligung der Arbeitnehmer am 

Unternehmenswachstum 
R52 Schadenversicherungsleistungen 
R63 Unterstellte Sozialbeiträge 
R64 Soziale Leistungen 
R68 Internationale private Übertragungen 
R69 Sonstige laufende Übertragungen 

Trotz der kontenmäßigen Zusammenfassung ist das Detail hier größer als auf den Kontender 
VGR, die es vorziehen, entsprechende Informationen in Standardtabellen zu zeigen. 

Vom Begrifflichen  her ist die Sonderrolle bemerkenswert, die dem Arbeitnehmereinkommen 
zugesprochen wird. Dies fließt nicht wie in der deutschen Rechnung innerhalb der Einkom-
mensverteilung, sondern direkt aus dem Einkommensentstehungskonto. Die Löhne und Ge-
hälter werden unmittelbar aus der Bruttowertschöpfung  auf dem Einkommensentstehungs-
konto, ähnlich wie die indirekten Steuern, abgezogen. Die Abschreibungen werden dagegen 
hier nicht ausgewiesen. Als Saldo ergibt sich daher der Bruttobetriebsüberschuß. Konto 4 
zeigt diese Struktur. 

Konto 4: Einkommensentstehungskonto der französischen Gesamtrechnung (vereinfacht)28) 

Einkommen aus unselbständiger Arbeit Bruttowertschöpfung 
Produktionssteuern Empfangene Subventionen 
Bruttobetriebsüberschuß 

2.2 Vergleich mit der Terminologie in der Bundesrepublik Deutschland 

Wie aus dieser Kontenstruktur hervorgeht, verzichtet die französische Statistik auf den sekto-
ralen Ausweis sowohl des Nettoinlandsprodukts zu Faktorkosten als auch des Anteils am 
Volkseinkommen. Sie kennt diese Salden nur auf der Ebene des Gesamtaggregats.29) 

2S) SECN, S. 35. 
29) Ebenda, S. 40 ff. 
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Selbstverständlich genügt die auf den einzelnen Konten gegebene Information, um jene Grö-
ßen auch sektoral zu berechnen. Insofern ist hier nicht die Frage, ob diese oder jene Darstel-
lungsart vorzuziehen sei. Aber die Frage, ob sektorale Nettoinlandsprodukte zu Faktorkosten 
und Anteile am Volkseinkommen sinnvolle Größen sind, stellt sich, wenn sie in der Gesamt-
rechnung eines anderen großen Landes fehlen. Sie soll hier nur bezüglich der privaten Haus-
halte beantwortet werden. 

Das Nettoinlandsprodukt zu Faktorkosten der privaten Haushalte sind allein die Einkommen 
aus unselbständiger Arbeit der in häuslichen Diensten gegen Entgelt Beschäftigten.30) Mit 
1,52 Mrd. DM betrug es 1983 gut ein Tausendstel des gesamten Nettoinlandsprodukts der 
Bundesrepublik Deutschland. Eine solche Größe ist quantitativ gering, aber sie ist inhaltlich 
aussagekräftig.  Sie bezeugt den Anteil des institutionellen Sektors private Haushalte an der 
Produktion. Überlegungen, weitere Produktion der privaten Haushalte in die Gesamtrech-
nung einzubringen (Hausarbeit), finden hier ihren Anknüpfungspunkt. Andererseits trifft  die-
ses Argument ebenso, wenn nicht in verstärktem Maße für die Bruttowertschöpfung  zu. Denn 
die Bruttowertschöpfung  ist ausdrücklich als „ein Maßstab für die wirtschaftliche Leistung der 
Sektoren" deklariert31), der Ausweis einer weiteren solchen Größe relativiert den Sinn der 
ersten. Freilich handelt es sich hier um ein seit Beginn der Gesamtrechnung bestehendes 
Problem der Bewertung der wirtschaftlichen Leistung eines Sektors, aber von der Übersicht-
lichkeit her gesehen ist wohl die Entscheidung für eines dieser Maße, Bruttowertschöpfung 
oder Nettoinlandsprodukt zu Faktorkosten dem Ausweisen beider vorzuziehen. 

Beim Anteil am Volkseinkommen, jener Größe also, die durch die Trennung von Verteilung 
und Umverteilung innerhalb des Einkommenskontos entsteht, ist die Antwort schwieriger. Die 
Buchungspraxis der VGR drückt ein Bild aus, in dem die drei Sektoren gleichartig neben-
einanderstehen und sowohl produzieren als auch Einkommen beziehen können. Unterneh-
men und Staat können genauso Einkommen haben wie die privaten Haushalte. Dieses Bild 
ist jedoch nicht trivial. Im Gegenteil hat es zu Zeiten der Entstehung der Gesamtrechnung er-
hebliche Widerstände erfahren.  Die überkommene, sowohl in der Praxis wie in der Theorie 
gängige Vorstellung war die, daß Einkommen überhaupt nur als Individualeinkommen sinn-
voll sei und ein vom Individuum abgehobener Begriff  des Volkseinkommens eine leere Wort-
hülse sei, der keine reale Bedeutung zukomme. Das Volkseinkommen kann in dieser Sicht 
nur die Summe aller Individualeinkommen einer Volkswirtschaft  sein, aber nichts darüber hin-
aus.32) Wie letztlich dieser Zusammenhang theoretisch zu gestalten ist, wurde zwar anläßlich 
des Beginns der Gesamtrechnung kritisch geprüft33), aber nicht geklärt, im Gegenteil: 

„Alle Überlegungen haben gezeigt, daß sich für statistische Zwecke eine allgemeine, umfassende, 
kurze und prägnante Definition des Einkommens nicht geben läßt. Vielmehr läßt sich das Einkom-
men, wenn es einigermaßen genau umrissen werden soll, nur durch Aufzählung aller wichtigen Ein-
kommensbestandteile definieren."34) 

Diese Feststellung war notwendig, um einen Ausgangspunkt für die bevorstehende Arbeit an 
den VGR festzulegen. Sie darf  jedoch nicht nachträglich als eine Erledigung des theore-

30) VGR, S. 88. 
31) VGR, S. 88. 
3 2 ) Amonn, A. (1926). 
33) Grohmann, H. (1963). 
3 4 ) Fürst, G„ u.a. (1955), S. 6. 
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tischen Problems einer Einkommensdefinition gesehen werden. Es gab seinerzeit keinen 
theoretisch fixierten Einkommensbegriff,  der die Entwicklung der VGR gesteuert hätte, son-
dern die Theorie war begrifflich  so ungenau wie die Gesamtrechnung selbst und kann wohl 
erst heute die seinerzeit strittigen Fragen mit einem durch die Gesamtrechnung geschulten 
Differenzierungsvermögen  neu angehen. In bezug auf die privaten Haushalte bedeutet das 
die Frage, warum in der Gesamtrechnung die privaten Haushalte nicht als die einzigen Ein-
kommensempfänger dastehen, oder anders gefragt,  ob es Sinn hat, Kollektiven wie Staat 
oder Unternehmen, die in der Gesellschaft nicht neben sondern über dem Individuum stehen, 
ein eigenes Einkommen zuzurechnen. Gehört nicht zum Begriff  des Einkommens, daß die 
letztlichen Nutznießer des Wirtschaftsprozesses  es auch wahrnehmen und in ihren derzei-
tigen Dispositionsrahmen einbeziehen können? Das Problem ist zu umfangreich, um hier 
nebenbei behandelt zu werden; wir greifen es im nächsten Kapitel auf. 

2.3 Die Erweiterung der französischen Einkommensbegrifflichkeit 
in bezug auf die privaten Haushalte 

„Die Klassifikation der Ströme und die Struktur der Konten im Kernsystem der Gesamtrechnung kön-
nen als zu wenig detailliert und angepaßt erscheinen, um die Einkommensungleichheiten innerhalb 
des Haushaltssektors zu untersuchen, die Wirkungen von Steuern, Sozialabgaben usw. auf die Ein-
kommensverteilung abzuschätzen, das Verhalten von Verbrauchern und Sparern zu analysieren 
oder schließlich die Gesamtheit der Güter und Dienste, über die die Haushalte zur Befriedigung ihrer 
Bedürfnisse verfügen, unabhängig von den institutionellen Strukturen zu messen und damit zwi-
schen Ländern oder in der Zeit vergleichbar zu machen".35) 

Es sei dahingestellt, ob die Ziele, die hier präzis und umfassend bezüglich einer Analyse der 
Rolle der privaten Haushalte in der Volkswirtschaft  genannt werden, innerhalb oder außerhalb 
des zentralen Kontensystems ihren Platz zu finden hätten. Jedenfalls schlägt die französische 
Statistik dafür einen komplementären Rahmen vor, wie er auf Konto 5 gezeigt wird. 

Konto 5: Komplementäre Analyse des Einkommenskontos der privaten Haushalte (SECN) 

a) Theoretischer Zusammenhang 

Einkommen aus Arbeit von Arbeitnehmern (1) 
+ Einkommen der Unternehmen ohne eigene Rechtspersönlichkeit (2) 
+ Einkommen aus Produktion außerhalb von Unternehmen o.e.R. (3) 

= Erwerbseinkommen („revenu d'activité") 
+ Einkommen aus Vermögen (4) 

= Primäreinkommen 
+ Übertragungen der Umverteilung (5) 

= Verfügbares  Einkommen 

35) SECN, S. 285. 
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noch: Konto 5 

b) Kontenmäßige Realisierung 
(1) 

Saldo: 
Einkommen aus Arbeit von Arbeitnehmern R10 Einkommen aus unselbständiger Arbeit 

R46 Beteiligung der Arbeitnehmer am Unter-
nehmenswachstum 

(2) 

R41 A1 Im Zusammenhang mit der Tätig-
keit des Unternehmens o.e.R. 
geleistete Zinsen 

Saldo: 
Einkommen der Unternehmen o.e.R. 

N2 Betriebsüberschuß der Unternehmen o.e.R. 

(3) 

R41 Β + C Tatsächlich geleistete Zinsen 
für Wohnungen 

Saldo: 
Einkommen aus Produktion außerhalb 

von Unternehmen o.e.R. 

N2 Betriebsüberschuß außerhalb von Unter-
nehmen o.e.R. 

R41 A2 Zinsen auf Konsumentenschulden 
Saldo: 
Einkommen aus Vermögen 

(E 

R41 Tatsächliche Zinsen 
R42 Unterstellte Zinsen auf versicherungs-

technische Rückstellungen 
R43 Einkommen aus Grund und Boden und 

immateriellen Werten 
R44 Dividenden und sonstige verteilte 

Einkommen von Kapitalgesellschaften 

) 
R50 Nettoprämien für Schadenversicherung 
R60 Sonstige laufende Übertragungen 
Saldo: 
Übertragungen der Umverteilung 

R50 Schadenversicherungsleistungen 
R60 Sonstige laufende Übertragungen 

Teil a) dieses Schemas beschreibt den theoretischen Zusammenhang, den man zeigen will, 
Teil b) dessen statistische Realisierung. Als erstes wird das Erwerbseinkommen definiert. 
Dieses ist im wesentlichen identisch mit der Größe, die in den UN-Richtlinien als Primär-
einkommen definiert  wird. Unabhängig von der Bezeichnung ist das ein Hinweis, daß dieses 
Aggregat eine selbständige Bedeutung in der Einkommensrechnung haben könnte. Die 
Addition der Einkommen aus Vermögen ergibt das in der französischen Statistik definierte 
Primäreinkommen, eine Größe, die in den UN-Richtlinien fehlt, aber als Anteil am Volksein-
kommen in den VGR der Bundesrepublik Deutschland eingeführt  ist. Wie wenig der Begriff 
des Primäreinkommens aber hier theoretisch abgesichert ist, macht der Hinweis deutlich, 
daß die Vermögenseinkommen „nicht an die Ausübung einer Produktionstätigkeit seitens 
eines Haushaltsmitgliedes gebunden sind, aber den Charakter einer Primärverteilung 
haben."36) Was, wenn nicht Produktionstätigkeit charakterisiert Einkommen als primär? 

3 ) SECN, S. 8 . 
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Hinzufügung der laufenden Übertragungen ergibt das verfügbare  Einkommen, wobei im 
Unterschied zu den UN-Richtlinien, aber in Übereinstimmung mit den VGR die nicht-obligato-
rischen Übertragungen als Teil der Umverteilung gewertet und deshalb vor der Ermittlung 
des verfügbaren  Einkommens abgezogen werden. In der statistischen Realisierung werden 
einige dieser zunächst einmal theoretisch definierten Einkommen als Salden ermittelt, ein 
Phänomen, auf das wir noch kommen. Aus den Kontenpositionen werden ferner  die statisti-
schen Schwierigkeiten deutlich, die privaten Haushalte als reine Konsumenten von den 
Unternehmen ohne eigene Rechtspersönlichkeit abzugrenzen. Auf dieses theoretisch wie 
praktisch gewichtige Problem können wir hier nicht eingehen. 

An diese „Analyse der Verteilung und Umverteilung" schließt die französische Statistik eine 
„Analyse der Komponenten des verfügbaren  Einkommens nach dem Grad der Verwen-
dungsfreiheit"  an.37) Dazu werden drei neue Einkommensbegriffe  definiert: 

1. „revenu préaffecté", 
2. „revenu subordonné à un acte de dépense ou à un sinistre" und 
3. „revenu arbitrable". 

Sowohl ihr Verständnis als auch ihre Übersetzung sind durch die Erläuterung der jeweiligen 
Zusammensetzung zu gewinnen. 

ad 1: Die Komponenten des „revenu préaffecté" sind: 

(ex N2) Eigenverbrauch der Unternehmer 
+ (ex R101) Löhne und Gehälter in natura 
+ (R42) Unterstellte Zinsen auf versicherungstechnische Rückstellungen 
+ (ex R64) soziale Leistungen in natura 
+ (ex R68) internationale private Übertragungen in natura 
+ (ex R69) sonstige laufende Übertragungen in natura 
= vorbestimmtes Einkommen 

In diesem Posten sind alle jene Einkommen zusammengefaßt, die in natura erfolgen. Über sie 
kann in keiner Weise, insbesondere nicht im Hinblick auf Konsum oder Ersparnis entschie-
den werden. 

Die gewählte Übersetzung soll dies zum Ausdruck bringen. Andererseits ist für die deutsche 
wie für die französische Bezeichnung zu fragen, ob die direkte Benennung des Charakteristi-
kums nämlich als Sacheinkommen oder besser als Naturaleinkommen (,,revenu en nature") 
nicht die treffende  wäre. Denn „vorbestimmt" ist auch die nächste Gruppe von Einkommen. 

ad 2: Die Komponenten des „revenu subordonné à un acte de dépense ou ä un sinistre" 
sind: 

(R52) Schadenversicherungsleistungen 
+ (ex R64) soziale Leistungen in Form von Erstattungen 
+ (ex R69) Tarifermäßigungen der Eisenbahn 
= ausgabebedingtes Einkommen 
3 ) SECN, S. 2 8 . 
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Hier sind zwar Geldleistungen zusammengefaßt, aber solche, die der Haushalt nur unter der 
Bedingung einer bestimmten Ausgabe erhält, etwa eines eingetretenen Schadensfalles, 
einer Krankheit oder beim Kauf eines Fahrscheins. Die Übersetzung „ausgabebedingtes Ein-
kommen" gibt diesen Sinn zugestandenermaßen nur unvollkommen wieder. 

ad 3: Die Komponenten des „revenu arbitrable" sind: 

(ex N2) Bruttobetriebsüberschuß außer Eigenverbrauch der Unternehmer 
+ (exR101) Bruttolöhne und -gehälter in bar 
+ (R202) Sozialbeiträge der Arbeitgeber 
— (R62) Tatsächliche Beiträge zur Sozialversicherung 
— (R642) Direkte soziale Leistungen der Arbeitgeber 
+ (R41) Tatsächlich empfangene Zinsen (netto) 
+ (R43) Empfangene Einkommen aus Grund und Boden und aus immateriellen 

Werten (netto) 
+ (R44) Dividenden und sonstige verteilte Einkommen von Kapitalgesellschaften 
+ (R55) Entnommene Gewinne aus Quasi-Kapitalgesellschaften 
+ (R46) Beteiligung der Arbeitnehmer am Unternehmenswachstum 
= Verfügbares Einkommen (2) 

Hier stellt sich wieder ein Übersetzungsproblem. „Arbitrable" heißt sinngemäß nichts anderes 
als „disponible". Beides würde man mit verfügbar  übersetzen. Offenbar  soll aber „revenu arbi-
trable" etwas anderes darstellen als „revenu disponible". Zur Begründung der neuen Defini-
tion heißt es: 

„Das Einkommensverwendungskonto eines privaten Haushalts zeigt, in welchen Proportionen des-
sen verfügbares  Einkommen (,,revenu disponible") für letzten Verbrauch und Ersparnis eingesetzt 
wird. Allerdings, wenn man zuläßt, daß es eine echte Entscheidung („arbitrage") zwischen Verbrauch 
und Ersparnis gibt und das Verhalten der Haushalte in dieser Hinsicht untersuchen will, ist es an-
gebracht, die Einkommensströme daraufhin zu differenzieren,  ob eine solche Entscheidung wirklich 
stattfinden kann."38) 

Wie man aus den hier ausgewählten Posten und aus den vorigen, dagegen abgegrenzten 
Definitionen erkennt, sind Einkommensströme, über die der Haushalt „echt entscheiden" 
kann, solche und nur solche, die erstens bar eintreffen  und zweitens an keine ausgabensei-
tige Bedingung geknüpft sind. Nur bei ihnen kann die Entscheidung zwischen Konsum und 
Sparen wirklich gefällt werden. Das leuchtet ein. Nur mit welchem Recht heißt dann die an-
dere, alte Definition „verfügbares  Einkommen", wenn in ihr nach der gerade vorgenommenen 
Analyse Teile enthalten sind, über die nicht verfügt werden kann? Ist hier ein neuer Begriff  ge-
fragt,  oder geht es eher um die Korrektur des alten? Wir begegnen hier der Frage, die bei den 
UN-Richtlinien an derselben Stelle auftauchte. Und im Sinne derselben Antwort suchen wir 
nicht, das Wort „arbitrable" durch ein deutsches Synonym für „verfügbar"'  zu übersetzen, son-
dern geben ihm die Bezeichnung „verfügbar  (2)", um damit die Frage, welches der richtige 
Verfügbarkeitsbegriff  ist, zu verschärfen. 

3 ) SECN, S. 2 8 . 
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Zu den neu definierten Einkommensbegriffen  steht das verfügbare  Einkommen im konven-
tionellen Sinn („revenu disponible") in folgender algebraischer Beziehung:39) 

Verfügbares  Einkommen = verfügbares  Einkommen (2) 
+ vorbestimmtes Einkommen 
+ ausgabebedingtes Einkommen 
— Nettoprämien zur Schadenversicherung 
— Sozialbeiträge an Genossenschaften 
— laufende Übertragungen an private Organisationen 
— internationale private Übertragungen 
— sonstige laufende Übertragungen 

Als dritten Schritt komplementärer Analyse der privaten Haushalte führt  die französische 
Statistik den Begriff  des „erweiterten Verbrauchs der Bevölkerung" ein. Er besteht aus der 
Summe von Privatem Verbrauch und dem Endverbrauch von Staat und privaten Organisa-
tionen ohne Erwerbszweck in den Aufgabenbereichen 

- Erziehung, 
- Gesundheit (nicht-marktbestimmt), 
- Sozialwesen (nicht-marktbestimmt), 
- Dienstleistungen der Erholung, der Kultur und des Sports (nicht-marktbestimmt), 

wobei diese Definition mit dem Hinweis auf laufende internationale Arbeiten zu dem Thema 
als möglicherweise revidierbar bezeichnet wird. Zweifelsohne ist hier dieselbe Strömung wie 
in den UN-Richtlinien zu erkennen, alle Güter und Dienstleistungen zu erfassen, „die unmittel-
bar und unentgeltlich privaten Haushalten zugute kommen"40), und damit ein institutionell 
unabhängiges, international auch über verschiedene Gesellschaftssysteme hinweg ver-
gleichbares Maß zu schaffen.  Die Gründe brauchen nicht wiederholt zu werden. 

Aus der Summe von erweitertem Verbrauch und Ersparnis, letztere wie üblich definiert,  wird 
nun ein „erweitertes Einkommen" („revenu élargi") gebildet, auffälligerweise  ohne Kommen-
tar. Aus der betreffenden  Überschrift  kann man allenfalls schließen, daß es darum geht, „die 
aus den teilbaren nicht-marktbestimmten Dienstleistungen fließenden Vorteile, die die pri-
vaten Haushalte genießen, in der Form von unterstellten Einkommen zu berücksichtigen".41) 
Der Begriff  ist derselbe wie in den UN-Richtlinien das „Gesamte verfügbare  Einkommen der 
Bevölkerung". Es scheint selbstverständlich, daß sich der Einkommensbegriff  an den jewei-
ligen Verbrauchsbegriff  anschließt gemäß der Formel: Einkommen = Verbrauch + Ersparnis. 
Aber tragende Argumente fehlen hier ebenso wie dort. 

Damit ist die Wiedergabe der französischen Position abgeschlossen. Insgesamt gesehen, so 
darf  man als ersten Eindruck festhalten, geht die französische Statistik einen ähnlichen Weg 
wie die UN-Richtlinien, indem sie aus dem zentralen Kontenrahmen heraus eine Detaillierung 

39) Ebenda. 
40) SECN, S. 288. 
41) SECN, S. 285. 
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des Haushaltssektors entwickelt, mit der Folge, daß einerseits die Ergebnisse mit der Ge-
samtrechnung konform gehen, andererseits durch den Prozeß der Detaillierung manche 
Konventionen der Gesamtrechnung neu in Frage gestellt werden. Diesen Fragen wenden wir 
uns nun zu. 

3 Theoretische und praktische Folgerungen aus den 
vorgetragenen Vorschlägen 

„Der ungeheure Fortschritt", so schrieb einmal Heinz Grohmann, „den die laufende Berech-
nung des Volkseinkommens und das ganze System der VGR gebracht haben und den man 
mit einigem Recht geradezu als eine kopernikanische Wendung in der Statistik ansehen 
kann, liegt nicht etwa in einer enormen Simplifizierung der Wirtschaftsbeobachtung, sondern 
vielmehr in einer Umkehrung der Blickrichtung. War man früher  darauf angewiesen, aus einer 
Vielzahl lose nebeneinander liegender Bausteine ein Gesamtbild über die wirtschaftliche 
Situation und Entwicklung mühsam aufzubauen, so sind wir jetzt in die Lage versetzt, mit einer 
einzigen zusammenfassenden Globalzahl und ihrer zeitlichen Veränderung unsere Betrach-
tung zu beginnen."42) 

Die kopernikanische Wendung der Blickrichtung auf das volkswirtschaftliche Geschehen läßt 
sich, einmal vollzogen, nicht rückgängig machen. Auch der Einkommensbegriff  für die pri-
vaten Haushalte kann heute kaum anders als im Rahmen der VGR konsequent zu Ende ge-
dacht werden. Allerdings ist die profane Mühe, „aus einer Vielzahl nebeneinander liegender 
Bausteine ein Gesamtbild aufzubauen", ja keineswegs verschwunden. Sie ist routinisiert, bü-
rokratisiert und damit weitgehend dem Bereich wissenschaftlicher Bemühungen entzogen 
worden, aber wenn die Regeln und Konventionen dieser Prozedur zur Debatte stehen, dann 
auch der Sinn der zusammenfassenden Globalzahl, der ihnen die Richtung gibt. Das neu auf-
gebrachte Prinzip der eindeutigen Verbindung von Mikro- und Makrogrößen ist ein Ausdruck 
dieser Wechselwirkung. 

Es ist hier nicht der Ort, das Verhältnis von Individual- und Volkseinkommen grundsätzlich 
aufzurollen; nur werden diese Probleme sich nicht ganz vermeiden lassen, wenn man auch 
rein praxisbezogen die Detaillierung der Einkommensströme der privaten Haushalte im Rah-
men der VGR erwägt. Wir beschränken uns im folgenden darauf,  die Fragen, die sich aus der 
Darlegung der UN-Richtlinien zur Verteilungsstatistik ergeben haben, zusammen mit den ge-
rade beschriebenen französischen Vorstellungen soweit anzureißen, daß trotz einer noch 
ausstehenden endgültigen Antwort, die wohl erst mit der beschlossenen Revision vorliegen 
wird, erste praktische Schritte in Richtung auf das gesteckte Ziel begründet werden können. 

3.1 Ist in den VGR eine Größe für das Gesamteinkommen der privaten Haushalte 
auszuweisen und, wenn ja, wie? 

Die Frage ergibt sich aus den UN-Richtlinien, wo das gesamte Haushaltseinkommen als 
Summe von Primäreinkommen, Vermögenseinkommen und laufenden Übertragungen defi-
niert wird (siehe Konto 1.1, S. 41 ). Die französische Statistik sieht diesen Begriff  nicht vor. Zwar 

42) Grohmann, H. (1963), S. 353. 
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könnte man die Summe des Einkommenskontos C3 so auffassen,  doch gibt es da Schwie-
rigkeiten. Bei den UN-Richtlinien impliziert die Berechnung des gesamten Haushaltseinkom-
mens gewisse Modifikationen in den gebuchten Strömen. Die unterstellten Arbeitgeberbei-
träge zur sozialen Sicherung von Arbeitnehmern werden ignoriert, desgleichen die Zinsen auf 
versicherungstechnische Rückstellungen. Dies könnte ein Grund sein, warum es nicht an-
gebracht ist, die Summe des Einkommenskontos als Gesamteinkommen der privaten Haus-
halte zu bezeichnen. 

In der Tat nimmt die französische Statistik ähnliche Modifikationen vor, wenn sie daran geht, 
die Einkommen der privaten Haushalte nach sozioökonomischen Kategorien zu analysieren. 
Um vom Einkommenskonto der Gesamtrechnung zum Einkommensbegriff  einer echten 
Verteilungsrechnung zu gelangen, werden vier Posten geändert.43) Es werden nicht nur die 
unterstellten, sondern die gesamten Beiträge zur Sozialversicherung (R62 + R63) aus dem 
Einkommen aus unselbständiger Arbeit herausgelassen, einmal, weil man über die entspre-
chenden statistischen Daten nicht verfügt,  um diese Ströme nach sozioökonomischen Grup-
pen zu gliedern, zum anderen aber, weil dies „besser den Einkommen entspricht, die die 
Haushalte wirklich wahrnehmen"44), eine Formel, die auch in den Verteilungsrichtlinien der 
UN mehrfach vorkommt. Ähnliches gilt für den zweiten Posten, der aus dem Haushaltsein-
kommen herausgelassen wird, der Beteiligung der Arbeitnehmer am Unternehmenswachs-
tum. Ferner läßt man die Zinsen auf versicherungstechnische Rückstellungen (R42) heraus, 
„denn sie entsprechen keinem Strom, der wirklich im laufenden Jahr wahrgenommen wor-
den ist"45), und schließlich auch die Nettozuführung zu Rückstellungen bei Versicherungen, 
die in der Gesamtrechnung zum Einkommen der privaten Haushalte zählen. 

Es werden also in der französischen Statistik ähnliche Modifikationen vorgenommen wie in 
den UN-Richtlinien und mit denselben Argumenten. Deshalb stellt sich die grundsätzliche 
Frage: Wenn in voneinander unabhängigen statistischen Richtlinien die Detaillierung des Ein-
kommenskreislaufs für die privaten Haushalte eine Modifizierung, und zwar in beiden Doku-
menten mehr oder weniger ähnlicher Natur, des Einkommensbegriffs  aus der Gesamtrech-
nung erfordert,  ist dann das Aggregat der Gesamtrechnung sinnvoll definiert? Das Dreibein 
Entstehung-Verteilung-Verwendung, auf dem der Einkommensbegriff  der Gesamtrechnung 
ruht, enthält ja nur dann keinen Bruch, wenn in allen drei Stadien wirklich derselbe Einkom-
mensbegriff  gilt, d.h. wenn genau das Einkommen verteilt wird, das produziert wird, und ge-
nau das verwendet, was verteilt wird. Freilich kann man diese Identität immer durch Definition 
entsprechender Differenzen  statistisch herstellen, die Frage ist aber, ob sie strukturell wahr-
heitsgemäß umgesetzt worden ist. Wenn bisher in den VGR der Begriff  eines Gesamteinkom-
mens der privaten Haushalte vermieden wird, mag das nicht zuletzt mit der Schwierigkeit, den 
Übergang von der Entstehung zur Verteilung im Detail sauber durchzukonstruieren, begründ-
bar sein. Ein solcher Übergang müßte den Einkommensbegriff  der Haushaltserhebungen 
(Einkommens- und Verbrauchsstichprobe, Wirtschaftsrechnungen privater Haushalte)46) mit 
dem der VGR stimmig machen. 

43) Institut national de la statistique et des études économiques (1981). 
44) Ebenda, S. 12. 
45) Institut national de la statistique et des études économiques (1981), S. 12. 
46) Euler, M. (1985). 
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Das ist wohl keine leichte Aufgabe, aber gerade um Licht in diesen Winkel zu bringen, wäre 
das Vorhaben, einen Begriff  für das Gesamteinkommen privater Haushalte auszuweisen, 
geeignet. Die Überwindung der dabei zu erwartenden praktischen Schwierigkeiten dürfte 
auch für die theoretische Klärung des Einkommensbegriffs  der Gesamtrechnung sowie des 
inhaltlichen Zusammenhangs von Individual- und Volkseinkommen von Nutzen sein. 

Freilich, so viel läßt sich vorab sagen, ökonomisch ist die Größe des gesamten Haushaltsein-
kommens nicht von zentraler Bedeutung. Enthält sie doch Ströme, die aus verschiedenen 
Stadien des Verteilungsprozesses stammen, deren Summe also Doppelzählungen von Ein-
kommen enthält. Das gesamte Haushaltseinkommen kann auf diese Weise leicht größer als 
das Volkseinkommen ausfallen.47) Es stellt eine Bruttogröße dar, von der es nicht sinnvoll ist, 
sich vorzustellen, diese werde auf die privaten Haushalte verteilt. Hier macht sich vielmehr die 
„kopernikanische Wende" bemerkbar. Was aus der Mikrosicht des einzelnen privaten Haus-
halts sinnvoll erscheint, nämlich die Verteilung der gesamten Haushaltseinkommen, ist nicht 
sinnvoll, wenn man den Einkommensbegriff  in den Gesamtkreislauf der Volkswirtschaft  ein-
bettet und insbesondere, wenn man ihn aus der Produktion ableitet. Das Verständnis des auf 
der Mikroebene zu verwendenden Einkommensbegriffs  wird durch die Betrachtung von der 
Makroebene her geläutert. 

Das hat auch eine verteilungstheoretische Konsequenz. Akzeptiert man eine analytische 
Unterscheidung von Primär- und Sekundäreinkommen, so ist die Ausweisung einer Vertei-
lung des gesamten Haushaltseinkommens theoretisch irreführend  ; vielmehr gibt es dann nur 
die Verteilung vor und die Verteilung nach Umverteilung, die aber nicht addiert werden kön-
nen. Als Maßgröße dessen, was umverteilt wird, dient allein das Primäreinkommen (und nicht 
das gesamte Haushaltseinkommen). Hier ergibt sich aus der Makrobetrachtung eine Unter-
suchungsregel für die Mikroebene. 

3.2 Ist für die privaten Haushalte der Begriff  des Primäreinkommens zu definie-
ren und, wenn ja, wie? 

Die VGR der Bundesrepublik Deutschland kennen den Begriff  des Primäreinkommens bis-
her nicht explizit. Gleichwohl lassen sie keinen Zweifel, was darunter zu verstehen ist. Die 
Trennung der Konten x-3 und x-4 dient der Darstellung von primärem und sekundärem Ein-
kommenskreislauf.48) Deshalb scheint die Frage akademisch. 

Sie ist aber eine Konsequenz aus der Antwort zur vorigen Frage. Wenn nämlich der Begriff 
des Gesamteinkommens der privaten Haushalte unter dem Kreislaufaspekt keinen öko-
nomischen Sinn ergibt, so muß offenbar  innerhalb der vom Haushalt empfangenen Einkom-
men differenziert  und nach denjenigen Einkommensarten gesucht werden, die diesen Sinn 

47) Im Jahr 1982 betrug des Volkseinkommen der BRD 1 226 Mrd. DM. Wenn man die Summe der Ein-
nahmen auf den Konten 3-3 und 3-4 als erste Näherung des gesamten Haushaltseinkommens bil-
det, erhält man einen Betrag von 1588 Mrd. DM. 

48) Raabe, Κ Η. (1954). 
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leichter tragen. Mit dem Anspruch, die aus der Teilnahme am Produktionsprozeß resultieren-
den Einkommen zu verkörpern, stellen dies die Primäreinkommen dar. Dieser Vorstellung 
folgt auch die französische Statistik, wenn sie, wie auf Konto 5 (siehe S. 49 f.) gezeigt, die ein-
zelnen Stadien der Einkommensverteilung durchgeht, ohne dabei das gesamte Haushalts-
einkommen zu definieren. 

Selbstverständlich entstehen beim Primäreinkommen zunächst einmal dieselben Fragen wie 
beim Gesamteinkommen bezüglich des Zusammenhangs von Individual- und Volkseinkom-
men oder genau gesagt, bezüglich der Art der Ströme, die als Einkommen zu rechnen sind. 
Die sogenannten Anteile am Volkseinkommen der Kollektive (Unternehmen m.e.R., Staat) 
sind per definitionem keine Individualeinkommen49), doch gehen wir auf diese Problematik 
nicht noch einmal ein. 

Neu zu erwägen ist dagegen der Vorschlag der UN-Richtlinien, Primäreinkommen anders als 
in den VGR zu definieren, nämlich als Summe bloß der Erwerbseinkommen, dagegen die 
Vermögenseinkommen zur Sekundärverteilung zu zählen. Dabei lassen die UN-Richtlinien 
offen,  ob letztere zusammen mit den Übertragungen in einem Umverteilungskreislauf  ab-
gebildet werden sollen, oder ob den drei Gruppen von Einkommen jeweils drei Kreisläufe ent-
sprechen. Die Erwerbseinkommen würden dann den primären, die Vermögenseinkommen 
den sekundären und die Übertragungen den tertiären Kreislauf bilden. 

Da die UN-Richtlinien außer der Anregung selbst wenig Material mitgeben, seien hier einige 
eigene Gedanken angefügt. Die Frage ist, was die Erwerbs-von den Vermögenseinkommen 
strukturell so unterscheidet, daß sich daraus ein Grund zu ihrer Trennung ergeben könnte. 
Erwerbseinkommen („revenu d'activité", „activity income") sind die Einkommen aus unselb-
ständiger Arbeit und die Einkommen aus Unternehmertätigkeit (entnommene Gewinne der 
Unternehmen ohne eigene Rechtspersönlichkeit). Vermögenseinkommen sind Zinsen, Net-
topachten und Einkommen aus immateriellen Werten, Dividenden und sonstige Ausschüt-
tungen der Unternehmen mit eigener Rechtspersönlichkeit.50) Läßt man wegen der Zurech-
nungsproblematik die Ersparnis der Unternehmen mit eigener Rechtspersönlichkeit außer 
Betracht, so unterscheiden sich die Erwerbs- von den Vermögenseinkommen strukturell 
dahingehend, daß sie stets nur auf der linken, der Ausgabenseite der produzierenden und auf 
der Einnahmenseite der konsumierenden Einheiten auftreten und immer brutto gebucht, d.h. 
nie gegeneinander saldiert werden. Vermögenseinkommen werden dagegen von allen 
Sektoren geleistet und empfangen, und das daraus fließende Einkommen eines Sektors wird 
netto als Saldo berechnet (siehe Konto 5, S. 49 f. oder in den VGR die Berechnung des Anteils 
des Staats am Volkseinkommen). 

Erwerbseinkommen bezeichnen also stets einen Produktionsinput, ein Kostenelement der 
Produktion. Solche Inputs kann man danach unterscheiden, ob sie selbst zugleich Output der 
Produktion sind oder nicht. Wenn nicht, gelangen sie von außen in die Produktion und kön-
nen daher als primäre, andernfalls als sekundäre Inputs bezeichnet werden. Aus der Defini-

49) Deshalb ist z.B. dem Anteil des Staates am Volkseinkommen „nur ein begrenzter Aussagewert" zu-
zusprechen; s. Bartels, H., Sievers, I. (1961), S. 139. 

5 0 ) VGR, S. 94. 
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tion als primärem Input51) kann man unter der Prämisse, daß alles Einkommen aus Produk-
tion entsteht, die zugehörige monetäre Gegenleistung als primäres Einkommen ableiten. 

Dazu paßt, daß Vermögenseinkommen durchaus als Umverteilungsprozeß angesehen wer-
den können: 

„Bei der Entstehung des Sozialprodukts werden die Einkommen dort erfaßt,  wo sie im Produktions-
prozeß unmittelbar geschaffen  werden. Die Einkommensverteilung ermittelt dagegen die Einkom-
men beim Empfänger,  dem sie zugeflossen sind. Gleichsam zwischen diesen beiden steht noch eine 
Einkommensumschichtung innerhalb der Unternehmungen einer Volkswirtschaft,  die sich aus ihren 
Kapitalverflechtungen ergibt."52) 

Durch die Umschichtung innerhalb der Unternehmungen ändern sich die Einkommensarten. 
So mag ein Unternehmen A bei sich entstandenes Einkommen in Form von Zinsen an Unter-
nehmen Β abführen, woraus dieses wiederum Dividenden an die privaten Haushalte zahlt. 
Offenbar  wäre es nicht korrekt, beide Einnahmen als Einkommen zu rechnen, sondern je 
nachdem, von welcher Seite man die Rechnung aufzieht, entweder die Zinsen oder die Divi-
denden. Einzig unberührt von der Umschichtung bleiben die Erwerbseinkommen, die unmit-
telbar an die privaten Haushalte fließen.53) 

Aus der besonderen strukturellen Rolle der Erwerbsei η kommen folgt eine inhaltliche. Die 
Erwerbseinkommen sind es im wesentlichen, die als Indikator von Produkten fungieren. 
Überall dort, wo Erwerbseinkommen ausgezahlt werden, geschieht Produktion im Sinne der 
VGR. So ist etwa die bei Entstehung der Gesamtrechnung strittige Einbeziehung des Staates 
in den Produktionsbereich wesentlich darauf zurückzuführen,  daß andernfalls die dort aus-
geschütteten Löhne und Gehälter nicht als Primäreinkommen zu rechnen wären. Das gleiche 
gilt für den Bankensektor, obwohl dort sogar wegen der fehlenden Verkäufe mit einer nega-
tiven Wertschöpfung gerechnet werden muß. Die Einkommen der Haushaltsbediensteten 
werden nicht, wie es auch denkbar wäre, vom Einkommen des beschäftigenden Haushalts 
abgezogen und damit als Umverteilung gebucht, sondern wiederum brutto, das heißt als ori-
ginärer Produktionsbeitrag gewertet. Obwohl es nirgends ausdrücklich gesagt wird, so gilt 
doch in allen westlichen Gesamtrechnungen die Regel, daß Erwerbseinkommen, gleich wo 
es auftritt,  stets Teil des Volkseinkommens ist, und zwar brutto. 

Für die Vermögenseinkommen kann man das gleiche nicht sagen. Zinsen etwa werden nur 
dann als Produktionsleistung gewertet, wenn sie von Unternehmen gezahlt werden, nicht je-
doch vom Staat oder den privaten Haushalten. 

Es spricht also manches dafür,  die derzeitige, wohl hauptsächlich auf statistischer Zugäng-
lichkeit gegründete grobe Zweiteilung der Haushaltseinkommen in Richtung auf eine feinere 
Klassifikation fortzuentwickeln, in der die Einkommen aus Unternehmertätigkeit von denen 
aus Vermögen getrennt werden.54) Wofür man dann den Ausdruck Primäreinkommen reser-
51) Man muß allerdings feststellen, daß es in der Input-Output-Rechnung eine präzise Definition von 

Primärinput bisher nicht gibt. 
52) Raabe, K.-H. (1954), S. 30. 
53) Siehe dazu das Beispiel bei Raabe, K.-H. (1954), S. 30 f. 
54) Die Tabelle 3.27 der VGR ist ein Schritt in diese Richtung, dient aber wohl vornehmlich der Berech-

nung der bisher anders nicht zugänglichen nicht-entnommenen Gewinne der Unternehmen ohne 
eigene Rechtspersönlichkeit. 
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viert, braucht jetzt nicht entschieden zu werden und kann wohl vor den endgültigen Revi-
sionsbeschlüssen auch nicht entschieden sein, denn dazu müssen tiefere historisch-dogma-
tische Schichten der Einkommenstheorie abgetragen werden. 

3.3 Ist der in den VGR definierte Begriff  des verfügbaren Einkommens 
angemessen? Ist er um einen zusätzlichen Begriff  zu erweitern? 

Verlangt der Begriff  des Primäreinkommens eine Differenzierung  des Einkommenskontos 
auf der Einnahmenseite, wird auf der Ausgabenseite diese Aufgabe vom Begriff  des verfüg-
baren Einkommens übernommen. Der Name sagt, daß damit dasjenige Einkommen be-
zeichnet werden soll, über das die privaten Haushalte für ihre Zwecke verfügen. Aber wie die 
Diskussion der vorigen Abschnitte gezeigt hat, ist diese Definition statistisch unscharf.  Ent-
weder, so die Position der zitierten Quellen, man benötigt darüber hinaus weitere Begriffe  der 
Verfügbarkeit („available", „arbitrable") oder, so die hier vertretene Position, man muß den Be-
griff  des verfügbaren  Einkommens theoretisch genauer fassen. 

Abbildung 1 beleuchtet den Begriff  des Einkommens der privaten Haushalte von verschie-
denen Seiten. Ausgehend von der Gesamtgröße, wie sie sich aus den Einkommensvertei-
lungs- und -umverteilungskonten der VGR ergibt, wird zunächst nach Art unterschieden. Die 
verschiedenen Blöcke zeigen ohne Rücksicht auf die tatsächlichen quantitativen Verhält-
nisse die vier Arten, in denen Einkommen anfallen kann. Dabei wird an die französische 
Unterscheidung angeknüpft mit dem Versuch, genauere Bezeichnungen zu finden. Einkom-
men kann in natura geleistet werden, es kann die Form von Erstattungen haben, die an 
bestimmte Ausgaben gebunden sind (Schadenversicherungsleistungen), es kann ohne 
solche Bindung in Geld erfolgen, und es kann eine umgeleitete Geldleistung sein (Arbeit-
geberbeiträge, unterstellte Zinsen). Alle diese Formen existieren im Einkommensbegriff  der 
VGR. In der nächsten Zeile wird die Verwendung des Einkommens gezeigt, wobei interessant 
ist, daß für einige Einkommensarten die Verwendung feststeht. Naturaleinkommen wird stets 
konsumiert, desgleichen alle Einkommen in Form von Erstattungen. Andere Einkommen 
können nur gespart werden (die Zinsen auf versicherungstechnische Rückstellungen). 

In den weiteren Blöcken werden verschiedene Möglichkeiten, das verfügbare  Einkommen zu 
definieren, dargestellt. Die VGR-Definition schließt sämtliche Übertragungen aus, auch sol-
che, die freiwillig erfolgen, obwohl diese in der Verfügungsgewalt  der privaten Haushalte lie-
gen. Die UN-Richtlinien zur Verteilungsstatistik beziehen die freiwilligen Übertragungen ein-
schließlich der Zinsen auf Konsumentenschulden ein, schließen aber alles indirekte, zu-
gerechnete Einkommen aus. Durch Hinzunahme desjenigen individuellen Verbrauchs, der 
von dritten Sektoren finanziert  wird, gelangen sie zum verfügbaren  Einkommen der Bevöl-
kerung gegenüber dem verfügbaren  Einkommen der privaten Haushalte. Auf die mangel-
hafte Terminologie dieser Unterscheidung wurde bereits hingewiesen (siehe S. 45). Die 
französische Statistik orientiert den zweiten Verfügbarkeitsbegriff,  den sie neben dem der 
VGR ausweist, strikt an der Geldleistung. Verfügbar  im Sinne der Aufteilung auf Konsum und 
Sparen ist nur ungebundenes Einkommen in Geld. Dieser Einschränkung auf den reinen 
Geldbegriff  setzt sie dann die Erweiterung auf den gesamten Verbrauch entgegen. 
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Abbildung 1 : Blockdarstellung der verschiedenen Begriffe  des 
verfügbaren Einkommens für die privaten Haushalte 

Einkommen (Summe der Einnahmen auf 3-3 und 3-4) 

Gliederung nach Art des Einkommens: 

natural 
Erstat-
tungen direkte Geldleistung 

umgeleitete 
Geldleistung 

Gliederung nach der Verwendung: 

Verbrauchsausgaben 
Dritter | eigene Sparen Übertragungen 

freiwillig | obligatorisch Sparen 

Definition von „verfügbar": 

Es ist sicherlich ein Weg, begrifflichen  Unklarheiten der Theorie statistisch dadurch zu be-
gegnen, daß man alle denkbaren Alternativen operationalisiert und ausweist. Dem wider-
spricht aber der Grundsatz der Bilanzklarheit, wenn man diese Analogie hier verwenden darf. 
Es ist dem Benutzer wenig damit gedient, daß er auf die Frage, was das verfügbare  Einkom-
men der privaten Haushalte sei, eine Mehrzahl von Begriffen  angeboten bekommt, zwischen 
denen er nur dann mit Verstand wählen kann, wenn er die statistischen Details kennt.55) 
Manchmal, insbesondere wenn die theoretischen Probleme wirklich nicht gelöst sind, läßt 
sich solche Mehrdeutigkeit nicht umgehen. In der Frage des verfügbaren  Einkommens kann 
man aber vielleicht zu einer theoretischen Klärung gelangen. 

55) Ähnlich in bezug auf die Indexrechnung Hill, P. (1982), S. 7 f. 
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Zunächst muß man wohl zwei Dimensionen unterscheiden, die beide mit dem Begriff  des 
verfügbaren  Einkommens eingefangen und damit verwirrt werden. Das eine ist die Dimen-
sion der Verfügbarkeit  im eigentlichen Sinne, also der Möglichkeit, über eine Ausgabe frei,  d.h. 
in Abwägung gegenüber anderen Ausgaben zu entscheiden. Die andere ist die Dimension 
der Umverteilung. Verfügbares  Einkommen in dem zweiten Sinne heißt Einkommen nach 
Umverteilung. Die geltende VGR-Konvention hat hauptsächlich den zweiten Sinn umgesetzt. 
Die angebotenen Alternativen orientieren sich mehr am ersten. 

Die zwei Dimensionen unterscheiden sich auch in ihrer methodischen Herkunft.  „Einkommen 
nach Umverteilung" ist klar auf den Kreislaufgedanken bezogen. Es stellt die unmittelbare 
Konsequenz des analytischen Unterscheidens verschiedener Einkommenskreisläufe dar 
und gewinnt seinen Sinn aus der Makro-Betrachtung. Verfügbarkeit  im Sinne der Alloka-
tionsentscheidung ist dagegen ein mikroökonomisches Konzept, das auf Handlungsmög-
lichkeiten eines individuellen Akteurs Bezug nimmt. 

Insofern ist es logisch, daß die VGR zunächst einmal das Kreislaufkonzept durchkonstruiert 
hat. Und es bietet sich ferner  an, bezüglich des entscheidungstheoretischen Ansatzes dem 
französischen Vorschlag zu folgen und zur Gesamtrechnung komplementäre Standard-
tabelllen anzulegen. Unter dieser grundsätzlichen Prämisse kann man nun noch einige Ein-
zelheiten diskutieren. 

Wenn der Begriff  des verfügbaren  Einkommens auf den Konten der VGR vornehmlich das 
Resultat von Verteilung und Umverteilung widerspiegeln soll, ist dann erstens die Benennung 
als „verfügbares"  Einkommen richtig und sind zweitens alle Ströme unter diesem Gesichts-
punkt richtig erfaßt? Zum ersten ist die Antwort verhältnismäßig einfach. Wie gerade dar-
gelegt, ist Verfügbarkeit  im Sinne der Entscheidungstheorie nicht unmittelbar verknüpft  mit 
dem Kreislaufschema. Freiwillige Übertragungen sind sicherlich verfügbar  in diesem Sinne, 
dennoch stellen sie makroökonomisch Umverteilung dar. Es wäre also zu überlegen, ob man 
hier nicht einen treffenderen  Ausdruck findet. In Fortsetzung der Überlegungen, ein Primär-
einkommen auszuweisen, wäre hier vielleicht der, wenngleich etwas abstrakte, so doch den 
kreislauftheoretischen  Ort präzis bezeichnende Ausdruck „Sekundäreinkommen" ange-
bracht. Aber auch „Einkommen nach Umverteilung" oder farbloser  aber schlicht „Nettoein-
kommen" mögen ihren Zweck erfüllen. 

Bezüglich der im Sekundäreinkommen enthaltenen Ströme gibt es zwei Problemfälle,  die 
Zinsen auf Konsumentenschulden und die laufenden Übertragungen (abgesehen von Pro-
blemfällen des Primäreinkommens, die hier natürlich durchschlagen). Die jetzige VGR-Kon-
vention beruht auf der Anschauung, daß Zinsen auf Konsumentenschulden nicht für Produk-
tion gezahlt werden56), folglich nicht Teil des Primäreinkommens und auch nicht Teil des 
Sekundäreinkommens der privaten Haushalte darstellen. Die UN-Richtlinien wolllen diese 
Ströme aber in beide Einkommensarten einbeziehen. Wie immer man den Begriff  des Primär-
einkommens definiert,  es ist klar, daß unter dem Kreislaufaspekt die geltende Konvention die 
angemessene ist. Zinsen sind nicht Teil des Einkommens nach Umverteilung. Das gleiche 

56) Bartels, H. (1955), S. 129. 
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gilt für die laufenden Übertragungen. Auch diese sind Umverteilung, die gebucht werden 
muß, ehe das Sekundäreinkommen ermittelt wird. Von daher ergibt sich schließlich die Glei-
chung Einkommen = Konsum + Ersparnis, wenn nämlich im Einkommen in diesem Sinne 
alle Umverteilung vorgenommen worden ist, so daß als weitere Ausgaben definitionsgemäß 
nur Konsum oder Nicht-Konsum offen  sind. 

Bei den laufenden Übertragungen werden nach geltender Konvention die Nettobeiträge zur 
Schadenversicherung ebenso wie die Leistungen im Schadensfall gebucht. Das entspricht 
ganz dem Umverteilungsgedanken. Diskutiert wird gegenwärtig, ob die Leistungen, weil ein-
malig und vermögensrelevant, nicht eher über das Vermögensveränderungskonto laufen 
sollten57), doch sei das Detail hier dahingestellt. Umgekehrt könnte man - ein weiterer Punkt 
der gegenwärtigen Diskussion - die Beiträge an Lebensversicherungen, die gegenwärtig als 
Ersparnis Teil des verfügbaren  Einkommens bilden, auch als laufende Übertragung analog 
den Beiträgen zur sozialen Rentenversicherung buchen.58) Auch dieses Problem sei hier nur 
erwähnt. All diese Probleme dürften leichter zu entscheiden sein, wenn man sich klarmacht, 
daß innerhalb des Kontenrahmens nur die Frage des Kreislaufs und nicht die der Verfügbar-
keit im eigentlichen Sinne zur Debatte steht. 

Außerhalb des Kontenrahmens wäre nun die Verfügbarkeit  zu analysieren, wofür das Kreis-
laufkonzept nicht unmittelbar relevant ist. Frei von jener Restriktion könnte man den Begriff  in 
der Tat vielfältiger als bisher darstellen. Verfügbarkeit  im entscheidungstheoretischen Sinne 
bezieht sich ja nicht nur auf die Frage Konsum oder Sparen. Denn selbst innerhalb des Kon-
sums gibt es Ausgaben, die - wenn auch freiwillig eingegangen - eine längerfristige  Fest-
legung und damit Einschränkung der Verfügbarkeit  des Einkommens bedeuten (Mieten, Ver-
sicherungsprämien). Vielleicht könnte man hier zwar nicht weitere Begriffe  einführen, wie es 
der französische Vorschlag tut, aber analog der Geldmengenrechnung verschiedene Grade 
der Verfügbarkeit  ausweisen, unabhängig davon, an welchem Ort des Einkommenskreis-
laufs ein bestimmter Strom gerade angesiedelt ist. 

3.4 Hat die Ausdehnung des Verbrauchskonzepts auf staatliche Leistungen not-
wendigerweise Einkommenseffekte,  oder allgemeiner, folgt aus jedem Ver-
brauch ein Einkommen? 

Diese letzte Frage ergibt sich aus dem sowohl in den UN-Richtlinien als auch in der französi-
schen Statistik gemachten Vorschlag, ein „verfügbares  Einkommen der Bevölkerung" oder 
ein „erweitertes Einkommen" zu berechnen. Die Antwort läßt sich aber nur aus dem bisher 
Vorgetragenen nicht ableiten, sondern man müßte zunächst die Ursache dieser Erweiterung 
beim Verbrauchskonzept darstellen. Da das den Rahmen dieses Aufsatzes sprengt, seien 
nur einige weitere, zum Nachdenken anregende Fragen gestellt. 

Da ist zunächst die Frage, in welche Rubrik der erweiterte Einkommensbegriff  einzuordnen 
wäre. Soll er ein Kreislaufkonzept darstellen, müßte der zugehörige Kreislauf auch konstruiert 

57) Ruggles, N. (1984), S. 19. 
58) Ebenda. 
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und bezeichnet werden. Soll er ein entscheidungstheoretisches Konzept darstellen, so müßte 
auch hier gezeigt werden, wieso Einkommen, über das definitionsgemäß nicht verfügt wird, 
weil es unmittelbar als Sachleistung konsumiert wird, Teil des verfügbaren  Einkommens sein 
soll. Kurz gesagt, es ist darzustellen, welche Zusatzinformation der Begriff  des erweiterten Ein-
kommens über den des erweiterten Verbrauchs hinaus erwarten läßt, die eine weitere Auf-
spaltung des Einkommensbegriffs  und damit möglicherweise erzeugte Verwirrung des Be-
nutzers wert ist. 

Ferner ist die verteilungstheoretische Bedeutung eines solchermaßen erweiterten Einkom-
mensbegriffs  zu klären. Das Ziel dahinter dürfte wohl nach wie vor darin liegen, die Wohlfahrt 
der Haushalte zu messen. Es ist aber zu fragen, ob der auf diese Weise neu unternommene 
Versuch, die ökonomische Lage eines privaten Haushalts innerhalb der Volkswirtschaft  zu 
beschreiben, mit Hilfe eines einzigen, eindimensionalen Indikators überhaupt noch sinnvoll 
betrieben werden kann. 

Läßt man die hauptsächlichen Überlegungen dieses Aufsatzes zum Abschluß noch einmal 
Revue passieren, so bleibt folgendes festzuhalten: Die Einkommensbegrifflichkeit  der Ge-
samtrechnung ist noch nicht ausformuliert.  Der Versuch, die privaten Haushalte in ihrer vollen 
ökonomischen Bedeutung einzubeziehen, führt  auf Probleme auch der Gesamtrechnung 
selbst, die bisher nur vorläufig im Sinne einer praktikablen Konvention gelöst sind, aber theo-
retischer Ausarbeitung durchaus noch bedürfen. Die Diskussion darüber beginnt erst, des-
halb werden hier auch keine Lösungsvorschläge gemacht. Aber der Versuch, die privaten 
Haushalte in vollem Detail an die Gesamtrechnung anzuschließen, zeigt manche Konven-
tionen der Gesamtrechnung selbst in einem anderen Licht. Insofern kann die Integration der 
privaten Haushalte nicht nur zur Erweiterung, sondern auch zu begrifflicher  Klärung der VGR 
beitragen. 
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Helmut Lindner 
Institut für Angewandte Wirtschaftsforschung  (IAW), Tübingen 

Stand und Entwicklungsmöglichkeiten 
der Einkommensverteilungsrechnungen*) 

Einleitung 

Einkommensverteilungsrechnungen bzw. -Statistiken1) dienen vor allem dem Zweck, die Ein-
kommensverteilungssituation einer Volkswirtschaft  (für eine Reihe von Jahren) möglichst 
transparent darzustelllen und die Verteilungswirkungen von wirtschafts- und gesellschafts-
politischen Maßnahmen auf die Einkommen möglichst genau aufzuzeigen (Informations-
funktion). Sie bilden zusammen mit verteilungstheoretischen Konzeptionen die Basis für die 
Diskussion verteilungspolitischer Ziele und sind deshalb auch von Bedeutung für die Formu-
lierung der Einkommensverteilungspolitik (Gestaltungsfunktion).2) Dabei steht zweifelsohne 
das Ziel der „Verteilungsgerechtigkeit" im Vordergrund des Interesses, und zwar im Sinne der 
Leistungsgerechtigkeit der funktionalen Einkommen (und der Startchancengerechtigkeit) 
von individuellen Personen einerseits und der Bedarfsgerechtigkeit  der verfügbaren  Einkom-
men der Haushalte und/oder der Familien andererseits. Intertemporär gesehen spielen zu-
sätzlich die Sicherheit und die Stetigkeit dieser Einkommen eine wichtige Rolle.3) 

Im einzelnen wurden in der Bundesrepublik Deutschland z. B. Fragen 

- der Armut, 
- der Umverteilung von unten nach oben, 
- der Umverteilung von der rechten in die linke Tasche, 
- der Gestaltung der Steuertarife  bei Einkommensteuerreformen, 
- der Sicherung der Renten, 
- der Neuregelung des Kindergeldes, 

erörtert. 

Diese sehr unterschiedlichen verteilungsrelevanten Fragestellungen (die insbesondere im 
Zusammenhang mit der Einkommens- bzw. Lohnpolitik, der Sozialpolitik und der Steuerpoli-
tik zu sehen sind) verdeutlichen, daß Einkommensverteilungsrechnungen möglichst 

*) Der folgende Beitrag ist auf der Grundlage eines Gutachtens des IAW zur „Aussagefähigkeit von 
Einkommensverteilungsrechnungen für die Bundesrepublik Deutschland", das im Auftrag des 
Bundesministeriums für Wirtschaft  angefertigt  wurde, entstanden. Siehe H. Lindner, W. Kitterer u. H. 
Enke (1986). 

1) Im folgenden wird der Begriff  Einkommensverteilungsrechnung (EVR) im Sinne einer Sekun -
dä rs ta t i s t i k , der Begriff  Einkommens(verteilungs-)s tat is t i k im Sinne einer P r imä rs ta t i s t i k 
verwendet. 

2) Vgl. zur Informations- und Gestaltungsfunktion der EVR z.B. die Ausführungen von H.̂ J. Krupp (1975), 
S. 1 ff. 

3) Vgl. zu den Dimensionen der Verteilungspolitik z.B. die Ausführungen von H. Giersch (1961 ), S. 75 ff., 
H.-J. Krupp (1975), S. 11 ff.  und Kommission für wirtschaftlichen und sozialen Wandel (1976), S. 355 ff. 
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- differenziert  (bezüglich der Einkommens- und Transferkomponenten  und der Bildung 
sozialer Gruppen bzw. Typen) und 

- aktuell sein sollten (vgl. z.B. H.J. Krupp (1975), S. 2 f.). 

Außerdem sollten zur Darstellung der Veränderung der Einkommenssituation 

- intertemporär und interkategorial vergleichbare Daten für 
- einen möglichst langen Zeitraum (bzw. möglichst viele Stichjahre) 

zur Verfügung stehen. 

In der Bundesrepublik Deutschland werden primärstatistische, verteilungsrelevarite Infor-
mationen vom Statistischen Bundesamt (StBA)4) insbesondere im Rahmen 

- der Gehalts- und Lohnstrukturerhebung (Fachserie 16 bzw. frühere  Fachserie N), 
- der Lohn- und der Einkommensteuerstatistiken (Fachserie 14 bzw. frühere  Fachserie L) 

und 
- der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe (EVS) (Fachserie 15 bzw. frühere  Fach-

serie M) 

erhoben und veröffentlicht. 5) Da keine dieser Einkommenstatistiken ein vollständiges Bild der 
Verteilungssituation zu geben vermag (siehe Abschnitt 1.1), ist es notwendig, diese Statistiken 
zu ergänzen und gegebenenfalls an abweichende Kategorien anzupassen.6) Dies geschieht 
nach verbreiteter Ansicht am sinnvollsten in Anlehnung an die makroökonomische Vertei-
lungsrechnung der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen (VGR) des StBA (siehe Ab-
schnitt 1.2). Derartige makro-orientierte (disaggregierte) Einkommensverteilungsrechnungen 
haben in der Bundesrepublik Deutschland eine lange Tradition, über die im folgenden (siehe 
Abschnitt 1.3) ein kurzer Überblick gegeben werden soll. Im Anschluß daran werden in Kapitel 
2 die Vorschläge der Vereinten Nationen (UN) dargestellt, Kapitel 3 enthält eine Erörterung, 
welche Konsequenzen sich für die Weiterentwicklung der Einkommensverteilungsrechnung 
(EVR) für die Bundesrepublik Deutschland vor diesem Hintergrund ergeben.7) 

") Der deutsche Sparkassen- und Giroverband (Bonn) hat in den Jahren 1960/61 und 1969 reprä-
sentative Stichproben bei ca. 10 Tsd. privaten Haushalten über das Sparverhalten in der Bundes-
republik Deutschland durchführen  lassen. Vgl. hierzu Institut für Mittelstandsforschung (1965) und 
H.-D. Bosch (1971), S. 12 ff. 

5) Von Bedeutung, vor allem für den sogenannten „Hochrechnungsrahmen" und die Haushaltstypen, 
sind ferner  die Bevölkerungsstatistiken (Volks-, Berufs-,  Arbeitsstätten- und Wohnungszählungen 
sowie die Mikrozensen; Fachserie 1 bzw. frühere  Fachserie A). 

^ Vgl. hierzu die Beiträge in G. Fürst (1974). 
ή Die für die Verteilungsrechnung ebenfalls wichtige Schichtung der Verbrauchsausgaben und Ver-

mögensverteilung werden hier nicht behandelt. Vgl. hierzu G. Göseke u. K.-D. Bedau (1978) bzw. H. 
Mierheim u. L. Wicke (1978), C.C. Roberts u. H. Stiepelmann (1983) sowie den Beitrag von L. Schmidt 
in diesem Band, S. 111 ff. 
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1 Ein Überblick über Verteilungsstatistiken und Verteilungs-
rechnungen für die Bundesrepublik Deutschland 

1.1 Primärstatistiken der Einkommensverteilung 

1.1.1 Bevölkerungsstatistiken 

Die wichtigste Grundlage für den personellen und den institutionellen Rahmen von Vertei-
lungsrechnungen bilden die Volks- und Berufszählungen (1950, 1961, 1970), die als Tat-
bestände z.B. die Wohnbevölkerung, die Erwerbsbevölkerung, die Anstaltsbevölkerung, 
Haushalte und Familien, letztere differenziert  nach der sozialen Stellung des Haushalts-
vorstandes (Erwerbspersonenkonzept), nach dem Geschlecht und dem Alter, nach der 
Haushaltsgröße und dem Haushalts- bzw. Familientyp zur Verfügung stellen. Im Mikrozensus, 
einer 1 %- Repräsentativstichprobe, die in der Regel einmal jährlich durchgeführt  wird, wer-
den die Informationen der Vollerhebungen fortgeschrieben. 0) 

1.1.2 Einkommens- und Verbrauchsstichprobe (EVS) 

Wichtigste Quelle für die Einnahmen und Ausgaben der privaten Haushalte sowie die Ein-
kommen der einzelnen Einkommensbezieher in den privaten Haushalten bildet die EVS, die 
1962/63, 1969, 1973, 1978 und 1983 durchgeführt  wurde. Im Rahmen der EVS werden z.B. 
Daten über das Bruttoeinkommen aus unselbständiger Arbeit, aus Unternehmertätigkeit und 
aus Vermögen, über sieben bzw. acht empfangene Transfers 9) und über drei geleistete 
Transfers  (siehe Übersicht 1, S. 68, sowie die Übersichten 2, S. 69 und 3, S. 70) für fünf  bzw. 
seit 1978 sechs soziale Gruppen (Unterhaltskonzept) und fünf  Haushaltsgrößen erhoben. 
Diese Daten werden nach ca. 10 Nettoeinkommensklassen differenziert  veröffentlicht 10) (vgl. 
z.B. StBA: EVS 1978 (1984), S. 26 ff.). 

Da diese 0,3 %- Stichprobe (1978 ca. 48 Tsd. Haushalte) auf freiwilliger  Basis beruht und die 
Anstaltsbevölkerung, die Ausländerhaushalte und die Haushalte mit einem monatlichen 
Haushaltsnettoeinkommen von über 15 Tsd. DM (1973), 20 Tsd. DM (1978) bzw. 25 Tsd. DM 
(1983) nicht enthält, können die mit Hilfe eines Quotenverfahrens  hochgerechneten Ergeb-
nisse11) makroökonomisch gesehen die Einkommenssituation in der Bundesrepublik 
Deutschland nur teilweise widerspiegeln. 

8) In diesen Statistiken, die 1983 und 1984 nicht durchgeführt  wurden, werden außerdem monatliche 
Nettoeinkommen (nach dem Selbsteinstufungsprinzip) erhoben. 

9) Diese Komponenten wurden auf Anregungen der Transfer-Enquète-Kommission (TEK) in wesentlich 
tieferer  Gliederung erhoben. Vgl. hierzu z.B. M. Euler u. F. Klanberg, Hrsg. (1982), S. 7 

10) Als weitere Differenzierungskriterien  sind in den EVS z. B. Familientypen und Alter des Haushalts-
vorstandes enthalten. 

11) Diese Quoten wurden in Orientierung an die Ergebnisse des Mikrozensus (des Vorjahres) festgelegt. 
Vgl. StBA: EVS 1978 (1984), S. 35 f. 
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Übersicht 2: Soziale Leistungen an inländische private Haushalte nach der VGR 
und der EVS des StBA*) 

VGR (1983) EVS (1978) 

1) { gesetzl. Kindergeld 

Geldleistungen der 

Kindergeld 

lfd. Übertragungen der 
Arbeitslosenversicherung 

1) Geldleistungen der Arbeitslosenhilfe 

Geldleistungen der Sozialhilfe 
und Kriegsopferfürsorge 

Arbeitslosenversicherung 

Arbeitslosenhilfe 

Sozialhilfe 

öffentliche  Pensionen öffentliche  Pensionen 

Geldleistungen d. RV d. Arbeiter 
Geldleistungen d. RV d. Angestellten 
Geldleistungen d. knappschaftl. RV 

Renten d. gesetzl. Rentenversicherung 

Geldleistungen d. Zusatzvers, im öff.  Dienst Renten d. Zusatzvers. d. öff.  Dienstes 

Geldleistungen d. landwirtschaftl.  Alterskassen 

Beihilfe und Unterstützungen im 
öffentlichen  Dienst 

Betriebsrenten 

Renten der Versorgungswerke 

Kriegsgefangenen- und Häftlings-
entschädigungen u.a. 

Geldleistungen der gesetzl. Krankenvers. 
Ausbildungsbeihilfen 
Übrige soziale Leistungen der 

Gebietskörperschaften 
Soziale Leistungen von der übrigen Welt 

Wohngeld Wohngeld 

Versorgung der Kriegsopfer  Kriegsopferrenten 

Geldleistungen der gesetzl. Unfallversicherung  Renten d. gesetzl. Unfallversicherung 

*) In geänderter Reihenfolge. 
1) Transfergruppen  des Deutschen Instituts für Wirtschaftsforschung. 

1) 
Kriegsschadensrenten u.a. 

lfd. Wiedergutmachungsleistungen 
z.T. in den restlichen öffentlichen 

Renten, Pensionen u.ä. enthalten 

Quellen: Statistisches Bundesamt: VGR 1983 (1984), S. 297. 
Statistisches Bundesamt: EVS 1978, Methode (1984), S. 250. 
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Übersicht 3: Direkte Steuern und Sozialbeiträge der inländischen privaten Haushalte 
nach der VGR und der EVS des StBA*) 
a) Direkte Steuern der privaten Haushalte 

VGR EVS 

Lohnsteuer Einkommen- und Kirchensteuer  und 
direkte Steuern auf Einkommen aus Vermögensteuer 

1) Unternehmertätigkeit und Vermögen 
Steuern im Zusammenhang mit Kraftfa  h rze u gsteu e r 

dem Privaten Verbrauch Teile aus „übrige Übertragungen" 

b) Sozialbeiträge der inländischen privaten Haushalte 

VGR EVS 

unterstellte  Sozialbeiträge  an inländ.  Sektoren 

tatsächliche Sozialbeiträge an die 

1) 

Rentenversicherung der Arbeiter 
Rentenversicherung der Angestellten 
Knappschaftliche Rentenversicherung 
Zusatzversicherung im öffentl.  Dienst 
Landwirtschaftliche Alterskasse 

Pflichtbeiträge zur Sozialversicherung 

freiwilliger  Beitrag zur gesetzlichen 
Rentenversicherung 

1) gesetzliche Krankenversicherung 

1) Arbeitslosenversicherung 

gesetzliche Unfallversicherung 

freiwillige Beiträge zu Pensions- und 
Sterbekassen u.a. 

tatsächliche Sozialbeiträge an 
Unternehmen m.e.R. 

freiwillige Beiträge zu Pensions- und 
Sterbekassen 

1) tatsächliche Sozialbeiträge von 
Auspendlern in die übrige Welt 

tatsächliche Sozialbeiträge von 
Einpendlern an die übrige Welt 

*) In geänderter Reihenfolge. 
1) Transfergruppen  des Deutschen Instituts für Wirtschaftsforschung. 

Quellen: Statistisches Bundesamt: VGR 1983 (1984), S. 294 ff. 
Statistisches Bundesamt: EVS 1978, Methode (1984), S.250. 

1.1.3 Lohn- und Einkommensteuerstatistik 

Die Lohn- und Einkommensteuerstatistik stellte lange Zeit die wichtigste Verteilungsstatistik 
überhaupt dar und ist heute insbesondere als eine die EVS ergänzende Informationsquelle 
(für „höhere" Einkommen) von Bedeutung. Prinzipiell ist diese Statistik auf Steuerfälle und 
steuerrechtlich r e l e v a n t e Sachverhalte ausgerichtet, so daß die verteilungs re I e -
ν a η t e Differenzierung  nach dem sozialen Status und der Haushaltsgröße nur unzulänglich 
abgebildet wird.12) 

12) Außerdem ist wegen nicht abgegebener Lohnsteuerkarten offen,  inwieweit diese Statistik vollständig 
ist. 
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1.1.4 Gehalts- und Lohnstrukturerhebungen 

Die Gehalts- und Lohnstrukturerhebungen (von 1951, 1957, 1962, 1966, 1972 und 1978) 
sind als repräsentative 10%-Stichproben (mit differenzierten  Auswahlsätzen) vor allem für 
die personelle Verteilung insofern von Bedeutung, als sie für Arbeiter(innen) und Angestellte 
(im Produzierenden Gewerbe, im Groß- und Einzelhandel, bei Kreditinstituten und im Versi-
cherungsgewerbe) die Bruttoverdienste in einem ausgewählten Monat (meist Oktober) nach 
22 Bruttomonatsverdienst-Klassen differenziert  zur Verfügung stellen. 

1.2 Die (makroökonomische) Einkommensverteilungsrechnung im Rahmen der 
VGR des Statistischen Bundesamtes 

In der (makroökonomischen) Einkommensverteilungsrechnung im Rahmen der VGR des 
StBA werden im Prinzip die monetären Einkommen und Transfers  der gesamten inländi-
schen Wohnbevölkerung in tiefer Gliederung dargestellt (siehe Übersichten 2, S. 69 und 3, S. 
70 sowie Übersicht 4, S. 72). Diese Daten bilden die Eckgrößen für sämtliche disaggre-
gierten, makro-orientierten EVR der Bundesrepublik Deutschland. Dabei ist zu beachten, daß 
die sekundärstatistischen Eckgrößen der VGR aus verschiedenen, d.h. auch den genannten 
primärstatistischen Ausgangsmaterialien durch Um- und Hochrechnungen, Inter- und Extra-
polationen sowie Schätzungen ermittelt und mit den Werten der Entstehungs- und der Ver-
wendungsrechnung der VGR abgestimmt werden.13) Es muß also mit gewissen Fehlertole-
ranzen selbst bei diesen Eckgrößen, insbesondere bei der Residualgröße „Einkommen aus 
Unternehmertätigkeit" gerechnet werden (vgl. H. Lindner, G. Petry, R. Reiffer,  A. Wagner 
(1981), S. 48 ff.  und StBA: EVS 1978 (1984), S. 21). 

1.3 Makro-orientierte Einkommensverteilungsrechnungen für die Bundesrepu-
blik Deutschland 

1.3.1 Die Anfangsphase 

Wegen des Fehlens einer amtlichen differenzierten  EVR für die Bundesrepublik Deutschland 
haben in den fünfziger  und sechziger Jahren einige wirtschaftswissenschaftliche  For-
schungsinstitute damit begonnen, eine personelle und institutionelle EVR14) aufzubauen. Zu 
den „Pionierleistungen"15) auf diesem Gebiet zählen die Verteilungsrechnungen des Deut-
schen Instituts für Wirtschaftsforschung  (DIW) (vgl. G. Göseke 1957 und 1963) für die fünfziger 
Jahre und die Verteilungsrechnungen des Instituts für Angewandte Wirtschaftsforschung 
(IAW) für die Jahre 1955 und 1960 (vgl. K.D. Schmidt, U. Schwarz, G. Thiebach 1965a und 
1965b). 

13) Zum nur unvollständigen Zusammenhang zwischen der VGR und dem Sozialbudget vgl. Deutscher 
Bundestag: Sozialbericht 1978, S. 145 ff. 

14) Unter „personeller" Verteilung wird hier die Verteilung auf Personen, unter „institutioneller" Verteilung 
die auf Haushalte bzw. Familien verstanden. 

15) Vgl. hierzu auch die Ausführungen von H.-J. Krupp (1975), S. 102 ff.,  der zwei Phasen der Entstehung 
der Verteilungsrechnungen in der Bundesrepublik Deutschland unterscheidet. 
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Beide EVR beruhen auf gruppierten Daten des StBA und anderer Institutionen. Die EVR der 
SPES-Gruppe16) für das Jahr 1962 beruht dagegen auf den Mikrodaten der EVS 1962/63. Die 
drei genannten Rechnungen orientieren sich an den Eckgrößen der VGR und stellen letztlich 
„makro-orientierte" Modellrechnungen dar (siehe Übersicht 5, S. 73). 

1.3.2 Die zweite Phase 

In den siebziger Jahren hat das DIW die Verteilung der Nettoeinkommen der privaten Haus-
halte für die fünfziger,  sechziger und siebziger Jahre modellmäßig berechnet17) und diese 
Methode Ende der siebziger Jahre auf die Verteilung der Nettoeinkommen der Familien 
angewendet. Die SPES-Gruppe hat in der zweiten Entwicklungsphase für das Jahr 1969 auf 
der Basis der EVS 1969 ein „integriertes Mikrodatenfile" (IMDAF) entwickelt und seine Ergeb-
nisse mit denen des DIW verglichen18) (siehe Übersicht 6, S. 75). 

Das StBA hat erstmals 1977 eine EVR für vier Gruppen von Privathaushalten im Zeitraum 
1962 bis 1972 vorgelegt. Auch diese Rechnung ist wie die oben genannten EVR des DIW und 
der SPES-Gruppe wegen des überholten Revisionsstandes für aktuelle verteilungspolitische 
Fragestellungen nicht mehr uneingeschränkt verwendbar. 

1.3.3 Die dritte Phase 

Anfang der achtziger Jahre hat das DIW - nicht zuletzt durch einen Auftrag der Transfer-
Enquète-Kommission (TEK) - seine EVR für Privathaushalte bezüglich der Differenzierung 
und hinsichtlich der Berechnungsmethoden erheblich erweitert. Die Verteilungsrechnung 
des DIW umfaßt seither die Bruttoerwerbs- und -Vermögenseinkommen, zehn Transfers  und 
das verfügbare  Einkommen von sieben sozialen Gruppen (modifiziertes Erwerbspersonen-
konzept) und zwanzig Brutto- bzw. Nettoeinkommensschichten sowie fünf  Haushaltsgrößen 
und zwei Einkommensbezieherklassen (d.h. 9 Haushaltstypen in den Jahren 1973, 1975, 
1978, 1980 und 1981) bzw. sieben Familienarten und zwei Einkommensbezieherklassen 
(d.h. 14 Familientypen im Jahr 1973). Die wichtigste methodische Neuerung dieser Rech-
nungen besteht darin, daß die einzelnen Transfers  nach Haushalts- bzw. Familientypen und 
Bruttoeinkommensschichten mit Hilfe von Ähnlichkeitsbeziehungen („Parenté-Vorschriften" 
und einem „Autokorrektur-Verfahren"  berechnet werden (siehe Übersicht 7, S. 76)).19) 

16) SPES: Sozialpolitisches Entscheidungs- und Indikatorensystem. 
17) Die DIW-Verteilungsrechnung der frühen siebziger Jahre hat insbesondere im „Bericht zur Lage der 

Nation 1974", S. 422 f. und S. 497, eine Rolle gespielt. 
1Θ) Vgl. zu dieser Diskussion die Beiträge von K. Kortmann, H. J. Krupp u. G. Schmaus (1975 und 1976) 

sowie von K.-D. Bedau (1976). 
19) Vom Sonderforschungsbereich  3 (SfB 3) wurden die Ergebnisse der IMDAF 1962 und 1969 auf den 

Stand nach Revision 1977 gebracht. 
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Das StBA hat 1982 eine EVR für vier soziale Gruppen (Unterhaltskonzept) und für den Zeit-
raum 1972 bis 1980 vorgelegt. Diese Daten wurden 1984 revidiert und für drei soziale 
Gruppen auf den Zeitraum 1962 bis 1983 erweitert. Für den Zeitraum 1971 bis 1983 wurden 
Daten für acht soziale Gruppen und fünf  zusätzliche Einkommenskomponenten vorgelegt 
(siehe Übersichten 7, S. 76 und 8, S. I I ) .2 0) 

Inzwischen hat auch das DIW seine Verteilungsrechnung auf den Stand der Revision der VGR 
1982 gebracht und Modellergebnisse für die Familien in den Jahren 1973 und 1981 sowie für 
die Haushalte 1983 vorgelegt (siehe Übersicht 6, S. 75). 

1.3.4 Vergleich ausgewählter Verteilungsrechnungen bzw. -Statistiken für die 
Bundesrepublik Deutschland 

Vergleicht man die EVS, die EVR des DIW und des StBA sowie das IMDAF 69 des Sonder-
forschungsbereichs  (SfB) 3 mit den VGR des StBA, so zeigen sich bezüglich des Umfanges 
der jeweils dargestellten Einkommens- und Transferströme  einige (ge-)wichtige Unterschie-
de: Dies betrifft  zum einen die problematische, aber notwendige Schätzung des in den VGR-
Werten enthaltenen Anteils der „privaten Organisationen ohne Erwerbszweck" sowie des 
Anteils der Anstaltsbevölkerung, der in der EVS und der EVR des StBA (einschl. Wehrpflich-
tigen) sowie der EVR des DIW (ohne Wehrpflichtige: Volkszählungskonzept) nicht enthalten 
ist.21) Außerdem umfassen die EVR des DIW die unterstellten Sozialbeiträge, die EVS und das 
IMDAF die gesamten (tatsächlichen und unterstellten) Sozialbeiträge der Arbeitgeber nicht. 
Ferner bleiben in der EVR des DIW die nichtentnommenen Gewinne der Unternehmen ohne 
eigene Rechtspersönlichkeit (UoeR) außer Betracht; eine problematische Größe, die auch in 
der EVS nur teilweise erfaßt wird. Schließlich fehlen in der EVS aus erhebungstechnischen 
Gründen die Einkommen und Transfers  der Ausländer und der Bezieher höherer Einkom-
men (1973: über 15 Tsd. DM, 1978: über 20 Tsd. DM und 1983: über 25 Tsd. DM monatliches 
Nettoeinkommen) (siehe Übersicht 9, S. 79).22) 

Weitere Unterschiede zwischen den verschiedenen Verteilungsrechnungen bestehen hin-
sichtlich der Abgrenzung der sozialen Gruppen, bei der das DIW - in Anlehnung an die Bevöl-
kerungsstatistik -e in m o d i f i z i e r t e s E r w e r b s p e r s o n e n k o n z e p t , die anderen 
Statistiken das für den Nachweis von Einkommen aussagekräftigere  U n t e r h a l t s konzept 
zugrunde legen (vgl. StBA: EVS 1978 (1984), S. 30).23) Beim Grad der Differenzierung  in so-
ziale Gruppen bestehen inzwischen keine wesentlichen Unterschiede mehr; allen Vertei-
lungsrechnungen liegen sieben oder acht soziale Gruppen zugrunde. Bezüglich der Differen-
zierung nach weiteren Kriterien bestehen bei der EVS und damit dem IMDAF die am wei-
2 0 ) K. Schüler (1982) hat außerdem für die Jahre 1972 und 1978 für die Bruttolohn- und -gehaltsumme, 

die Abzüge und die Nettolohn- und -gehaltsumme der Arbeitnehmerhaushalte eine erste Schichtung 
der Löhne und Gehälter nach sieben bzw. acht Einkommensklassen vorgelegt. 

21) Zu den hierfür  notwendigen Vorarbeiten des StBA vgl. N. Hartmann (1976). 
22) Angemerkt sei, daß sich die Nichteinbeziehung der nichtentnommenen Gewinne (dUoeR) und der 

Sozialbeiträge der Arbeitgeber in das Bruttoerwerbs- und -Vermögenseinkommen auf die Höhe des 
verfügbaren  Einkommens (ohne nichtentnommene Gewinne dUoeR) nicht auswirkt, da zu diesen 
beiden Größen entsprechende Gegenbuchungen erfolgen. 

2 3 ) Vgl. zum Unterschied zwischen diesen beiden Konzepten, der insbesondere für die Zuordnung der 
Arbeitslosen zu den Nichterwerbstätigen oder Erwerbstätigen von Bedeutung ist, z.B. K. Schüler 
(1983), S. 379 ff. 
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Übersicht 9: Konzept ionel le Untersch iede z w i s c h e n d e n Ver te i lungsrechnungen 
d e s DIW, d e s StBA und d e s Sonder forschungsbere ichs 3 ( IMDAF) 

a) Bruttoerwerbs- und -Vermögenseinkommen der privaten Haushalte 
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testen gehenden Möglichkeiten (z.B. nach Haushaltsgröße, Geschlecht und Alter des Haus-
haltsvorstandes sowie nach Einkommenshöhen). Von diesen Mikrodaten werden jedoch nur 
gruppierte Daten tür soziale Gruppen, Haushaltsgröße und Haushaltsnettoeinkommensklas-
sen veröffentlicht  (vgl. StBA: EVS 1978, Heft 4 (1982) und Heft 6 (1983)). Die DIW-Rechnung 
weist die derzeit tiefste, veröffentlichte  Untergliederung nach sozialen Gruppen, Haushalts-
größe und Zahl der Einkommensbezieher (nämlich in 63 Haushaltsarten und 98 Familien-
arten) und 20 Einkommensklassen auf und stellt damit die umfassendste und die aktuellste 
makro-orientierte EVR auf der Basis gruppierter Daten dar; sie ist zur Zeit die aktuellste Vertei-
lungsrechnung.24) 

2 Vorschläge der Vereinten Nationen für die Gestaltung 
von Verteilungsrechnungen 

2.1 Zur Konzeption der UN-Verteilungsrechnungen 

Aus der Sicht der „provisional guidelines" des United Nations Statistical Office  (UNSO) dienen 
Verteilungsstatistiken vor allem zwei Zwecken, nämlich 

- der Bewertung der ökonomischen Wohlfahrt  der Bevölkerung und der Entwicklung wohl-
fahrtsorientierter  Politiken sowie 

- der Formulierung der Einkommens- und der Fiskalpolitik und der Planung und Bewertung 
der wirtschaftlichen Entwicklung. 

Dazu bedarf  es einer umfassenden, detaillierten, aktuellen und periodischen Verteilungsstati-
stik auf einer weitgehend repräsentativen Grundlage, die neben dem Einkommen, den Kon-
sum und das Sparen (bzw. die Kapitalbildung) der Haushalte ausweist. 

Die Verteilungsstatistiken sollen sich an den Konzepten und Elementen des „System of Na-
tional Accounts" (SNA) orientieren, so daß beide Rechnungen in gegenseitiger Ergänzung 
benutzt werden können.25) Es ist aber nach dieser Leitlinie weder wünschenswert noch sinn-
voll, in beiden Rechnungen identische Konzepte und Definitionen der Transaktionen zu 
verwenden. Insbesondere sei es unpraktisch, Zurechnungen und Schätzungen der VGR (z.B. 
unterstellte Arbeitgeberbeiträge zur Sozialversicherung) in die Verteilungsrechnung zu über-
nehmen (vgl. UNSO (1977), S. 1 ff.). 

24) Die Haushaltsdaten liegen für 1973, 1975 und 1978, die Familiendaten für 1973 und 1981 in Form 
von Materialbänden vor. 

25) Die VGR würde nach Ansicht des UNSO (1977), S. 14, übertrachtet und unhandlich, wenn sie mehr 
als die Hauptkomponenten des Einkommens und die Hauptklassen ökonomischer Akteure (bzw. 
sozioökonomischer Klassen) enthielte. 
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2.2 Bevölkerungsrahmen und statistische Einheiten 

Die Verteilungsstatistik des UNSO umfaßt die gesamte Wohnbevölkerung, allerdings sollen 
die Personen in Anstalten - wegen ihrer speziellen Bedingungen - eine eigene Kategorie bil-
den. 

Als statistische Einheiten kommen nach der Leitlinie prinzipiell Haushalte, Individuen, Jobs, 
Verdiener und Einkommensbezieher in Frage. Von besonderer Bedeutung für die meisten 
Verteilungsaspekte sind jedoch die Haushalte. Individuen sind als statistische Einheiten zu 
bevorzugen, wenn die Faktoren untersucht werden sollen, wegen derer die Verdienste von 
Arbeitnehmern und Unternehmern variieren. 

Haushalte können nach den Leitlinien mit Hilfe des „Hauswirtschaftskonzeptes"26) oder des 
„Familienkonzeptes" abgegrenzt werden, also danach, ob die Personen, die Teile eines 
Haushalts besitzen und gemeinsame Ausgaben tätigen, entweder nicht verwandt oder ver-
wandt sind.27) Die Definition des Haushaltsvorstandes, die für Klassifikationen von Bedeu-
tung ist, sollte so wenig ehrgeizig wie möglich sein. Das heißt, als Haushaltsvorstand sollte 
diejenige Person betrachtet werden, die z.B. von den anderen Haushaltsmitgliedern als 
Haushaltsvorstand anerkannt wird oder die Hauptempfänger des Haushaltseinkommens ist 
(vgl. UNSO (1977), S. 25 ff.). 

2.3 Einkommens- und Transferkategorien 

In der Konzeption der Verteilungsrechnung des UNSO werden unterschieden: 

- Entgelte für Arbeitnehmer („compensation of employees"), und zwar Löhne und Gehälter 
sowie Arbeitgeberbeiträge zur Sozialversicherung (ohne unterstellte Beiträge der Arbeit-
geber und ohne Beiträge zu Privatversicherungen), 

- Einkommen der Mitglieder von Produzenten-Kooperativen (..income of members of pro-
ducers' co-operatives") sowie 

- Bruttoeinkommen der Unternehmer („gross entrepreneurial income")28), 

die auf der Basis der Eckwerte des SNA berechnet werden sollen und zusammen das pri-
märe Einkommen („primary income") bilden. 

26) Beim „Hauswirtschaftskonzept" kann ein „de facto-Ansatz" und ein „de jure-Ansatz" verwendet wer-
den. Beim ersteren zählt die Präsenz zu einem gegebenen Zeitpunkt. Beim zweiten, nützlicheren 
Ansatz werden die Mitglieder erfaßt,  die normalerweise im Haushalt leben. Vgl. UNSO (1977), S. 27. 

27) Praktische Probleme bei der Anwendung der Standarddefinition des Haushaltes kann es in Ländern 
geben, in denen polygame und nomadische Haushalte vorherrschen. Vgl. UNSO (1977), S. 27. 

28) Das sind Profite (der „operating surplus") von nichtkorporierten Unternehmen und die Entnahmen 
der Eigentümer von quasi-korporierten Unternehmen. Die „Miete" für selbstgenutzte Eigentümerwoh-
nungen wird - in Abweichung vom SNA - bei den Vermögenseinkommen erfaßt.  Vgl. UNSO (1977), 
S. 43 f. 
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Außerdem umfaßt die UNSO-Verteilungsrechnung 

- empfangene Vermögenseinkommen (das sind Zinsen, Dividenden und Renten), 

die zusammen mit den primären Einkommen und den 
- empfangenen laufenden Transfers  (das sind Sozialversicherungsleistungen, Pensionen 

und Lebensversicherungsleistungen sowie andere laufende Transfers) 
das 
- totale Haushaltseinkommen bilden. 

Subtrahiert man vom totalen Haushaltseinkommen 
- die gezahlten direkten Steuern und 

- die Beiträge zur Sozialversicherung und zu Pensionen (ohne Arbeitgeberbeiträge), 

so ergibt sich 
- das totale verfügbare  Haushaltseinkommen. 
Ergänzt man dieses Einkommen um Subventionen und um solche Dienstleistungen, die von 
der Regierung, privaten Organisationen ohne Erwerbszweck und Unternehmen kostenlos 
oder zu ermäßigten Kosten bereitgestellt werden, so erhält man 

- das totale verfügbare  Einkommen der Bevölkerung, 

das im Zusammenhang mit den totalen Konsumausgaben der Haushalte zu sehen ist (vgl. 
UNSO (1977), S. 8 ff.  und S. 41 ff.  sowie Übersicht 10, S. 83). 

2.4 Klassifikationskriterien 

Das UNSO schlägt vor, Haushalte und Individuen anhand 

- des sozio-ökonomischen Status, 
- der Art der ökonomischen Tätigkeit und des Berufs, 
- des Bildungsstandes und 
- des Alters (12 Klassen) und des Geschlechts 

des Haushaltsvorstandes bzw. eines anderen Haushaltsmitgliedes zu klassifizieren.29) 
Ergänzend hierzu ist es - nach der Leitlinie - notwendig, 

- sechs Haushaltsgrößen (und 16 Kombinationen von Erwachsenen und Minderjährigen) 
sowie 

- drei oder vier Einkommensbezieherklassen 

zu unterscheiden. 
29) In einer Reihe von Ländern wird außerdem die ethnische oder nationale Herkunft  der Individuen bei 

der Klassifikation berücksichtigt. Vgl. UNSO (1977), S. 30. 
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Die Unterscheidung nach sozio-ökonomischen Gruppen von Einkommensbeziehern (ohne 
Hausfrauen und Kinder) soll als Basisklassifikation dienen und beruht auf der Kombination 
von Merkmalen wie der Hauptquelle des Lebensunterhalts, dem Beschäftigungsstatus, der 
Zugehörigkeit zu einem Wirtschaftszweig und dem Beruf und dem Bildungsstand, wobei die 
Klassifikation in acht soziale Hauptgruppen und siebzehn soziale Gruppen weitgehend auf 
der Kombination der Kriterien Landwirtschaft/Nichtlandwirtschaft  und Arbeitgeber/Arbeitneh-
mer beruht (vgl. UNSO (1977), S. 30 ff.  und nachfolgende Übersicht 11).30) 

Schließlich sieht die Leitlinie des UNSO eine Klassifikation der Komponenten des primären 
Einkommens, des totalen Haushaltseinkommens und des totalen verfügbaren  Haushaltsein-
kommens nach der Größe des Aggregates vor.31) (1 ) Für die Analyse der Verteilung der Ein-
kommen usw. während einer gegebenen Periode in einem gegebenen Land sollen im all-

Übersicht 11: UNSO-Klassifikationsschema des sozioökonomischen Status 
in soziale Hauptgruppen und Gruppen 

1 Arbeitgeber in der Landwirtschaft  (ISIC 1) 

2 eigenständige Arbeiter 
und Mitglieder von Produzenten-Kooperativen in der Landwirtschaft 

21 eigenständige Arbeiter, 
Produktionsgemeinschaften 

22 Mitglieder von Produzenten-Kooperativen 

3 Arbeitgeber außerhalb der Landwirtschaft 

4 eigenständige Arbeiter außerhalb der Landwirtschaft 

41 professionelle,  technische und beratende 
42 andere 

5 Arbeitnehmer in der Landwirtschaft 

6 Arbeitnehmer außerhalb der Landwirtschaft 

61 Manager und leitende Beamte 
62 professionelle und technische Arbeitnehmer 
63 Arbeiter im kirchlichen Bereich, im Handels- und im Dienstleistungsbereich 
64 Manuelle Arbeiter 
65 Mitglieder der Streitkräfte 

7 Ökonomisch inaktive Personen, die in Haushalten leben, und zwar 

71 von Sozialversicherungsleistungen, 
72 von privaten Pensionen, Renten und Vermögen, 
73 von anderen Transfereinkommen, 
74 Studenten 

8 Personen, die in Institutionen (Krankenhäusern, Altersheimen, Waisenhäusern, Anstalten und 
Gefängnissen) leben 

Quelle: UNSO (1977), S. 31 ff. 

30) Vgl. hierzu auch den Vorschlag der Konferenz Europäischer Statistiker (1960), S. 16. 
31) Die UNSO (1977), S. 28, schlägt Verteilungen für Haushaltsaggregate und Pro-Kopf-Durchschnitte 

vor. 
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gemeinen Klassenintervalle benutzt werden, die in absoluten Werten ausgedrückt sind.32) (2) 
Für internationale Vergleiche muß die Klassifikation anhand von Teilgruppen („fractile 
groups") erfolgen. In diesem Fall werden die Klassenintervalle so festgelegt, daß eine gleich 
große Anzahl statistischer Einheiten (z.B. Haushalte) in jede Klasse fällt. Dabei muß die Zahl 
der zu verwendenden Klassen vorherbestimmt sein (vgl. UNSO (1977), S. 28 f.).33) 

3 Würdigung und Entwicklungsmöglichkeiten der Einkommens-
verteilungsrechnungen für die Bundesrepublik Deutschland 

3.1 Anwendungs- und Verbesserungsmöglichkeiten 

Als aktuelle und periodische Informationsquellen über die Einkommensverteilung und -Um-
verteilung in der Bundesrepublik Deutschland stehen zur Zeit insbesondere die EVS und die 
EVR des StBA sowie die EVR des DIW zur Verfügung.34) Diese Statistiken bzw. Rechnungen 
haben bezüglich der gewählten statistischen Einheit (das sind die Privathaushalte), der ver-
wendeten Klassifikation in (fünf  bis acht) soziale Gruppen und der Abgrenzung der Ein-
kommens- und der Transferströme  eine gemeinsame Basis, unterscheiden sich aber hin-
sichtlich der Disaggregationstiefe in Haushaltstypen (Haushaltsgrößenklassen χ Zahl der 
Einkommensbezieherklassen) und in Einkommensschichten sowie zum Teil in den gewähl-
ten Berichtsjahren und im Erstellungslag. 

Hierin kommen insbesondere Unterschiede in den Zielsetzungen dieser Rechnungen zum 
Ausdruck: In der EVS steht die möglichst detaillierte Erfassung (von fünf  bzw. acht sozialen 
Gruppen nach Haushaltstypen) ausgewählter Privathaushalte (ohne solche von Ausländern 
und Höherverdienenden) in bestimmten Jahren (1962/63, 1969, 1973, 1978 und 1983) im 
Vordergrund, bei der EVR des StBA der möglichst exakte, mit der VGR kompatible Nachweis 
der Einkommensverteilung und -Umverteilung von acht sozialen Gruppen über einen län-
geren Zeitraum (1962 bzw. 1972 bis 1983). Ziel der EVR des DIW ist es, die Einkommens-
verteilung und -Umverteilung auf der Basis der VGR möglichst umfassend und detailliert 
(nach sieben sozialen Gruppen, neun Haushaltstypen und zwanzig Einkommensklassen) für 
eine Reihe von Jahren (1973,1975,1978,1980,1981 und 1983) und möglichst aktuell dar-
zustellen. 

Das bedeutet, daß keine dieser Statistiken bzw. Rechnungen sämtlichen Forderungen der 
Leitlinie der UNSO (nach Vollständigkeit, Differenzierung,  Repräsentativität, Aktualität, Peri-
odizität und Vergleichbarkeit) zugleich gerecht wird. Aber gerade deshalb ist eine gewisse 

32) Die oberste und unterste Klasse können offen  sein. Vgl. UNSO (1977), S. 29. 
33) Daten in konstanten Preisen sind nach den Leitlinien der UNSO (1977), S. 6 f., für gewisse Teile, ins-

besondere die Konsumausgaben, wünschenswert. 
34) Auf Simulationsmodelle des RWI (vgl. z.B. H. Karrenberg u. W. Kitterer 1979) und des SfB 3 (vgl. z.B. 

J. Merz 1982, F. Dworschak u. G. Wagner 1983) sowie des Internationalen Instituts für empirische 
Sozialökonomie (INIFES) (vgl. z.B. M. Pfaff,  R. Dennerlein u. M. Schneider 1978) wird in diesem 
Zusammenhang nicht eingegangen. 
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„Arbeitsteilung" zwischen den Verteilungsrechnungen des StBA und des DIW als Bestand-
teile eines „Satellitensystems" denkbar, bei dem die VGR und die EVR des StBA den Kern bil-
den, in dem über die Hauptkomponenten der Einkommens- und Transferströme  von acht 
sozialen Gruppen der Privathaushalte periodisch berichtet wird. Der EVS käme in einem sol-
chen „System" die Funktion zu, als möglichst repräsentativer Mikrodatensatz, detailliert und 
problembezogen den Einkommensverteilungs-, -umverteilungs-, Konsum- und Sparprozeß 
von verschiedenen Typen der Privathaushalte und Familien im 5-Jahres-Turnus darzustel-
len. Die EVR des DIW könnte in diesem System als differenzierte,  makro-orientierte Einkom-
mensverteilungs-Modellrechnung (auf der Basis gruppierter Daten aus den verschiedensten 
Quellen) jährliche, möglichst aktuelle Schätzwerte über die Entwicklungstendenzen der Ver-
teilungssituation bereitstellen.35) 

Eine derartige Arbeitsteilung würde jedoch eine Reihe von, auch aus prinzipiellen Erwägun-
gen sinnvollen, konzeptionellen Abstimmungen zwischen den Erstellern dieser und anderer 
Verteilungsstatistiken und Verteilungsrechnungen36) erfordern.  Genannt seien hier insbeson-
dere: 

- die gleiche Behandlung der nichtentnommenen Gewinne der Unternehmen o.e.R., 

- die Ν i c h t einbeziehung der unterstellten Sozialbeiträge der Arbeitgeber in die EVR des 
StBA entsprechend den Vorschlägen des UNSO, 

- die Einbeziehung der tatsächlichen Arbeitgeberbeiträge zur Sozialversicherung in die EVS 
(z.B. auf der Grundlage der Eintragungen in die Lohnsteuerkarten), 

- die Erfassung der Wehrpflichtigen bei den Anstaltshaushalten nach dem Vorbild der VGR 
und der EVS des StBA37) und 

- der vollständige Übergang zum Unterhaltskonzept in der EVR des DIW.38) 

Die Einbeziehung von Ausländerhaushalten und der Haushalte von Höherverdienenden in 
die EVS dürfte dagegen - ebenso wie der in der Leitlinie des UNSO vorgesehene gesonderte 
Nachweis der Anstaltsbevölkerung - aufgrund der erhebungstechnischen Schwierigkeiten 
vorerst nicht zu realisieren sein. 

3.2 Anmerkungen zu einigen prinzipiellen Problemen 

Neben den Verbesserungsmöglichkeiten in den Verteilungsstatistiken bzw. -rechnungen für 
die Bundesrepublik Deutschland bleiben einige prinzipielle Probleme, die unseres Erachtens 
einer weiteren verteilungsstatistischen und -theoretischen Diskussion bedürfen: 

35) Weitere Elemente in einem solchen System stellen z.B. die Arbeiten über Realtransfers  im Auftrag der 
TEK (1981) sowie des RWI (vgl. z.B. A. Obersteller 1983) dar. Zu den teilweise abweichenden Vor-
schlägen der TEK für eine geschlossene Verteilungs- und Transferrechnung  vgl. TEK (1981 ), S. 123 ff. 

36) Dies gilt insbesondere für die Integration der Sozialbilanz in die VGR. 
37) In der Klassifikation des UNSO werden Mitglieder der Streitkräfte  bei den „Arbeitnehmern außerhalb 

der Landwirtschaft"  erfaßt.  Vgl. UNSO (1977), S. 34. 
38) Unseres Erachtens ist es - auch im Hinblick auf die EVS - erforderlich,  den Mikrozensus nach dem 

Erwerbspersonen- und dem Unterhaltskonzept aufzubereiten. Vgl. hierzu auch TEK (1981), S. 126. 
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3.2.1 Die VGR und die EVR spiegeln die funktionale Einkommensverteilung insofern un-
zulänglich wider, als die „Residualgröße" Bruttoeinkommen aus Unternehmertätigkeit und 
Vermögen die theoretische Konstruktion der Entlohnung des Produktionsfaktors  Kapital nicht 
korrekt wiedergibt. Dazu müßten die Arbeitseinkommen der Selbständigen (die Unterneh-
merlöhne) von der Normalverzinsung des Kapitals und den Residualgewinnen (den Markt-
lagen- und Differentialgewinnen)  getrennt werden; ein bislang auch theoretisch ungelöstes 
Problem.39) Die vom UNSO vorgeschlagene und in der EVS und der EVR praktizierte Unter-
scheidung von Bruttoeinkommen aus unselbständiger Arbeit40), von Bruttoeinkommen aus 
Unternehmertätigkeit und von Einkommen aus Vermögen stellt unseres Erachtens einen 
ersten Schritt in diese Richtung dar, dem auch das DIW in seiner Verteilungsrechnung folgen 
sollte. 

3.2.2 In den bisherigen Verteilungsrechnungen für die Bundesrepublik Deutschland wird die 
Umverteilung der marktmäßig entstandenen Einkommen durch den Staat nur teilweise, also 
unzulänglich dargestellt.41) Von Bedeutung sind insbesondere die Realtransfers  des Staates 
(z.B. in Form von Gesundheits-, Bildungs- und Verkehrsleistungen) und Subventionen, deren 
Einbeziehung sowohl von der OEEC (1952)42) als auch vom UNSO (1977), S. 13, gefordert 
wurde, sowie indirekte Steuern43) und Steuererleichterungen.44) Bezüglich der Realtransfers 
des Staates sind inzwischen die Umverteilungsrechnung ergänzende Analysen in Angriff 
genommen worden.45) 

3.2.3 Diese Überlegungen zeigen, daß die Diskussion um die verschiedenen Einkommens-
begriffe  (z.B. primäres Einkommen, Bruttoerwerbs- und -Vermögenseinkommen, Haushalts-
bruttoeinkommen und verfügbares  (Haushalts-)Einkommen) keineswegs abgeschlossen 
ist.46) In diesem Zusammenhang erweist sich jedoch unseres Erachtens, daß eine einseitige 
Ausrichtung der Verteilungsrechnungen auf Privathaushalte (institutionelle Verteilung) und 
die Vernachlässigung der Verteilung auf Individuen (personelle Verteilung) dem Aspekt der 
Adäquation nur unzulänglich Rechnung trägt.47) 

3.2.4 Bezüglich der Schichtung der Einkommen und Transfers  bzw. der Wahl der Klassen-
grenzen sei hier nur angemerkt, daß die fallweise Anpassung an inflatorische Entwicklungen, 

39) Auch die Querverteilung (vgl. A. Stobbe (1984), S. 132) wird von der VGR nicht adäquat wieder-
gegeben, da die Kapitaleinkommen der Unselbständigen in den Bruttoeinkommen aus Unterneh-
mertätigkeit und Vermögen mitenthalten sind. 

40) Zur Problematik dieser Kategorie vgl. R. Zeppernick (1973/74), S. 430 Fn. 
41) Vgl. hierzu R. Zeppernick (1973/74), S. 432 ff.,  der in diesem Zusammenhang darauf hinweist, „daß 

die Einkommensverteilung heute simultan in staatlichen ... und marktmäßigen... Verhandlungen aus-
gehandelt wird", primäre und sekundäre Verteilung sich also nicht trennen lassen. 

42) Vgl. den Hinweis in K.-D. Schmidt, U. Schwarz u. G. Thiebach (1965b), S. 4 f. 
43) Vgl. hierzu K.-D. Schmidt, U. Schwarz u. G. Thiebach (1965b), S. 114 ff.  und W. Kitterer (1981 ) und TEK 

(1981), S. 82 ff. 
44) Vgl. hierzu TEK (1981), S. 93 ff.  Zu beachten ist aber, daß in den VGR und den EVR die gezahlten  direk-

ten Steuern dargestellt werden. 
45) Vgl. z.B. A. Obersteller (1983) sowie TEK (1981), S. 62 ff. 
46) Vgl. hierzu W. Kitterer (1981) und den Beitrag von U.-P. Reich in diesem Band, S. 38 ff. 
47) Nach entsprechenden Vorarbeiten des DIW und des IAW (siehe Übersicht 5, S. 73), stellen die EVS 

und die TEK-Schriften von M. Euler, F. Klanberg, (Hrsg., 1982 und 1983) die einzigen Ausnahmen dar. 
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die die verschiedenen sozialen Gruppen vermutlich in unterschiedlichem Ausmaß treffen, 
das Problem der Inflationsbereinigung nur hilfsweise löst. 

3.2.5 Von besonderer Bedeutung ist unseres Erachtens die Frage der adäquaten Klassifi-
kation in soziale Gruppen. Dies betrifft  weniger die erheblichen Unterschiede zwischen den 
Klassifikationsschemata des UNSO und des StBA, da letzteres historisch gewachsen ist und 
der erheblich verringerten „Bedeutung" der Gruppe „Landwirte" Rechnung trägt. Angesichts 
der - im Industrialisierungsprozeß - durchlässiger gewordener Klassenschranken und neu 
entstandener Formen von Lebensgemeinschaften, verbunden mit einer Zunahme der 
Frauenerwerbstätigkeit, muß bezweifelt werden, daß die traditionellen (Ideal-)Typen von so-
zialen Gruppen heute noch von der früheren  Relevanz sind. Dafür sprechen auch Diskus-
sionen in der soziologischen Literatur, beispielsweise über die „neue Mittelschicht" oder den 
„neuen Arbeiter"48), obwohl sich in dieser Hinsicht bislang noch keine allgemein akzeptierten 
Konventionen über soziale Gruppen herausgebildet haben. In einer solchen Situation ist ein 
pragmatisches Vorgehen derart angebracht, daß eine nach möglichst vielen Kriterien diffe-
renzierte Typenbildung erfolgt.  Das heißt, das Kriterium „sozialer Status"49) muß (und kann) im 
Zusammenhang mit den weiteren Kriterien „Haushaltsgröße" und „Zahl der Einkommens-
bezieher" sowie vor allem der „Schichtung der Einkommen und Transfers"  gesehen 
werden.50) Die EVS des StBA (sowie die IMDAF's des SfB 3) und die EVR des DIW beruhen 
weitgehend auf diesem Konzept und folgen damit im Prinzip den Leitlinien des UNSO. 

3.2.6 Umstritten ist schließlich nach wie vor, ob integrierte Mikrodatenfiles den Modellrech-
nungen auf der Basis gruppierter (oder aggregierter) Daten überlegen sind. Die vorliegenden 
Vergleichsrechnungen51) haben diesen Punkt bislang nicht abschließend klären können, 
sondern legen hinsichtlich der Exaktheit eine gewisse Skepsis gegenüber beiden Rechnun-
gen nahe. Für Modellrechnungen auf der Basis von gruppierten Daten sprechen die Über-
schaubarkeit und die Beschränkung im Arbeits- und Datenaufwand. Für integrierte Mikro-
datenfiles spricht in erster Linie deren Flexibilität. Angesichts der Diskussion um den Daten-
schutz muß jedoch davon ausgegangen werden, daß diese - auch vom UNSO präferier-
te52) - Konzeption in der Bundesrepublik Deutschland nuramtlicherseits, d.h. im Rahmen der 
mit dem Mikrozensus gekoppelten Einkommens- und Verbrauchsstichprobe realisiert wer-
den kann. 

40) Vgl. hierzu z.B. D. Grieswelle (1974), S. 64 ff.  und K.H. Hörning (1971). 
4 9 ) Im Rahmen der EVS - die prinzipiell nicht überfrachtet  werden sollte - kann relativ flexibel auf neue 

Problemgruppen wie Jugendliche, Arbeitslose reagiert werden. 
50) Weitere relevante Disaggregationskriterien sind das Geschlecht, das Alter und die Nationalität der 

Einkommensbezieher. 
51) Vgl. hierzu die Beiträge von K. Kortmann, H.^l. Krupp u. G. Schmaus (1975) und (1976), K.-D. Bedau 

(1976), K. Kortmann (1982), S. 270 ff.,  G. Zitzelsberger (1979) und G. Schmaus (1984). 
52) Vgl. UNSO (1977), S. 1 u. S. 90 ff.  Vgl. außerdem die Beiträge von B.A. Okner (1974) und N. Ruggles, R. 

Ruggles u. E. Wolff (1977) sowie in M. Raff,  (Hrsg. 1978), S. 411 ff. 
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Integration der Input-Output-Rechnung 
in die internationalen Systeme 
Volkswirtschaftlicher  Gesamtrechnungen 

Einleitung 

In der Diskussion über die Revision der internationalen Systeme Volkswirtschaftlicher 
Gesamtrechnungen (VGR) haben Themen der Input-Output-Rechnung (IOR) bisher nur eine 
periphere Rolle gespielt. In den Übersichtsdokumenten zur Revision des „System of National 
Accounts" (SNA)1) der Vereinten Nationen wurden im Zusammenhang mit der IOR vor allem 
Fragen einer zukünftigen Systematik der Produktionsaktivitäten angesprochen.2) Obwohl in 
vielen Ländern, wie z.B. in Frankreich, Kanada und Norwegen, die Daten der Input-Output-
Tabellen (IOT) die wichtigste Grundlage für die Berechnung des Sozialprodukts bilden, wurde 
eine methodische Diskussion über die Rolle der IOR im Rahmen der VGR nur sporadisch 
geführt.  Es scheint, daß der Gedanke von Richard Stone, die IOR mit den anderen Teilsyste-
men der VGR zu einer Einheit zu verschmelzen, nur widerstrebend aufgenommen wird. Es 
muß schon als großer Fortschritt angesehen werden, daß im Jahre 1981 auf der Tagung der 
„International Association of Income and Wealth" in Gouvieux Themen der IOR einen inte-
grierten Teil des Tagungsprogramms darstellten. Doch hat auch diese Tagung deutlich 
gemacht, daß von vielen Fachleuten auf dem Gebiet der VGR die IOR und ihre Anwendungs-
bereiche mit Distanz behandelt werden. 

Es ist deshalb sehrzu begrüßen, daß sich die internationalen Organisationen dem Thema der 
IOR und ihrer Integration in die internationalen Systeme der VGR in den nächsten Jahren ver-
stärkt widmen wollen.3) Das Statistische Amt der Vereinten Nationen (UNSO) beabsichtigt, 
zunächst eine Studie über die Konzepte der IOR in den verschiedenen Ländern vorzulegen. 
Auf der Grundlage der dabei gewonnenen Erkenntnisse sollen Richtlinien über Konzepte und 
Berechnungsmethoden von IOT entwickelt werden, die teils in die revidierten internationalen 
Systeme der VGR aufgenommen, teils im Rahmen einer Sonderveröffentlichung  publiziert 
werden sollen. Die Sonderveröffentlichung  könnte dann eine revidierte Fassung des Bandes 
der Vereinten Nationen über „Input-Output Tables and Analysis"4) bilden. Für die Länder der 
Europäischen Gemeinschaften wäre auch an eine Überarbeitung der IOR-Methodologie5) zu 
denken. 

Im folgenden werden einige Anregungen zur Weiterentwicklung der IOR im Rahmen der 
internationalen Systeme der VGR gegeben. Zunächst wird auf die unterschiedliche Ein-

1) United Nations (1968). 
2) Siehe z.B. United Nations (1980), S. 23 f. und S. 36; United Nations (1982), S. 63. 
3) Siehe United Nations (1984), S. 23; Viet (1985). 
4) United Nations (1973). 
5) SAEG (1976). 
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fügung der IOT in das SNA und das Europäische System Volkswirtschaftlicher  Gesamtrech-
nungen (ESVG)6) eingegangen. Es werden Möglichkeiten erörtert, die zukünftigen revidierten 
Fassungen von SNA und ESVG hinsichtlich der Darstellung der IOT zu vereinheitlichen. Von 
besonderer Bedeutung ist dabei die Wahl der statistischen Einheit.7) Nach der grundsätz-
lichen Erörterung der Einfügung der IOR in die VGR werden in den nächsten Abschnitten die-
ses Beitrages speziellere Themen der IOR behandelt. Dazu gehören Anregungen zur Revi-
sion der Behandlung der Kuppelprodukte im ESVG und die Darstellung von Erweiterungs-
möglichkeiten der IOR um Aufgliederungen der Wertströme nach Verwendungszwecken und 
um Güterbilanzen in Mengeneinheiten. Das Überleitungsproblem von institutionellen Daten 
der IOR auf eine gütermäßige Abgrenzung wird in diesem Beitrag nicht erörtert.8) 

1 Input-Output-Tabellen als Teilsystem der Volkswirtschaftlichen 
Gesamtrechnungen 

1.1 Konzepte der gegenwärtigen Systeme 

IOT wurden mit der Revision der internationalen System der VGR Ende der sechziger Jahre 
als Teilbereich des Gesamtsystems aufgenommen. Doch ist die Verknüpfung dieses Teil-
systems mit dem Gesamtrahmen der VGR nur relativ lose. 

Eine v ö l l i g e I n t e g r a t i o n von IOT in ein Gesamtsystem ist nur dann möglich, wenn die 
Abgrenzung der Darstellungseinheiten und der dargestellten Tatbestände einheitlich ist. In 
diesem Fall können die Angaben der IOT als Produktions- und Einkommensentstehungs-
konten in ein umfassenderes Kontensystem eingegliedert werden, das u.a. auch die wirt-
schaftlichen Vorgänge im Zusammenhang mit Einkommensverteilung und -Verwendung 
sowie Vermögensveränderung und Finanzierung darstellt. Als einheitliche Darstellungsein-
heiten könnten zweckmäßigerweise nur institutionelle Einheiten verwendet werden, die als 
Träger des Wirtschaftsgeschehens an allen in den VGR nachgewiesenen wirtschaftlichen 
Vorgängen beteiligt sind und für die statistische Unterlagen vorliegen. Diese institutionellen 
Einheiten sind die kleinsten Institutionen, die selbst bilanzieren (Unternehmen) bzw. die eine 
eigene Haushalts- und gegebenenfalls Vermögensrechnung aufstellen (z.B. Gebietskörper-
schaften, Wohlfahrtsverbände,  private Haushalte). Die Wahl dieser Wirtschaftseinheiten führt 
allerdings bei der Darstellung der Produktionsverflechtungen und Güterströme im Rahmen 
der IOR zu Schwierigkeiten. Die Unternehmen produzieren häufig nicht nur eine bestimmte 
Gütergruppe, sondern Güter unterschiedlichster Art. Die in den IOT nachgewiesenen Trans-
aktionen zwischen den institutionell abgegrenzten Einheiten lassen sich daher nicht ein-
deutig mit bestimmten Gütergruppen identifizieren, eine Aussage über Gütereinsatz und 
-Verwendung ist nur beschränkt möglich. Richard Stone sprach daher auch im Hinblick auf 

6) SAEG (1984). 
7) Siehe dazu auch Franz (1985) und (1986). 
8) Siehe dazu Stahmer (1985). 
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die Verwendung von nur einem Typ von Darstellungseinheiten in den VGR von der „Solution 
of Procrustes".9) Allzu unterschiedliche wirtschaftliche Vorgänge werden in ein einheitliches 
Klassifizierungsschema gezwängt. 

Richard Stone schlug deshalb Anfang der sechziger Jahre vor, bei der Darstellung der wirt-
schaftlichen Vorgänge im Rahmen der VGR nicht einheitlich einen bestimmten Typ von Wirt-
schaftseinheiten zu verwenden, sondern für jeden Teilbereich (z.B. jeweils für Produktions-, 
Einkommens- und Finanzierungsvorgänge) die adäquateste Darstellungseinheit heranzu-
ziehen.10) Die Teilbereiche sollten dann durch Übergangstabellen verbunden werden, die 
den gleichen wirtschaftlichen Tatbestand (z.B. Produktionswerte) zwei unterschiedlichen 
Klassifikationen zuordnen. Die Verwendung unterschiedlicher Darstellungseinheiten mit 
Übergangstabellen wurde das Darstellungsprinzip im überarbeiteten SNA der Vereinten 
Nationen von 1968. Die IOT erhielt als Teil des Gesamtrechnungssystems die Aufgabe, alle 
wirtschaftlichen Vorgänge im Zusammenhang mit der Güterproduktion und -Verteilung sowie 
der Entstehung von Einkommen darzustellen. Gliederungsmerkmale der Input-Output-Daten 
sind Gütergruppen (Commodities) und fachliche Betriebsteile (Establishments). Establish-
ments werden dabei so abgegrenzt, daß die von ihnen produzierten Güter möglichst ho-
mogen sind. Das folgende Schema 1 zeigt in vereinfachter  Form die Darstellung der Produk-
tionsvorgänge im SNA. Dieses schematisch angegebene Tabellenwerk wird im folgenden 
als B a s i s t a b e l l e des SNA bezeichnet: 

Schema 1 

Produzierende Verwendungs- Investierende Aus- Gesamte 
Bereiche dungs- Bereiche fuhr Verwendung 

(Industries u.ä.) zwecke (Industries u.ä.) Σ 

Komponen-
ten der 
Bruttowert-
schöpfung 

Bruttowert-
schöpfung Gesamtes 

Einfuhr Aufkommen 
Σ 

Güter-
gruppen 

Produktions-
werte 

9) Stone (1962). 
10) Siehe Stone (1962) und (1962/1973). Ein ähnlicher Ansatz stammt von Rosenbluth (1966) und 

(1968). 
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Die produzierenden und investierenden Bereiche werden im SNA durch Zusammenfassung 
von Establishments gebildet. Soweit es sich um marktbestimmte Produktion handelt, werden 
sie als „Industries" bezeichnet. Das gesamte Aufkommen nach Gütergruppen entspricht der 
gesamten Verwendung nach Gütergruppen. 

In anderen Teilbereichen (z.B. bei Einkommens- und Finanzierungsvorgängen) der VGR wer-
den Institutionen, wie Unternehmen, Gebietskörperschaften  und private Haushalte zur Glie-
derung der wirtschaftlichen Vorgänge verwendet. Die Darstellung der Produktionsvorgänge 
und der übrigen wirtschaftlichen Vorgänge bleibt allerdings relativ unverbunden. So wird die 
Bruttowertschöpfung  (und ihre Komponenten) auch nach Unternehmensbereichen u.ä. 
(„Institutional sectors of origin") nachgewiesen, doch sind keine Übergangstabellen von 
„Industries" zu „Institutional sectors" vorgesehen. Ebenso sollen die Investitionen zwar 
sowohl nach „Industries" als auch nach „Institutional sectors" dargestellt werden, doch fehlt 
auch hier eine Kreuztabelle nach „Industries" und „Institutional sectors". 

Der Gebrauch von unterschiedlichen Typen von Wirtschaftseinheiten im SNA hat den Vorteil, 
daß jeweils die für den Darstellungsgegenstand angemessenste Darstellungseinheit 
gewählt werden kann. Bei der Auswahl der Darstellungseinheiten können ferner  auch die 
Gliederung des statistischen Ausgangsmaterials und die bei der Erhebung verwendeten Ein-
heiten berücksichtigt werden. Nachteilig wirkt sich allerdings die durch unterschiedliche Klas-
sifizierungen bedingte Komplexität des Systems der VGR aus. Werden ferner  nicht bei jedem 
Übergang zu einer anderen Klassifizierung Umsteigetabellen aufgestellt, so ergibt sich die 
große Gefahr,  daß die Teilsysteme der VGR relativ unverbunden nebeneinander stehen. 

Für die Anwendung der Input-Output-Daten des SNA im Rahmen der Input-Output-Analyse 
sind Tabellen mit e i η h e i 11 i c h e r Zeilen- und Spaltensystematik notwendig. In zwei Ta-
bellen (siehe S. 97 und 108) werden im SNA die Umrechnungen auf eine einheitliche Güter-
systematik (Produktionsverflechtungstabellen  oder „Commodity χ commodity tables") bzw. 
auf einheitliche institutionelle Gliederung („Industry χ industry tables") beschrieben. Diese 
Tabellen stehen allerdings außerhalb des eigentlichen Systems Volkswirtschaftlicher  Ge-
samtrechnungen. 

Auch im E S V G sind die Darstellung der Produktionsvorgänge in den IOT und diejenige der 
übrigen Vorgänge in Sektorkonten relativ unabhängige Teilsysteme der VGR. Die Tat-
bestände in den IOT werden für Produktionsbereiche ausgewiesen, die sich aus homogenen 
Produktionseinheiten zusammensetzen, die jeweils nur eine bestimmte Gütergruppe pro-
duzieren. Diese Produktionsverflechtungstabellen  entsprechen den „Commodity χ commod-
ity"-Tabellen des SNA. Die Daten der Tabellen können verwendet werden, um für jeden der 
44 in der IOR nachgewiesenen Produktionsbereiche ein Produktions- und Einkommensent-
stehungskonto aufzustellen. Falls IOT nicht jährlich berechnet werden, ist für die Zwischen-
jahre ein verkürztes Rechenprogramm mit Angaben über die Bruttowertschöpfung  und ihre 
Komponenten nach 25 Produktionsbereichen vorgesehen. Damit liegen in dieser Gliederung 
zumindest jährliche Einkommensentstehungskonten für 25 Bereiche vor. Vorgänge der Ein-
kommensverteilung, -Umverteilung und -Verwendung sowie der Vermögensbildung und 
Finanzierung werden nur für stark zusammengefaßte institutionell abgegrenzte Bereiche 
(Unternehmensbereiche u.ä.) gezeigt. Im Rahmen des sektoralen Kontensystems werden 
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auch Produktions- und Einkommensentstehungskonten aufgestellt, in denen parallel zu den 
Angaben der IOR über Produktionsbereiche Daten für institutionelle Sektoren gezeigt wer-
den. Eine Verbindung der Input-Output-Angaben mit den institutionellen Konten erfolgt  über 
ein zusammengefaßtes Güterkonto für die gesamte Volkswirtschaft.  Die dargestellten wirt-
schaftlichen Vorgänge sind in den Teilsystemen des ESVG gleich abgegrenzt, so daß sich zu-
mindest für die gesamte Volkswirtschaft  bei beiden Typen von Produktions- und Entste-
hungskonten die gleichen Gesamtgrößen ergeben. 

Die im ESVG vorgesehene rein fachliche Gliederung der IOT stellt wohl die für die Input-Out-
put-Analyse beste Gliederungsform dar, da die ausgewiesenen Transaktionen eindeutig 
bestimmten Gütergruppen zugeordnet werden können und nicht den Zufälligkeiten des Pro-
duktionsprogramms der institutionellen Einheiten unterliegen. Doch sind mit rein gütermäßig 
abgegrenzten Tabellen auch Nachteile verbunden: Das statistische Ausgangsmaterial, das 
in den meisten Fällen für institutionelle Einheiten erhoben wird, muß erst größeren Umformun-
gen unterworfen  werden, da die „homogene Produktionseinheit" häufig nur einen schwer zu 
erfassenden Teil einer institutionellen Einheit ausmacht. 

Die Trennung fachlich abgegrenzter IOT von institutionell abgegrenzten Konten führt  weiter-
hin dazu, daß das statistische Datenmaterial der IOR für die Aufstellung von Konten nicht 
ohne weiteres herangezogen werden kann und daß umgekehrt institutionell gegliederte 
Daten nur mit Schwierigkeiten bei der Berechnung von IOT Verwendung finden können. 
Außerdem lassen sich z.B. Auswertungsergebnisse der IOR nicht oder nur schwer auf insti-
tutionelle Bereiche übertragen. 

In Tabelle 1 (siehe S. 97) wird die Art der Einfügung der IOR in die Gesamtsysteme des SNA 
und ESVG dargestellt. Diese Tabelle enthält auch Angaben, in welchem Maße die Input-Out-
put-Daten bestimmten Beurteilungskriterien genügen. Selbstverständlich kann diese 
Beurteilung nur subjektiv gegeben werden. 

1.2 Erfahrungen mit den gegenwärtigen Systemen 

Seit Einführung der gegenwärtigen internationalen Systeme der VGR sind bereits etwa fünf-
zehn Jahre vergangen. Verschiedene Untersuchungen in den letzten Jahren haben sich mit 
der Frage beschäftigt, welche Erfahrungen bei der praktischen Anwendung dieser Systeme 
gemacht wurden. Wichtigste Studie auf diesem Gebiet war eine Umfrage der Vereinten Natio-
nen.11) Auch regionale Konferenzen, wie das „Interregional Seminaron the Revised System of 
National Accounts" im Dezember 1975 in Caracas12), brachten dazu interessante Informatio-
nen. Wichtige Aufschlüsse, insbesondere über die Wahl der statistischen Einheiten, gibt ein 
Gutachten von Alfred Franz, das für die OECD angefertigt  wurde (siehe dazu den Beitrag von 
Franz in diesem Band, S. 26 ff.). 

11) Siehe dazu United Nations (1978) und van Tongeren (1979). 
12) Siehe United Nations (1976). 
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Wie die verschiedenen Studien gezeigt haben, wird von vielen Experten eine wesentliche 
Weiterentwicklung der IOR im Hinblick auf die Revision der internationalen Systeme der VGR 
befürwortet.  Dabei wird auf drei M ä n g e l der gegenwärtigen Regelungen verwiesen: 

- Die Konzepte von ESVG und SNA sind hinsichtlich der Darstellung der Produktionsvor-
gänge im Rahmen der IOR s e h r u n t e r s c h i e d l i c h . Dadurch wird die internationale 
Vergleichbarkeit von Angaben der EG-Länder mit denen anderer westlicher Industrienatio-
nen sehr erschwert. Es wäre anzustreben, im Rahmen der revidierten internationalen Sy-
steme der VGR zu einer einheitlichen Regelung in ESVG und SNA zu kommen. 

- Die Integration der IOR in das Gesamtsystem der VGR erscheint u n z u r e i c h e n d . 
Durch das „Dual sectoring"-Konzept der internationalen Systeme lassen sich die Angaben 
über Güterproduktion und -Verwendung in tieferer  sektoraler Gliederung nicht mit den 
übrigen Aktivitäten der Sektoren vergleichen. Es wäre zu überlegen, ob nicht im Rahmen 
der Revision der Systeme auf diesem Gebiet Fortschritte erzielt werden könnten. 

- Bei der Realisierung der Konzepte des SNA und des ESVG haben sich in vielen Ländern 
s t a t i s t i s c h e S c h w i e r i g k e i t e n ergeben. Bei der Anwendung des SNA er-
scheint es vor allem schwierig, vollständige Angaben über die Inputs von Establishments 
zu erhalten. Ferner ergeben sich große Probleme bei der Zuordnung von Zentralbüros von 
Mehrbetriebsunternehmen zu den einzelnen Betrieben (Establishments).13) Viele Länder 
sind daher dazu übergegangen, statt Establishments Unternehmen als statistische Einheit 
zu verwenden. Bei der Anwendung des ESVG haben sich vor allem Schwierigkeiten er-
geben, rein gütermäßig abgegrenzte Produktionsverflechtungstabellen  zu berechnen. 
Einige Länder liefern daher auch an das Statistische Amt der Europäischen Gemeinschaf-
ten (SAEG) IOT, die zumindest teilweise eher dem Typ „Industry χ industry tables" des SNA 
entsprechen. 

Im folgenden Abschnitt werden Möglichkeiten erörtert, die genannten Probleme bei der An-
wendung des SNA bzw. ESVG auf dem Gebiet der IOR zu verringern. 

1.3 Vorschläge für ein zukünftiges System 

Im folgenden werden erste Überlegungen für ein zukünftiges gemeinsames Konzept von 
SNA und ESVG hinsichtlich der Einfügung der IOR in ein Gesamtsystem der VGR vorgenom-
men. Eine intensive Diskussion im Rahmen der internationalen Organisationen erscheint auf 
diesem Gebiet notwendig. Die folgenden Ausführungen können nur erste Denkanstöße 
geben. 

Wichtig erscheint vor allem, daß die Vorzüge der gegenwärtigen Konzepte von ESVG und 
SNA kombiniert werden, gleichzeitig aber Einseitigkeiten und Lücken der gegenwärtigen 
Regelungen vermieden werden. Ein z u k ü n f t i g e s S y s t e m könnte die Grundgedan-
ken von SNA und ESVG hinsichtlich der IOR in folgender Weise berücksichtigen: 

13) Siehe Franz (1985) und (1986). 
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- Das SNA ging bei der Entwicklung seiner Konzepte in starkem Maße von deren statisti-
scher Realisierbarkeit aus. Dies gilt auch für das Konzept der Basistabellen mit kombinier-
ter gütermäßiger und institutioneller Gliederung („Commodity χ industry"-Tabellen). Vorlei-
stungen und Bruttowertschöpfung  werden wohl in keinem Land durchgehend für rein 
gütermäßig abgegrenzte Produktionseinheiten erfaßt.  Entsprechende Daten liegen in der 
Regel nur für Unternehmen oder Establishments vor. Dagegen ist es in vielen Ländern 
möglich, die gütermäßige Aufgliederung der Vorleistungen zu erheben. Es erscheint daher 
sinnvoll, Input-Output-Daten zunächst in der kombinierten Gliederung der B a s i s -
t a b e l l e n in das System der VGR zu integrieren. 

- Das ESVG hat sich bei der Entwicklung der Input-Output-Konzepte nicht so sehr von den 
Möglichkeiten der Datenerstellung, sondern mehr von denjenigen der Datenverwendung 
leiten lassen. Für nationale und internationale Strukturuntersuchungen und als Basis für 
die Input-Output-Analyse eignen sich wohl am besten d i e P r o d u k t i o n s v e r f l e c h -
t u n g s t a b e l l e n des ESVG mit homogenen Produktionseinheiten als Darstellungs-
einheiten. In einem zukünftigen einheitlichen System der VGR sollte daher dieser Tabellen-
typ eine stärkere Rolle spielen als es jetzt im SNA der Fall ist. Während im Kernsystem der 
Tabellentyp des SNA vorzuziehen ist, sollte ein Zusatzsystem („building-block") für die 
Produktionsverflechtungstabellen  geschaffen  werden. 

- Nicht befriedigen können die gegenwärtigen Systeme hinsichtlich der Integration der IOR 
in das Gesamtsystem der VGR. Diese Einfügung ließe sich wohl nur dann verbessern, 
wenn die Darstellungseinheiten der Produktionsvorgänge und der übrigen wirtschaft-
lichen Vorgänge gleich wären. Da für Verteilungs- und Finanzierungsvorgänge nur das 
U n t e r n e h m e n als Darstellungseinheit in Frage kommt, könnte als einheitliche Dar-
stellungseinheit auch für die IOR das Unternehmen gewählt werden. Allerdings sollte auch 
in diesem Fall der Tabellentyp des SNA mit kombinierter gütermäßiger und institutioneller 
Gliederung (Basistabellen) beibehalten werden,da diese Darstellung der statistischen Da-
tenbasis am ehesten entspricht. Durch Verwendung von Unternehmen statt Establish-
ments könnte auch die Erstellung der Basistabellen sehr erleichtert werden, da für Unter-
nehmen am ehesten Angaben über Inputs vorliegen. Die Tabellen mit kombinierter Glie-
derung nach Gütergruppen und Unternehmensbereichen könnten dann Teil des Kern-
systems der VGR sein, aus ihnen könnten in einem Zusatzsystem Produktionsverflech-
tungstabellen abgeleitet werden. 

Die hier vorgeschlagene Einfügung der IOR in ein zukünftiges Gesamtsystem würde die Kri-
terien der Einheitlichkeit von ESVG und SNA, der Integration in das Gesamtsystem und der 
ausreichenden statistischen Datenbasis sowie der Auswertungsmöglichkeiten im Rahmen 
der Input-Output-Analyse sehr gut erfüllen. Nachteilig bleibt allerdings der Rückschritt ge-
genüber dem jetzigen SNA-System bei der Darstellung der Produktionsvorgänge. Angaben 
über die Inputs von E s t a b l i s h m e n t s sind aussagefähiger über die Produktionsverhält-
nisse als Daten über Inputstrukturen von Unternehmensbereichen, da die Homogenität der 
Produktion bei Establishments größer ist als bei Unternehmen. Auch ist es einfacher,  von 
Basistabellen mit Establishments als Darstellungseinheiten auf Produktionsverflechtungs-
tabellen überzuleiten als von Tabellen mit Unternehmensbereichen. Gegen die Wahl des 
Unternehmens als Darstellungseinheit spricht auch die Verwendung des Establishments als 
Erhebungseinheit im Rahmen des Industriezensus vieler Länder. Die dort erhobenen 
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Angaben können in vielen Fällen direkt in die Basistabellen eingebaut werden. Gegen eine 
Umstellung auf das Unternehmenskonzept wäre auch einzuwenden, daß in vielen Ländern 
bereits weit zurückreichende Zeitreihen von IOT auf der Basis von Establishments als Dar-
stellungseinheiten vorliegen, die nur mit großem Aufwand auf das Unternehmenskonzept 
umgerechnet werden könnten. 

Es erscheint daher notwendig, hinsichtlich der Darstellungseinheiten in der IOR K o m p r o -
m i ß l ö s u n g e n zu suchen. Die beiden folgenden Regelungen wären alternativ denkbar: 

- Als integrierter Bestandteil des Gesamtsystems werden Basistabellen nach dem Unter-
nehmenskonzept verwendet. In einer Z u s a t z t a b e l l e werden aber auch Angaben 
über Inputs und Produktion von Establishments gezeigt. Diese Angaben könnten sich auf 
die Bereiche und die Inputarten beschränken, für die das statistische Basismaterial Anga-
ben liefert. 

- Es wird den Ländern f r e i g e s t e l l t ,  entweder Unternehmen oder Establishments als 
Darstellungseinheiten in den Basistabellen zu verwenden. Je nach Prioritäten und stati-
stischen Möglichkeiten werden dann Unternehmen oder Establishments gewählt. Da die 
Basistabellen nicht nur die Vorleistungen, sondern auch die Produktionswerte in kombi-
nierter Gliederung nach Gütergruppen und institutionellen Bereichen zeigen, ist es mög-
lich, mit Hilfe dieser Produktionswert-Tabellen den Homogenitätsgrad der Bereiche und 
seine Unterschiede von Land zu Land festzustellen. Diese Kompromißlösung ist zwar 
methodisch unbefriedigend, doch würde sie die auch jetzt schon bestehenden konzep-
tionellen Unterschiede bei der Darstellung der Produktionsvorgänge in den verschiede-
nen Ländern nicht verwischen, sondern offenlegen  und durch Angaben über das „Pro-
duktionsprogramm" quantifizierbar  machen. Notwendig wäre allerdings bei dieser Lö-
sung, daß für die Ermittlung der Inputs der Establishments einheitliche Vorschriften  und 
Verfahrensweisen  für die Zuordnung der Kosten der Zentralbüros und anderer allgemei-
ner Kostenstellen auf die verschiedenen produzierenden Establishments gefunden wer-
den. Wie die Studie von Alfred Franz zeigt, ist die gegenwärtige Praxis in den verschie-
denen Ländern sehr unterschiedlich. 

Offen  ist noch die Frage, ob auch IOT mit einheitlicher institutioneller Zeilen- und Spalten-
gliederung in ein Gesamtsystem der VGR aufgenommen werden sollen. Eine Bereicherung 
des vorgeschlagenen Tabellensystems wäre eine echte M a r k t v e r f l e c h t u n g s -
t a b e l l e , die für Unternehmensbereiche die tatsächlich über den Markt abgewickelten 
Transaktionen zeigt.14) Diese Tabelle könnte relativ einfach von Basistabellen mit Unterneh-
mensgliederung abgeleitet werden. Allerdings müßten die Transaktionen der Basistabellen 
um die Ströme bereinigt werden, die nicht über den Markt gingen. Weniger Aussagewert hat 
wohl eine IOT mit einheitlicher Gliederung nach Establishment-Bereichen. Diese „Industry χ 
industry"-Tabellen könnten allerdings als Zusatztabellen für Länder vorgesehen werden, die 
den größeren statistischen Aufwand zur Berechnung von „Commodity χ commodity"-Tabel-
len (Produktionsverflechtungstabellen)  vermeiden wollen. Die Abgrenzung der dargestellten 
Tatbestände könnte bei diesem Tabellentyp wohl gegenüber den Basistabellen unverändert 
bleiben. 
14) Siehe Stäglin/Stahmer (1986). 
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Eine z u s a m m e n f a s s e n d e Darstellung der beiden Kompromißvorschläge gibt Tabelle 
1 (siehe S. 97). Danach umfassen beide Vorschläge - ähnlich wie im gegenwärtigen SNA -
drei Tabellentypen: jeweils die Basistabellen mit kombinierter Gliederung, reine Produktions-
verflechtungstabellen und rein institutionell abgegrenzte Tabellen. Unterschiede ergeben 
sich vor allem bei der Verwendung der Darstellungseinheiten. Während der erste Kompro-
mißvorschlag Unternehmen als einzige Darstellungseinheit im Kernsystem vorsieht, könnten 
beim zweiten Vorschlag Establishments und Unternehmen wahlweise verwendet werden. 

2 Darstellung der Wirtschaftsaktivitäten 
in der Input-Output-Rechnung 

2.1 Allgemeines 

Nach der mehr generellen Erörterung der Einfügung der IOR in ein Gesamtsystem der VGR 
geht es in diesem Abschnitt um die Frage, in welcher Weise die Wirtschaftsaktivitäten in der 
IOR dargestellt werden sollen. Damit sollen Anregungen gegeben werden zur konkreten 
Ausgestaltung des Systems. 

Nach dem ESVG15) werden die Aktivitäten eines Unternehmens bzw. einer entsprechenden 
anderen institutionellen Einheit in folgender Weise aufgegliedert: 

Schema 2 

Haupttätigkeit Nebentätigkeiten 

Inputs: 

für lfd. Produktion 

für Hilfstätigkeiten 

Outputs: 

eigentliche 
Produktion 

Kuppelprodukte 

verwendungsgleiche 
Produkte 

Nebenverkäufe des 
Staates und der 
priv. Organisationen 
ohne Erwerbszweck 

15) Siehe vor allem Nr. 264 ff.  und Nr. 610 ff. 
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Zur H a u p t t ä t i g k e i t („Main production") gehört die Produktion der Güter, die die 
schwerpunktmäßige Zuordnung der institutionellen Einheit entsprechend einer Gütersyste-
matik bestimmt haben. N e b e n t ä t i g k e i t e n („Secondary production") sind Aktivitäten, 
die - gütermäßig gesehen - in andere Bereiche gehören. Bei dem Übergang von Basistabel-
len zu rein gütermäßig gegliederten IOT werden die Nebentätigkeiten daher zu anderen 
Bereichen umgesetzt. Bei der Aufteilung einer institutionellen Einheit nach Haupt- und 
Nebentätigkeit werden homogene Produktionseinheiten gebildet, die jeweils nur eine 
bestimmte Gütergruppe produzieren. Von den Nebentätigkeiten sind die H i l f s t ä t i g -
k e i t e n wie Verwaltung, Einkauf, Verkauf an den Handel, Lagerung, Reparaturen usw. zu 
unterscheiden, die nicht von den Haupt- und Nebentätigkeiten, zu denen sie gehören, ge-
trennt werden sollen. Die Hilfstätigkeiten müssen dabei drei Bedingungen erfüllen: 

- sie müssen Dienstleistungen erbringen, 

- sie müssen, was ihre Art und ihre Bedeutung anbetrifft,  in jeder gleichartigen Produktions-
einheit vorkommen und 

- sie dürfen nur der Produktionseinheit dienen. 

Entsprechend setzen sich die Inputs einer gütermäßig abgegrenzten Produktionseinheit aus 
Inputs zusammen, die unmittelbar der laufenden Produktion dienen, und Inputs für die Hilfs-
tätigkeiten in dieser Einheit. 

Zu den Outputs der homogenen Produktionseinheiten gehört zunächst die Produktion der 
Güter, die zu der betreffenden  Position der Gütersystematik gehören. Doch werden daneben 
K u p p e l p r o d u k t e , verwendungsgleiche Produkte und Nebenverkäufe des Staates und 
der privaten Organisationen ohne Erwerbszweck bei der Erfassung des tatsächlichen Pro-
duktionswertes zunächst nicht als Nebentätigkeiten zu anderen Bereichen umgesetzt, son-
dern verbleiben bei der betreffenden  Produktionseinheit. Nach dem ESVG werden die Kup-
pelprodukte u.ä. in einer Umsetzungszeile zu den Bereichen umgesetzt, zu denen sie güter-
mäßig gehören. Die korrigierten Produktionswerte werden als verteilte Produktionswerte be-
zeichnet. Sie werden zeilenweise den Verwenderbereichen zugeordnet. 

2.2 Zur Behandlung der Kuppelprodukte u.ä. 

Geht man von dem Gedanken des SNA aus, daß jeweils in Übergangstabellen der Wechsel 
von einer Klassifizierung zu einer anderen erfolgt,  so läge es nahe, den Ü b e r g a n g von 
tatsächlichem zu verteiltem Produktionswert auch in Matrixform vorzunehmen. Damit würde 
auch bei rein gütermäßig abgegrenzten Tabellen eine Produktionswert-Tabelle den Über-
gang von der Spalten- zur Zeilengliederung zeigen. In Schema 3 wird dies verdeutlicht: 
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Schema 3 

Produktionsbereiche 

Produktions-
bereiche Vorleistungen 

Letzte 
Verwen-

dung 

Bruttowertschöpfung 
Verteilter Produktionswert Verteilter Produktionswert 

Tatsächlicher 
Produktions-
wert 

Produktionswerte 

Input-Output-Analyse ist auch mit derartig erweiterten IOT möglich. Werden die Input-Koeffi-
zienten bezogen auf den tatsächlichen Produktionswert ρ mit A bezeichnet, die Spalten-
koeffizienten  der Übergangstabelle mit B, der Vektor der letzten Verwendung mit y und die 
Einheitsmatrix mit I, so gilt z.B.: 

(1) P = (I - B-1A)-1 B"1y statt 

(2) Ρ = (I - A)_1y 

ohne Verwendung von Übergangstabellen. B~1 transformiert  jeweils die Angaben nach dem 
Konzept der verteilten Produktionswerte zu dem Konzept der tatsächlichen Produktionswerte. 
Man könnte bei dem Transformationsprozeß  auch die Zeilenkoeffizienten  der Übergangs-
tabelle verwenden, doch erscheint es eine sinnvollere Annahme, daß das Ausmaß der Kup-
pelproduktion von der Höhe der tatsächlichen Produktionswerte abhängt. 

Werden die Kuppelprodukte u.ä. auch in Produktionsverflechtungstabellen  bei den Berei-
chen gebucht, bei denen sie produziert wurden, so ergeben sich Konsequenzen für die 
Ü b e r l e i t u n g von Basistabellen mit gemischter Klassifikation zu den Produktionsver-
flechtungstabellen.16) Diese Überleitung bedeutet eine Umsetzung der Nebentätigkeiten zu 
den Bereichen, bei denen die betreffenden  Güter als Haupttätigkeit produziert werden. Soweit 
es sich nun aber um Kuppelprodukte u.ä. handelt, dürfen sie nicht mehr als Nebentätigkeiten 
umgesetzt werden. Sie müssen bei der Überleitung zur Produktionsverflechtungstabelle  als 
Haupttätigkeit in der Diagonale der Produktionswert-Matrix gebucht werden. Erst nach Über-
leitung zur gütermäßig abgegrenzten IOT werden die Kuppelprodukte wieder in der Produk-
tionswert-Matrix bei den Gütergruppen ausgewiesen, zu denen sie von ihrer Güterart her ge-
hören. 

16) Eine ausführliche Darstellung der Überleitungsproblematik enthält der Annex zu Kapitel III des SNA. 
Siehe auch Stahmer (1985). 
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2.3 Aufgliederung nach Verwendungszwecken - Berechnung von Satelliten-
systemen 

Mit den Basistabellen und den IOR mit einheitlicher Zeilen- und Spaltengliederung kann die 
IOR wohl in ausreichender Weise einen Überblick über das wirtschaftliche Geschehen in 
einer Volkswirtschaft  geben, soweit es Güterproduktion und -Verwendung betrifft.  Notwendig 
erscheinen allerdings e r g ä n z e n d e Darstellungen, die in größerem Detail wirtschaftliche 
Zusammenhänge im Hinblick auf spezielle Fragestellungen verdeutlichen. Dazu gehört 
zunächst eine Aufgliederung der in der IOR dargestellten Wertgrößen nach Verwendungs-
zwecken, wie Umweltschutz, Forschung und Entwicklung, Informationsbereitstellung  usw. 
Dadurch wird es möglich, die Wertströme herauszulösen und zu einem Satellitensystem 
zusammenzufügen. Auf ein zweites ergänzendes System, die Aufstellung von Bilanzen in 
Mengeneinheiten für bestimmte mengenmäßig erfaßbare Güterströme, wird kurz im näch-
sten Abschnitt eingegangen. 

Aufteilung von Wirtschaftsaktivitäten nach Verwendungszwecken sind bisher nur bei Aggre-
gaten der letzten Verwendung (Privater Verbrauch, Eigenverbrauch der privaten Organisatio-
nen ohne Erwerbszweck und Staatsverbrauch) in den internationalen Systemen der VGR 
vorgesehen. Erste Ansätze zu einer Aufgliederung der Ausgaben des Unternehmenssektors 
nach Verwendungszwecken liegen seit 1975 mit dem von den Vereinten Nationen vorge-
legten Entwurf einer „Draft Classification of Outlays of Industries by Purpose" (COIP) vor.17) 
Wichtige Anregungen gibt auch die Behandlung der bereits erwähnten Hilfstätigkeiten im 
ESVG. 

Bei der Aufgliederung der wirtschaftlichen Vorgänge nach Verwendungszwecken sind zwei 
Fälle zu unterscheiden: 

- Güter, die einem bestimmten Verwendungszweck dienen, sind Teil des P r o d u k -
t i o n s e r g e b n i s s e s von produzierenden Bereichen. Diese stellen - entsprechend 
der Gütersystematik - u. a. Güter für den betreffenden  Verwendungszweck her. Bei diesen 
Gütern kann es sich um Vorleistungsgüter (z. B. bei Verwendungszweck Umweltschutz, 
Abfallbeseitigung) oder um Güter für die letzte Verwendung (z. B. Käufe der privaten 
Haushalte für den Umweltschutz) handeln. Bei diesen Aktivitäten läßt sich damit ein Teil 
der Produktionswerte der Bereiche unmittelbar Verwendungszwecken zuordnen. Diese 
Teilgrößen können - entsprechend der Aufteilung der Güter nach der Herkunft  aus in-
ländischer Produktion und Einfuhr - als Teilmatrizen des ersten und zweiten Quadranten 
der IOT (intermediäre und letzte Verwendung von Gütern) ausgewiesen werden. Eine 
Bezeichnung dieser Angaben müßte noch festgelegt werden. Porat18) bezeichnet der-
artige Größen im Zusammenhang mit der Untersuchung des Informationssektors  als 
Primärproduktion, man könnte auch die Bezeichnung „ e x t e r n e Leistungen für 
einen Verwendungszweck" wählen. 

- Im zweiten Fall werden innerhalb der produzierenden Einheiten Dienstleistungen erbracht, 
die der eigentlichen Produktion dienen, ohne selbst Teil des Produktionswertes zu werden. 

17) United Nations (1975). 
18) Porat (1977). 
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Diese Leistungen werden vom ESVG als Hilfstätigkeiten bezeichnet. Diese Hilfstätigkeiten 
können einer Gliederung nach Verwendungszwecken zugeordnet werden, so z.B. Hilfs-
tätigkeit „Umweltschutz" oder Hilfstätigkeit „Forschung und Entwicklung". Dabei ist es 
sinnvoll, im Rahmen der IOR keine fiktiven Produktionswerte für diese Tätigkeiten zu 
schaffen,  sondern lediglich die Inputs (Vorleistungen und Primärinputs) zu erfassen, die bei 
dieser Hilfstätigkeit verwendet wurden. Der zweite Fall bedeutet daher eine Aufteilung des 
ersten und dritten Quadranten der IOT (intermediäre und Primärinputs). Nach Porat kön-
nen die Leistungen der Hilfstätigkeiten als S e k u η d ä r Produktion bezeichnet werden, 
eine andere Bezeichnung wäre „ i n t e r n e Leistungserstellung". 

Schwierig erscheint die Frage, wann bestimmte Vorleistungsgüter zur externen Leistung 
für den betreffenden  Verwendungszweck gehören oder wann es sich um Vorleistungen für 
interne Leistungserstellung handelt. Entscheidendes Kriterium ist dabei die Frage, ob der 
betreffende  Vorleistungsinput bereits eine fertige Leistung im Sinne des betreffenden  Ver-
wendungszweckes darstellt oder ob es notwendig ist, den Vorleistungsinput erst mit 
anderen Inputs zu kombinieren, um die betreffende  Leistung zu erstellen. 

Kombiniert man die beiden geschilderten Fälle, so können Inputs und Produktionswert eines 
Bereiches in folgender Weise (Schema 4) aufgeteilt werden: 

Schema 4 

Ve rwe η d u η gszwecke 

laufende Produk-
tion (Haupt- oder 
Nebentätigkeit) 

sonstige Verwendungszwecke 
(Hilfstätigkeiten) 

Vorleistungen nach 
Gütergruppen 

χ χ . . . χ χ 

χ χ . . . χ χ 

Abschreibungen χ χ . . . χ χ 

Produktionssteuern abzügl. 
Subventionen χ χ χ χ 

Einkommen aus unselbst. Arbeit χ χ χ χ 

Einkommen aus Unternehmertätigkeit 
und Vermögen χ - χ 

Produktionswert nach 
Ve rwe η d u η gszwecke η 

χ 

χ 

χ 

χ 
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Entsprechend Schema 4 werden die Inputs eines Bereichs danach aufgeteilt, ob sie der lau-
fenden Produktion unmittelbar dienen oder für die interne Leistungserstellung im Rahmen 
von Hilfstätigkeiten eingesetzt werden. Als Gliederung der Verwendungszwecke könnte z. B. 
folgende Gliederung in Anlehnung an die erwähnte COIP verwendet werden: 

1. Inputs für laufende Produktion 
2. Inputs für Reparaturen u.ä. 
3. Inputs für Forschung und Entwicklung 
4. Inputs für Informationsbereitstellung uri Inputs für Umweltschutz 
6. Inputs für Verkauf und Werbung 
7. Inputs für interne Transportaktivitäten 00 Inputs für soziale Leistungen an Betriebsangehörige 
9. Inputs für allgemeine Verwaltung 

Es erscheint sinnvoll, die gesamten Einkommen aus Unternehmertätigkeit und Vermögen 
der laufenden Produktion zuzuordnen und den Wert der Hilfstätigkeiten damit zu Faktor-
kosten zu bewerten. 

Die Produktionswerte werden lediglich der laufenden Produktion zugeordnet. Sie lassen sich 
wiederum danach aufteilen, ob sie bestimmten Verwendungszwecken dienen. Die Glie-
derung dieser Verwendungszwecke sollte zumindest die Positionen der Input-Systematik 
enthalten, um ein konsistentes Satellitensystem von interner und externer Produktion von 
Leistungen für bestimmte Verwendungszwecke zu ermöglichen. Darüber hinaus könnte sie 
aber auch Leistungen enthalten, die im Rahmen der internen Leistungserstellung nicht vor-
kommen, z.B. Erstellung von Gesundheitsleistungen u.ä. Wichtig ist eine Kohärenz mit der 
schon bestehenden Systematik der nichtmarktbestimmten Leistungen nach Verwendungs-
zwecken. 

Selbstverständlich wird es in absehbarer Zeit nicht möglich sein, eine vollständige Aufglie-
derung der Angaben der IOR nach den verschiedenen Verwendungszwecken zu geben. 
Doch ist es mit dem vorgeschlagenen Verfahren  möglich, lediglich die Größen für bestimmte 
Verwendungszwecke zu ermitteln und sie als Teilgrößen der IOR aus den Tabellen heraus-
zulösen und zu einem eigenen Satellitensystem zu verbinden. Vorbildlich erscheinen auf 
diesem Gebiet die Arbeiten vom Institut de la Statistique et des Études Économiques 
(INSEE).19) 

Zu überlegen wäre noch, ob die Satellitensysteme für bestimmte Verwendungszwecke als 
Teilsysteme der Basistabellen oder der IOT mit einheitlicher Zeilen- und Spaltengliederung 
geschaffen  werden sollen. Von der Datenbasis her empfiehlt es sich wohl, zunächst Teil-
systeme für die Basistabellen zu ermitteln. Um allerdings mit den Angaben Auswertungen im 
Rahmen der Input-Output-Analyse vornehmen zu können, wäre eine Überleitung zu Produk-
tionsverflechtungstabellen notwendig. In dem im letzten Abschnitt vorgestellten Gesamt-
system von IOT werden daher beide Typen von Satellitensystemen aufgenommen. 

19) Siehe Le ma ire/Weber (1983) und Lemaire (1985). 
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3 Ergänzende Darstellung in Mengenbilanzen 

Die vollständigen IOT (Basistabellen, Produktionsverflechtungstabellen,  Marktverflechtungs-
tabellen) sowie die Satellitensysteme für bestimmte Teilaspekte des Wirtschaftsgeschehens 
enthalten nur Angaben in Werteinheiten. Ergänzungen sind notwendig, wenn bestimmte wirt-
schaftliche Vorgänge auch mengenmäßig dargestellt werden sollen. In diesem Fall können in 
einem ergänzenden System M e n g e n b i l a n z e n aufgestellt werden, die Aufkommen 
und Verwendung bestimmter Güterarten in Mengeneinheiten zeigen. Selbstverständlich ist 
eine derartige Darstellung nur für relativ homogene Güter möglich. 

Wichtige Arbeiten auf diesem Gebiet wurden auf Initiative des SAEG geleistet.20) So wurden 
Mengenbilanzen für Energieträger und Stahl aufgestellt, die mit den entsprechenden Wert-
angaben in den IOT voll abgestimmt sind. Wie die theoretische Diskussion im Zusammen-
hang mit diesen Projekten ergab, ist es möglich, die Mengenströme auch unmittelbar in 
Modellrechnungen der Input-Output-Analyse einzubeziehen.21) 

Im Rahmen der Mengenbilanzen ist es auch möglich, den Einsatz von natürlichen Ressour-
cen, wie Bodenschätzen, Luft und Sonnenenergie, zu quantifizieren, für die keine Marktpreise 
vorliegen. Dies gilt auch für Schadstoffe  u.ä., die im Zuge der Produktion anfallen und - ohne 
über den Markt zu gehen - an Umweltmedien abgegeben werden. Gerade bei den Men-
genangaben, für die es keine Wertgrößen gibt, haben Mengenbilanzen ihren besonderen 
Wert. 

4 Ergänzende Darstellung der Produktionsfaktoren 

Nur kurz hingewiesen sei auf die Bedeutung von ergänzenden Darstellungen über die ein-
gesetzten Produktionsfaktoren  Arbeit und Sachkapital. 

Hinsichtlich des Faktors A r b e i t werden in vielen Ländern bereits in der Systematik der IOR 
Angaben über die Zahl der Erwerbstätigen und beschäftigten Arbeitnehmer veröffentlicht. 
Wichtig wären zusätzlich Daten über die geleisteten Arbeitsstunden. 

Relativ wenig ist zumeist noch der bereichsweise Nachweis des A n l a g e v e r m ö g e n s 
mit der IOR verbunden. In vielen Ländern werden Daten über das Anlagevermögen nur für 
institutionelle Bereiche und nur nach dem Eigentümer-Konzept ausgewiesen. Für Modell-
rechnungen im Rahmen der Input-Output-Analyse würden aber Angaben über das Anlage-
vermögen nach gütermäßig abgegrenzten Produktionsbereichen sowie nach dem Benutzer-
Konzept benötigt. 

20) Siehe SAEG (1982). 
21) Siehe dazu Beutel/Stahmer (1982). 
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5 Gesamtsystem der Input-Output-Rechnung 

In Tabelle 2 (siehe S. 108) werden die in den letzten Abschnitten beschriebenen Tabellen der 
IOR in einen Gesamtzusammenhang gestellt. Wichtigste Tabellen und Grundlage für die wei-
teren Berechnungen sind die Basistabellen, die gleichzeitig ein integrierter Teil des Kern-
systems der VGR darstellen. Aus ihnen werden mit Hilfe von Überleitungsmodellen Tabellen 
mit einheitlicher Zeilen- und Spaltengliederung abgeleitet. Dabei kann es sich um „Industry χ 
industry"-Tabellen (bzw. Marktverflechtungstabellen  mit institutioneller Gliederung) oder um 
„Commodity χ commodity"-Tabellen (Produktionsverflechtungstabellen)  mit gütermäßiger 
Gliederung handeln. Ergänzt wird dieses Tabellenwerk durch Mengenbilanzen und Daten 
über Produktionsfaktoren.  Parallel zu den Gesamtdarstellungen des Wirtschaftsgeschehens 
können Satellitensysteme gebildet werden, die Angaben über IOR für spezielle Aktivitäts-
felder,  wie Umweltschutz, Forschung, Informationsbereitstellung,  Gesundheitswesen u.ä., 
enthalten. Auch diese Satellitensysteme können durch Mengenbilanzen und Angaben über 
eingesetzte Produktionsfaktoren  ergänzt werden. 
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Liane Schmidt 
Statistisches Bundesamt, Wiesbaden 

Integration der Vermögensbilanzen in die internationalen 
Systeme Volkswirtschaftlicher  Gesamtrechnungen 

Einleitung 

Für die internationalen Organisationen und auf nationaler Ebene steht bisher die St ro m -
r e c h n u n g im Mittelpunkt der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen (VGR). So wie im 
Rahmen des betriebswirtschaftlichen  Rechnungswesens die Erfolgsrechnung durch die Auf-
stellung von konsistenten Bilanzen ergänzt wird, wird angestrebt, auch im Rahmen der VGR 
die Stromrechnung durch eine Bestandsrechnung, d.h. um V e r m ö g e n s b i l a n z e n , zu 
erweitern. 

Im folgenden werden zunächst kurz die Verwendungsmöglichkeiten von Vermögensbilan-
zen erörtert. Nach einer Beschreibung der Rolle der Vermögensbilanzen in den bestehenden 
internationalen Systemen Volkswirtschaftlicher  Gesamtrechnungen, werden die Vorschläge 
bei den Vereinten Nationen (UN) und beim Statistischen Amt der Europäischen Gemein-
schaften (SAEG) zur Weiterentwicklung des „System of National Accounts" (SNA) bzw. des 
Europäischen Systems Volkswirtschaftlicher  Gesamtrechnungen (ESVG) im Hinblick auf die 
Integration von Vermögensbilanzen dargestellt. Dabei wird auch auf die Realisierungsmög-
lichkeiten für die Bundesrepublik Deutschland eingegangen. Schließlich wird an Hand von 
vorläufig geschätzten sektoralen Vermögensbilanzen für die Bundesrepublik Deutschland für 
das Jahr 1982 die quantitative Bedeutung der Vermögensarten in den Vermögensbilanzen 
analysiert. 

1 Bedeutung von Vermögensbestandsrechnungen im Rahmen der 
Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen 

Sektorale Vermögensbilanzen sind ein wichtiges Instrumentarium zur Analyse der Fi-
n a n z s t r u k t u r e n der Sektoren. So wie sich beispielsweise aus der gesamtwirtschaft-
lichen Finanzierungsrechnung der Eigen- und Fremdfinanzierungsanteil  an den Investitionen 
im Unternehmenssektor ermitteln lassen, können aus den Vermögensbilanzen des Unter-
nehmenssektors Höhe und Entwicklung der Eigen- und Fremdfinanzierungsanteile  am Anla-
gevermögen abgelesen werden. 

Sektorale Vermögensbilanzen, tief gegliedert nach Vermögensarten, bilden auch eine wichti-
ge Grundlage für die Ermittlung der p e r s o n e l l e n V e r m ö g e n s v e r t e i l u n g . Die 
Angaben für den Sektor private Haushalte wären für diesen Zweck möglichst noch nach so-
zio-ökonomischen Gruppen zu gliedern. Informationen über die Vermögensverteilung gewin-
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nen vor allem im Zusammenhang mit der Diskussion über die Vermögensbildung der Arbeit-
nehmer an Bedeutung. 

Insbesondere im Zusammenhang mit der von Hibbert1) entwickelten I n f l a t i o n s r e c h -
n u n g haben die Vermögensbilanzen in den letzten Jahren an Bedeutung gewonnen. Mit 
Hilfe der Inflationsrechnung können die inflationsbedingten Kaufkraftveränderungen  des Ver-
mögens gemessen werden. Inflationsrechnungen für Sektoren sind zur Analyse des wirt-
schaftlichen Verhaltens in Zeiten mit hohen Preissteigerungen von großer Bedeutung, da die 
Auswirkungen einer Inflation auf die Sektoren je nach Höhe und Zusammensetzung des Ver-
mögens und der Schulden sehr unterschiedlich sein können. Voraussetzung für diese Be-
rechnungen sind sektorale Vermögensbilanzen. 

Die VGR für die Bundesrepublik Deutschland zeigen, daß die Bestandsrechnung auch als 
Grundlage für die E r m i t t l u n g v o n S t r o m g r ö ß e n dienen kann. Die Abschreibungen 
werden im Rahmen der Anlagevermögensrechnung ermittelt, indem der Wert jeder An-
lageinvestition mit jährlich gleichen Beiträgen entsprechend der erwarteten wirtschaftlichen 
Nutzungsdauer der einzelnen Investitionsgüter auf die Gesamtzeit ihrer Nutzung verteilt wird. 
Bei der Berechnung der Vorratsveränderungen wird von Daten über Vorratsbestände aus-
gegangen. Auch die Veränderungen der Forderungen und Verbindlichkeiten werden von der 
Deutschen Bundesbank anhand von Bestandsdaten ermittelt. 

Aufgrund des Bedarfs an Informationen über e i n z e l n e V e r m ö g e n s a r t e n für die 
Wirtschaftspolitik werden in vielen Ländern bereits Daten für Teile der Vermögensbilanzen er-
stellt, auch wenn noch wichtige Informationen fehlen, um vollständige Vermögensbilanzen zu 
erstellen. Für die Bundesrepublik Deutschland wird von der Deutschen Bundesbank regel-
mäßig das Geldvermögen berechnet. Das Statistische Bundesamt ermittelt das reproduzier-
bare Sachvermögen einschließlich des Gebrauchsvermögens der privaten Haushalte. Ins-
besondere mit der zunehmenden Bedeutung der Umweltpolitik steigt der Bedarf  an Infor-
mationen über den Wert von Grund und Boden nach Nutzungsarten, von Bodenschätzen 
und von Waldbeständen. Im Rahmen der Konjunktur- und Strukturpolitik kommt den Anga-
ben über das reproduzierbare Anlagevermögen in konstanten Preisen - dem Kapitalstock -
besondere Bedeutung zu. Damit lassen sich Informationen über den Einsatz des Produk-
tionsfaktors Kapital in Relation zur Bruttowertschöpfung  (Kapitalkoeffizient)  und in Relation 
zum Einsatz des Produktionsfaktors  Arbeit (Kapitalintensität) gewinnen. Außerdem können 
mit Hilfe der Angaben über den Kapitalstock das Produktionspotential - das Bruttoinlands-
produkt, das bei Vollauslastung des Produktionsvermögens erzielt werden könnte - und der 
Kapazitätsauslastungsgrad geschätzt werden. Methodische Überlegungen zum Kapitalstock 
enthält eine Untersuchung der UN2), auf die im folgenden nicht näher eingegangen wird. 

<) Hibbert (1983). 
2) United Nations (1979). 
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2 Richtlinien zur Erstellung von Vermögensbilanzen in den 
internationalen Systemen Volkswirtschaftlicher 
Gesamtrechnungen 

2.1 Vermögensbilanzen im SNA und im ESVG 

Während in dem 1970 veröffentlichten  ESVG3) Vermögensbilanzen völlig ausgeklammert 
sind, wurden bereits im SNA von 1968 einige G r u n d p r i n z i p i e n für die Erstellung von 
Vermögensbilanzen im Rahmen der VGR festgelegt:4) 

- Vermögensbilanzen sollen zum Anfang und zum Ende jeder Berichtsperiode für institutio-
nell abgegrenzte Sektoren erstellt werden. Die sektorale Gliederung ist mit der in der Finan-
zierungsrechnung identisch. 

- Die Aktivseite einer Vermögensbilanz soll das Sachvermögen und die Forderungen, die 
Passivseite die Verbindlichkeiten und das Reinvermögen enthalten. Dabei ist das Rein-
vermögen als Differenz  zwischen allen Aktiva und den Verbindlichkeiten definiert;  Aktien 
werden beim Emittenten als Verbindlichkeiten betrachtet. Beim Sektor übrige Welt wird nur 
Geldvermögen gebucht. Das im Eigentum von Ausländern befindliche Sachvermögen im 
Inland wird den inländischen Sektoren zugerechnet und zur Korrektur eine Forderung der 
übrigen Welt gebucht. 

- Alle Vermögenstatbestände sollten zu Marktpreisen am Bilanzstichtag bewertet werden. 
Es wird jedoch eingeräumt, daß für Vermögensarten, für die sich keine Marktpreise ermit-
teln lassen, auf vergleichbare Bewertungskonzepte übergegangen wird. Tatbestände des 
Geldvermögens sind beim Gläubiger- und Schuldnersektor gleich zu bewerten. 

- Der Nachweis des Vermögens zu Marktwerten an den Bilanzstichtagen führt  beim Sach-
vermögen und bei einer Reihe von Geldvermögensarten zu Unterschieden zwischen den 
Salden aus End- und Anfangsbeständen der Berichtsperiode und den Stromgrößen der 
VGR für die Berichtsperiode. Um die Bestands- und die Stromrechnung miteinander zu 
verknüpfen, wurden im SNA Umbewertungskonten eingeführt,  in denen die Wertände-
rungen der Vermögensbestände in der Berichtsperiode ausgewiesen werden. 

2.2 Weiterentwicklung des SNA und des ESVG im Hinblick auf die Integration 
von Vermögensbilanzen 

2.2.1 Allgemeines 

Im Laufe der siebziger Jahre wurden bei den Vereinten Nationen R i c h t l i n i e n zur Erstel-
lung von Vermögensbilanzen und von Umbewertungskonten ausgearbeitet und 1977 ver-
öffentlicht. 5) Sie enthalten Vorschläge zur sektoralen Gliederung und für die Klassifizierung 

3) SAEG (1970). 
4) Vgl. United Nations (1968), S. 6 f., S. 11 f. und S. 30 ff. 
5) United Nations (1977). 
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sowie für die Bewertung von Vermögensarten. Jedoch zeigen sie auch, daß viele für die 
Vermögensbilanzen erforderlichen  Größen nur schwer statistisch erfaßt werden können. Im 
Rahmen der EG begannen erst 1982 die Überlegungen, auch in das ESVG mit den Strom-
größen konsistente Vermögensbilanzen zu integrieren. Als Grundlage dienen die von den UN 
1977 veröffentlichten  Richtlinien. Im folgenden sollen die wichtigsten Probleme bei der Er-
stellung von Richtlinien für Vermögensbilanzen erörtert, die Lösungsvorschläge im SNA und 
ESVG verglichen und aus der Sicht der VGR der Bundesrepublik Deutschland eingeschätzt 
werden. Die Überlegungen zum Umfang und zur Bewertung der Vermögenstatbestände in 
den verschiedenen Konzepten zur Erstellung von Vermögensbilanzen sind in Übersicht 1 
(siehe S. 116 f.) zusammengefaßt. Diese zeigt neben den Vorschlägen in den Richtlinien der 
Vereinten Nationen und den Überlegungen, die derzeit auf EG-Ebene stattfinden, die Mög-
lichkeiten für die Erfassung der Vermögensarten im Rahmen der VGR der Bundesrepublik 
Deutschland aus heutiger Sicht. 

2.2.2 Sektorale Gliederung 

In den Richtlinien der UN wurde die sektorale Gliederung des SNA voll für die Aufstellung 
von Vermögensbilanzen übernommen.6) Sie ist im folgenden leicht gekürzt wiedergegeben: 

Sektorengliederung 

Nichtfinanzielle Kapital- und Quasi-Kapitalgesellschaften 

- Private Unternehmen 

- Öffentliche  Unternehmen 

Kreditinstitute und Versicherungen 

- Zentralbank 
- Geldschöpfende Kreditinstitute 
- Versicherungen 
- Sonstige Finanzierungsinstitute 
Staat 

- Zentralstaat 
- Länder und Gemeinden 
- Sozialversicherung 

Private Organisationen ohne Erwerbszweck 

Private Haushalte einschl. nichtfinanzieller Unternehmen ohne eigene Rechtspersönlichkeit 
(ohne Quasi-Kapitalgesellschaften) 

- Unternehmerhaushalte 
- Arbeitnehmerhaushalte 
- Sonstige Haushalte 

6) Vgl. United Nations (1977), S. 17. 
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Die UN räumen ein, daß es in vielen Ländern in absehbarer Zeit nicht möglich sein wird, für 
alle Sektoren in dieser Gliederungstiefe Vermögensbilanzen zu erstellen. 

Die Sektorengliederung des ESVG unterscheidet sich nur unwesentlich von der des SNA. 
So wird der Sektor nichtfinanzielle Kapitalgesellschaften und Quasi-Kapitalgesellschaften 
derzeit nicht weiter untergliedert. Ein Nachweis der Untersektoren private Unternehmen und 
öffentliche  Unternehmen wird zwar im Zuge der Revision des ESVG angestrebt, es erweist 
sich jedoch als schwierig, eine für alle europäischen Länder vergleichbare Abgrenzung der 
öffentlichen  Unternehmen zu finden.7) Es ist geplant, den Sektor private Haushalte in Unter-
nehmen ohne eigene Rechtspersönlichkeit und private Haushalte im engeren Sinn zu un-
tergliedern. Während das Vermögen der Nichtunternehmerhaushalte vollständig den priva-
ten Haushalten im engeren Sinn zuzuordnen ist, werden für die Verbuchung des Vermögens 
der Unternehmerhaushalte mehrere Vorschläge gemacht. Entweder es wird, wie im SNA, 
vollständig als Vermögen der Unternehmen ohne eigene Rechtspersönlichkeit betrachtet, 
oder es wird funktional auf beide Untersektoren verteilt.8) Dabei werden Vermögensbestand-
teile, die privaten Zwecken dienen (z.B. eigengenutzte Wohnungen), den privaten Haushalten 
im engeren Sinn und Vermögensbestandteile, die Produktionszwecken dienen (z.B. maschi-
nelle Anlagen), den Unternehmen ohne eigene Rechtspersönlichkeit zugerechnet. Abgren-
zungsprobleme sind dabei in der Praxis unvermeidbar. 

Die Sektorengliederung in den VGR der B u n d e s r e p u b l i k D e u t s c h l a n d unter-
scheidet sich vom ESVG im wesentlichen dadurch, daß alle Unternehmen ohne eigene 
Rechtspersönlichkeit dem Unternehmenssektor zugerechnet werden. Der Sektor private 
Haushalte umfaßt somit nur die privaten Haushalte im engeren Sinn. Da sich die Finanzie-
rungsformen der privaten Haushalte in ihrer Funktion als Verbraucher wesentlich von denen 
der Unternehmen ohne eigene Rechtspersönlichkeit unterscheiden, erscheint diese Sek-
torabgrenzung auch für Vermögensbilanzen sinnvoll. Der funktional abgegrenzte Bereich 
Wohnungsvermietung ist bisher im Unternehmenssektor enthalten. Bei der Aufstellung von 
Vermögensbilanzen müssen die Strom- und Bestandsgrößen dieses Bereiches auf die 
Eigentümersektoren (Unternehmen, Staat, private Haushalte) aufgeteilt werden. Für Kapital-
gesellschaften ist die im SNA vorgesehene Untergliederung nach privaten und öffentlichen 
Eigentümern wegen Abgrenzungsschwierigkeiten nicht möglich. Da sich das Vermögen der 
Produktionsunternehmen und das der Kreditinstitute und Versicherungen in ihrer Zusam-
mensetzung sehr stark unterscheiden, erhöht eine Untergliederung des Unternehmenssek-
tors in diese beiden Unterbereiche sehr stark die Aussagekraft  der Vermögensbilanzen des 
Unternehmenssektors. Für struktur- und wachstumspolitische Analysen wäre eine weitere 
Unterteilung der Produktionsunternehmen nach Wirtschaftsbereichen  wünschenswert. Je-
doch dürfte in absehbarer Zeit das Datenmaterial - insbesondere für Forderungen und Ver-
bindlichkeiten - nicht ausreichen, um Vermögensbilanzen für Wirtschaftsbereiche  zu erstel-
len. 

7) SAEG (1985), S. 17 f. 
8) Vgl. die Vorschläge für die Stromrechnung in Chantraine (1985), S. 16 ff. 
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2.2.3 Vermögenstatbestände 

Bei der Entscheidung über Umtang und systematische Abgrenzung der Vermögenstat-
bestände wird von dem Grundsatz ausgegangen, eine möglichst hohe Konsistenz mit der 
Stromrechnung zu erreichen. Für Tatbestände, für die nur die Vermögensbestände oder nur 
die Vermögensveränderungen erfaßt werden, müssen Ausgleichsbuchungen im Umbewer-
tungskonto vorgenommen werden. Es besteht jedoch auch die Möglichkeit, für Vermögens-
tatbestände, für die in der Stromrechnung keine Vermögensveränderungen vorgesehen 
sind, die Bestandsdaten nicht in den Vermögensbilanzen, sondern in Z u s a t z t a b e l l e n 
auszuweisen. Zusatztabellen könnten auch erstellt werden, um in den Bilanzen erfaßtes 
Vermögen anders abzugrenzen, tiefer zu untergliedern oder anders zu bewerten. So kann je 
nach Verwendungszweck unterschiedlichen Anforderungen  an die Daten Rechnung getra-
gen werden. Während in den Vermögensbilanzen nur Wertangaben gemacht werden kön-
nen, lassen sich in den Zusatztabellen z.B. auch Mengenangaben darstellen. 

Unter Berücksichtigung der Richtlinien der UN9) könnte eine Vermögensbilanz folgenden 
Aufbau haben: 

Vermögensbilanz 

Aktiva Passiva 

Sachvermögen Verbindlichkeiten 
Reproduzierbares Sachvermögen Finanzielles Gold 

Reproduzierbares Anlagevermögen Geld- und sonstige Einlagen 
Vorratsbestände Geldmarktpapiere 

Nichtreproduzierbares Sachvermögen 
Grund und Boden 
Baumbestände 
Bodenschätze 
Historische Denkmäler 

Kurz- und langfristige Kredite 
Festverzinsliche Wertpapiere 
Aktien 
Sonstige Beteiligungen 
Sonstige Verbindlichkeiten 

Reinvermögen 

Immaterielles nichtfinanzielles Vermögen 
(z. B. Patente) 

Forderungen 
Finanzielles Gold 
Geld- und sonstige Einlagen 
Geldmarktpapiere 
Kurz- und langfristige Kredite 
Festverzinsliche Wertpapiere 
Aktien 
Sonstige Beteiligungen (z.B. GmbH-Anteile) 
Sonstige Forderungen 

9) Vgl. United Nations (1977), S. 77 ff. 
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Im SNA und im ESVG ist vorgesehen, daß das r e p r o d u z i e r b a r e A n l a g e v e r m ö -
gen die gleichen Güterarten wie die Bruttoanlageinvestitionen der Stromrechnung umfaßt. 
Es setzt sich im wesentlichen aus dem Bestand an Maschinen, maschinellen Anlagen, Fahr-
zeugen, Betriebs- und Geschäftsausstattungen u.ä., Wohn- und sonstigen Hochbauten 
sowie Tiefbauten zusammen. Die auch von den UN und vom SAEG vorgeschlagene und in-
zwischen allgemein anerkannte Perpetual-Inventory-Methode10) zur Berechnung des 
r e p r o d u z i e r b a r e n A n l a g e v e r m ö g e n s erlaubt es, eine sehr starke Verbindung 
zwischen den Berechnungen der Anlageinvestitionen, der Abschreibungen und der Ver-
mögensbestände herzustellen. Im Rahmen der VGR der Bundesrepublik Deutschland wird 
ein mit der Stromrechnung konsistentes reproduzierbares Anlagevermögen in der Unterglie-
derung nach Wohnungen, Bauten ohne Wohnungen und Ausrüstungen ermittelt. Ein Pro-
blem stellt die Aufteilung der Wohnungen auf Sektoren dar. Sie werden nicht nach Eigen-
tümern, sondern im funktional abgegrenzten Bereich Wohnungsvermietung nachgewiesen, 
der dem Unternehmenssektor zugerechnet wird. 

Auch die V o r r a t s b e s t ä n d e werden von den internationalen Organisationen analog zu 
den Vorratsveränderungen in der Stromrechnung abgegrenzt. Wird bei der Ermittlung der 
Vorratsveränderung - wie in der Bundesrepublik Deutschland - ohnehin von Vorrats bestän-
den ausgegangen, so läßt sich auch hier leicht eine Konsistenz zwischen Strom- und Be-
standsrechnung erreichen. Für die Bundesrepublik Deutschland liegen Angaben über Vor-
ratsbestände vor. Für analytische Zwecke wäre eine weitere Unterteilung der Vorräte nach 
Vorprodukten, Halb- und Fertigprodukten oder nach Güterarten (Rohstoffen,  usw.) von Inter-
esse. 

Das n i c h t r e p r o d u z i e r b a r e S a c h v e r m ö g e n enthält nach den Vorschlägen der 
UN den Grund und Boden, den Baumbestand, Bodenschätze, Fischbestände und histo-
rische Denkmäler. Transaktionen mit diesen Gütern werden im SNA und im ESVG als Ver-
mögensveränderung behandelt. Praktische Probleme ergeben sich insbesondere bei der 
Erfassung des Teils des nichtreproduzierbaren Sachvermögens, der über längere Zeiträume 
nicht den Eigentümer wechselt. Oft liegen nur unzureichende Informationen über dessen 
Umfang und Wert vor. Wegen dieser Erfassungsschwierigkeiten  wird erwogen, im ESVG 
Fischbestände, historische Denkmäler und nichtmetallische Bodenschätze in Vermögens-
bilanzen nicht zu berücksichtigen.11) Für die Bundesrepublik Deutschland ist die Ermittlung 
des Wertes von Grund und Boden für die nächsten Jahre geplant. Inwieweit es möglich sein 
wird, noch weitere Bereiche des nichtreproduzierbaren Sachvermögens zu erfassen, ist der-
zeit noch offen.  Unter umweltpolitischen Gesichtspunkten wäre ferner  der Aufbau von Zusatz-
tabellen für Grund und Boden, Baumbestände und Bodenschätze in Mengeneinheiten anzu-
streben. Dieses Ziel erscheint leichter erreichbar als die wertmäßige Erfassung dieser Vermö-
gensarten. Für Grund und Boden käme eine Untergliederung nach Nutzungsarten, für Baum-
bestände nach Baumarten, Alter und Gesundheitszustand und für Bodenschätze nach Gü-
terarten, Güte der Vorräte und Verfügbarkeit  in Frage. 

Auch die Einbeziehung der i m m a t e r i e l l e n V e r m ö g e n s w e r t e (Patente, Warenzei-
chen u.ä.) in die Vermögensbilanzen, die in den Richtlinien der UN vorgesehen ist, wird beim 
10) Diese Methode ist ausführlich beschrieben in: Lützel (1971). 
" ) Vgl. SAEG (1985), S. 20. 
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SAEG ebenso wie in der Bundesrepublik Deutschland aus statistischen Gründen mit Skep-
sis beurteilt. 

Bezüglich der Behandlung des p r i v a t e n G e b r a u c h s v e r m ö g e n s besteht Über-
einstimmung, es nicht in den Vermögensbilanzen, sondern in Zusatztabellen auszuweisen, 
da die privaten Gebrauchsgüter in der Stromrechnung nicht als Investitionen, sondern als Pri-
vater Verbrauch behandelt werden. Ein Nachweis in den Vermögensbilanzen würde zu 
grundlegenden konzeptionellen Abweichungen von der Stromrechnung führen und einen 
hohen Ausgleichsposten in den Umbewertungskonten erforderlich  machen. 

Die F o r d e r u n g e n u n d V e r b i n d l i c h k e i t e n in der Finanzierungsrechnung des 
ESVG und des SNA umfassen finanzielles Gold, Geld- und sonstige Einlagen, Geldmarkt-
papiere, kurz- und langfristige Kredite, festverzinsliche Wertpapiere, Aktien, sonstige Betei-
ligungen (alle nicht in Aktien verbrieften  Beteiligungen, z.B. GmbH-Anteile, Beteiligungen an 
Personengesellschaften mit eigener Rechtspersönlichkeit, Kapitaleinlagen in Quasi-Kapital-
gesellschaften) u.a. Es ist vorgesehen, diese Tatbestände in die Vermögensbilanzen zu über-
nehmen. Die Deutsche Bundesbank ermittelt regelmäßig Forderungen und Verbindlichkei-
ten nach Sektoren, wobei internationale Anforderungen  berücksichtigt sind.12) Die sonstigen 
Beteiligungen klammert die Deutsche Bundesbank aus ihrer Geldvermögensrechnung weit-
gehend aus. Ihre statistische Erfassung ist mit großen Schwierigkeiten verbunden. In Ländern 
wie der Bundesrepublik Deutschland, in denen die sonstigen Beteiligungen eine bedeu-
tende Rolle spielen, dürfte jedoch die sektorale Vermögensverteilung sehr verschieden aus-
sehen, je nachdem, in welchem Umfang die nicht in Aktien verbrieften  Beteiligungen als 
Aktiva der Eigentümersektoren berücksichtigt sind. 

2.2.4 Bewertung der Vermögenstatbestände 

Der Vorschlag im SNA von 1968, die Vermögensbestände zu M a r k t p r e i s e n am Bilanz-
stichtag zu bewerten, ist allgemein anerkannt, jedoch war es bisher nicht möglich, für alle Ver-
mögensarten, für die keine Marktpreise existieren, adäquate und praktikable Bewertungs-
maßstäbe zu entwickeln. 

In den Richtlinien der UN wird vorgeschlagen, das r e p r o d u z i e r b a r e A n l a g e v e r -
m ö g e n in den Vermögensbilanzen netto (d.h. zum Neuwert abzügl. kumulierter Abschrei-
bungen zwischen Investitions- und Berichtszeitpunkt) zu erfassen und zu Wiederbeschaf-
fungspreisen zu bewerten. Dabei soll linear abgeschrieben werden. Mit Hilfe der Perpetual-
Inventory-Methode lassen sich die Angaben gut ermitteln.13) Dieser Vorschlag der UN soll 
auch ins ESVG übernommen werden. Die Bewertung des Nettoanlagevermögens zu Wieder-
beschaffungspreisen  kommt dem Marktpreiskonzept sehr nahe. Sie steht im Einklang mit der 
Bewertung der Bruttoinvestitionen in jeweiligen Preisen und der Abschreibungen zu Wieder-

12) Vgl. Deutsche Bundesbank (1983). 
13) Vgl. United Nations (1977), S. 44 f. 
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beschaffungspreisen  in der Stromrechnung. Die Umbewertungskonten enthalten die preis-
bedingten Wertänderungen zwischen zwei Bilanzstichtagen und eventuell unerwartete Ver-
luste am Vermögen, die nicht in den periodengerechten Abschreibungen enthalten sind. 
Daten über das Nettoanlagevermögen zu Wiederbeschaffungspreisen  liegen für die Bundes-
republik Deutschland vor.14) 

Wie in den UN-Richtlinien festgestellt wird, ergeben sich größere praktische Schwierigkeiten 
dabei, eine dem Marktpreiskonzept entsprechende Bewertung der V o r r a t s b e s t ä n d e 
zu finden. Denn die Angaben über Vorratsbestände stammen überwiegend aus Unterneh-
mensbilanzen, in denen sie am Bilanzstichtag zu Buchwerten (d.h. Anschaffungspreisen, 
Herstellungskosten oder Teilwerten nach dem Niedrigstwertprinzip der Handelsbilanzen) 
nachgewiesen werden. Diese liegen um so stärker unter den Marktwerten, je länger sich die 
Vorratsgüter im Bestand befinden und je stärker die Preise steigen. Da keine Angaben über 
die Verweildauer von Vorratsgütern im Bestand vorliegen, ist eine Umbewertung auf Markt-
werte oft nicht möglich. Für diese Fälle wird in den Richtlinien der UN vorgeschlagen, die Vor-
ratsbestände in den Vermögensbilanzen zu Buchwerten nachzuweisen.15) Auch in derSach-
vermögensrechnung für die Bundesrepublik Deutschland werden die Vorratsbestände zu 
Buchwerten ausgewiesen. Dies ist wegen der im allgemeinen hohen Umschlaghäufigkeit 
von Vorratsbeständen und wegen der bei der Bilanzierung vorwiegend angewandten Fifo-
Methode („first in - first out") vertretbar. 

Eine quantitativ hohe Bedeutung dürfte in allen Ländern der Vermögensart G r u n d u n d 
B o d e n zukommen. Da zum Bilanzstichtag jedoch für den größten Teil des Bodens keine 
Marktwerte bekannt sind, wird von den UN vorgeschlagen,· bei der wertmäßigen Erfassung 
des Grundvermögens von Daten über Flächeneinheiten auszugehen, die nach Nutzungs-
arten, Qualität und Regionen gegliedert sind. Die Bewertung der Flächeneinheiten erfolgt  mit 
Hilfe von Verkaufspreisen  für Land in der entsprechenden Untergliederung. Während die 
Ermittlung des Gesamtwertes des unbebauten Bodens für unproblematisch erachtet wird, 
werden Schwierigkeiten vor allem bei der Trennung von Gebäude- und Bodenwert bei 
bebauten Grundstücken und bei der Zuordnung von Grund und Boden auf Eigentümer-
sektoren gesehen.16) Für die Bundesrepublik Deutschland liegen keine Angaben über Ver-
kaufspreise für bebautes Land vor, da dieses nur in geringem Umfang verkauft  wird. Sie sind 
deshalb mit Hilfe von Daten über Kaufpreise für baureifes Land zu schätzen. Obwohl in der 
Praxis der Durchschnittswert pro m2 für bebautes Land tendenziell höher liegen dürfte als der 
Quadratmeterpreis für baureifes Land, können die Marktpreise für bebautes Land mit Hilfe 
der Kaufpreise für baureifes Land zufriedenstellend geschätzt werden, wenn stark regionali-
sierte Daten verwendet werden. 

Im SNA und ESVG ist vorgesehen, den Wert des Waldbodens und der B a u m b e s t ä n d e 
in einer Position auszuweisen. Soweit Preise aus dem Verkauf von Wäldern vorliegen, sollten 
diese zur Bewertung der Waldflächen herangezogen werden.17) Unter umweltpolitischen Ge-
sichtspunkten wäre jedoch ein getrennter Nachweis des Waldbodens und der Baumbestän-

14) Zu den Berechnungskonzepten für die Bundesrepublik Deutschland vgl. Lützel (1972). 
15) Vgl. United Nations (1977), S. 45 f. 
16) Vgl. United Nations (1977), S. 46 ff. 
17) Vgl. United Nations (1977), S. 48 f. 
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de in den Vermögensbilanzen wünschenswert. Für die Ermittlung der Waldbodenwerte könn-
ten regionale Angaben über die Größe der Waldbodenfläche und über Verkaufspreise  für 
landwirtschaftlich genutzten Boden herangezogen werden. Zur Berechnung des Wertes der 
Baumbestände sind Angaben über die Zusammensetzung des Waldbestandes nach Baum-
arten und Alter und über Erträge aus verkauftem Holz erforderlich.  Ein großes Problem für die 
Bewertung des Baumbestandes ergibt sich aus der Wertminderung durch das Waldsterben. 
Für die Bundesrepublik Deutschland ist vorgesehen, den Wert der Waldbodenflächen zu 
ermitteln. Ob das Datenmaterial ausreicht, in absehbarer Zeit auch Angaben über den Wert 
des Baumbestandes zu erhalten, läßt sich derzeit noch nicht abschätzen. 

Während es möglich sein dürfte,  Mengenangaben über erschlossene B o d e n s c h ä t z e 
von den Bergbauunternehmen zu erhalten, bereitet deren Bewertung für Zwecke der Vermö-
gensbilanzen große Schwierigkeiten. Denn abgesehen von Konzessionszahlungen fehlen 
weitgehend Marktpreise für Bodenschätze unter der Erde. In den Richtlinien der UN wird des-
halb vorgeschlagen, den Wert der Bodenschätze am Bilanzstichtag als Summe der abdis-
kontierten zukünftigen Reinerträge zu schätzen. Dafür sind Informationen über die zeitliche 
Entwicklung des Abbaus der Bodenschätze, über die zukünftigen Erträge und über die zu-
künftige Normalverzinsung erforderlich.  Diese Größen können nur grob geschätzt werden. 
Aufgrund von technischen Entwicklungen, Entdeckungen neuer Rohstoffvorräte  oder Nach-
frageänderungen lassen sich grundlegende Korrekturen dieser Schätzungen nicht aus-
schließen. Neuentdeckungen und Korrekturen bei der Schätzung des Gegenwartswertes 
zukünftiger Erträge aus dem Abbau von Bodenschätzen wären im Umbewertungskonto zu 
berücksichtigen.18) Die Realisierbarkeit dieses Ansatzes zur Bewertung von Bodenschätzen 
für die Bundesrepublik Deutschland wird mit großer Skepsis betrachtet, da Daten über Höhe 
und qualitative Zusammensetzung der Bodenschätze, über die zeitliche Entwicklung des 
Abbaus der bekannten Bodenschätze und die zukünftigen Ertragsmöglichkeiten fehlen. 
Wenn die Reinerträge negativ sind, wie dies für den Kohlebergbau in der Bundesrepublik 
Deutschland mitunter vorkam, ist diese Bewertungsmethode ohnehin nicht mehr praktikabel. 
So werden in absehbarer Zeit für die Bundesrepublik Deutschland die Bodenschätze in den 
Vermögensbilanzen unberücksichtigt bleiben müssen. 

Große Probleme ergeben sich auch bei der Bewertung h i s t o r i s c h e r D e n k m ä l e r 
und i m m a t e r i e l l e r G ü t e r . In den Richtlinien der UN wird deshalb vorgeschlagen, Ver-
mögensbestände dieser Art nur dann, wenn sie gegen Entgelt den Eigentümer wechseln, 
zum Verkaufspreis  in den Vermögensbilanzen zu berücksichtigen.19) Damit könnte die Kon-
sistenz mit der Stromrechnung erhalten bleiben. Diese Lösung ist jedoch unbefriedigend, weil 
sie zu einer unvollständigen Erfassung der vorhandenen Bestände führt.  Deshalb neigt man 
auf europäischer Ebene dazu, auf den Nachweis dieser Vermögensarten in den Vermögens-
bilanzen ganz zu verzichten und die Transaktionswerte der Stromrechnung im Umbewer-
tungskonto auszugleichen. 

Die UN und das SAEG stimmen darin überein, das p r i v a t e G e b r a u c h s v e r m ö g e n 

18) Vgl. United Nations (1977), S. 49. 
19) Vgl. United Nations (1977), S. 49. 
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wie das reproduzierbare Anlagevermögen netto zu Wiederbeschaffungspreisen  mit Hilfe der 
Perpetual-Inventory-Methode zu ermitteln. Diese Berechnungsmethode ist einer direkten Er-
hebung bei den privaten Haushalten vorzuziehen, da den Eigentümern der Wert der Güter 
zum Befragungszeitpunkt weitgehend unbekannt ist. Für die Bundesrepublik Deutschland 
liegen bereits nach der Perpetual-Inventory-Methode berechnete Angaben über das private 
Gebrauchsvermögen vor.20) 

Auch für F o r d e r u n g e n u n d V e r b i n d l i c h k e i t e n soll eine Bewertung zu Markt-
preisen angestrebt werden. In den Richtlinien der UN wird vorgeschlagen, Gold, festverzins-
liche Wertpapiere, Aktien und sonstige Beteiligungen zu Marktwerten, alle anderen Forderun-
gen und Verbindlichkeiten zu Nominalwerten in den Vermögensbilanzen auszuweisen.21) Bei 
Geld- und sonstigen Einlagen, Geldmarktpapieren und Krediten geben die Nominalwerte die 
tatsächlichen Werte im Berichtszeitpunkt gut wieder, sie sind weitgehend mit den Markt-
werten identisch oder weichen nur geringfügig davon ab. Zur Bewertung von Gold liegen 
Marktpreise vor. Für börsengängige festverzinsliche Wertpapiere sind Marktpreise in Form 
der Börsenkurse verfügbar.  Die Bewertung nichtbörsengängiger festverzinslicher  Wertpa-
piere zu Marktpreisen wirft  jedoch praktische Probleme auf. Problemlos lassen sich dagegen 
in börsengängigen Aktien verbriefte  Beteiligungen mit ihren Börsenkursen bewerten. 
Schwieriger ist die Bewertung aller sonstigen Beteiligungen. Für Beteiligungen an Personen-
gesellschaften ohne eigene Rechtspersönlichkeit und für Beteiligungen von Mutter- an Toch-
terunternehmen bei Kapitalgesellschaften wird in den UN-Richtlinien vorgeschlagen, daß der 
Wert der Beteiligungen die gesamte Differenz  zwischen Aktiva und Verbindlichkeiten ge-
genüber Dritten umfaßt und somit kein Reinvermögen vorhanden ist. Für die Bewertung aller 
weiteren Beteiligungen an Kapitalgesellschaften (z.B. GmbH-Anteile) wird in den UN-Richt-
linien einer Schätzung von Marktwerten anhand von gegenwärtigen und erwarteten Dividen-
den und Erträgen oder-soweit verfügbar  - mit Hilfe von Börsenkursen vergleichbarer Beteili-
gungen gegenüber anderen Überlegungen22) der Vorzug gegeben. Während die Bewertung 
von Beteiligungen zu Marktpreisen beim Inhaber unstrittig ist, wird auch die Meinung ver-
treten, daß die Beteiligungen beim Emittenten zu den in den Unternehmensbilanzen aus-
gewiesenen Nominalwerten erfaßt werden sollten. Die Bewertung von Beteiligungen sollte 
jedoch in den Vermögensbilanzen beim Emittenten und beim Inhaber immer gleich sein. Auf 
EG-Ebene hat man sich deshalb auch für eine reine Marktpreisbewertung in den Vermögens-
bilanzen entschieden. In Zusatztabellen sollen Beteiligungen aber auch zu Nominalwerten 
ausgewiesen werden. In der Geldvermögensrechnung der Deutschen Bundesbank werden 
Aktien und festverzinsliche Wertpapiere zu Emissionskursen und zu Börsenkursen am 
Bilanzstichtag nachgewiesen. Eine an vergleichbaren Papieren und Ertragserwartungen 
orientierte Schätzung der Marktwerte für nichtbörsengängige Aktien und für die sonstigen 
Beteiligungen dürfte in der Praxis schwierig und mit großen Fehlerspielräumen verbunden 
sein. Es wäre deshalb zu überlegen, die Nominalwerte aller Beteiligungen, für die keine Bör-
senkurse existieren, mit dem „Bilanzkurs" zu bewerten. Den Bilanzkurs erhält man als Rela-
tion zwischen der Summe aller Aktiva, abzüglich der Verbindlichkeiten gegenüber Dritten, 
und den Nominalwerten der Beteiligungen. Der „Marktwert" der Beteiligungen ist dann die 

20) Schäfer (1985). 
21) Vgl. United Nations (1977), S. 49 ff. 
22) Vgl. United Nations (1977), S. 53 f. 
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Summe aller Aktiva, abzüglich der Verbindlichkeiten gegenüber Dritten. Praktische Probleme 
ergeben sich bei der Aufteilung des so ermittelten Beteiligungsvermögens auf die Inhaber. 

2.2.5 Volksvermögen und Reinvermögen der Sektoren 

Aus der Vermögensbilanz für inländische Sektoren läßt sich das V o l k s v e r m ö g e n ohne 
privates Gebrauchsvermögen ablesen. Es ergibt sich als Summe aller nichtfinanziellen Aktiva 
abzüglich des Saldos aus Forderungen und Verbindlichkeiten der übrigen Welt. Da dieser 
von relativ geringer Bedeutung ist, hängt das Volksvermögen sehr stark davon ab, welche 
nichtfinanziellen Vermögensarten in die Vermögensbilanz einbezogen werden. Es erscheint 
sinnvoll, in das Volksvermögen auch das außerhalb der Vermögensbilanzen ermittelte pri-
vate Gebrauchsvermögen zu integrieren. 

Das R e i n v e r m ö g e n d e r S e k t o r e n läßt sich in den sektoralen Vermögensbilanzen 
als Differenz  zwischen der Summe aller Aktiva und den Verbindlichkeiten darstellen. Die 
Summe der Reinvermögenswerte der Sektoren ergibt das Volksvermögen ohne privates Ge-
brauchsvermögen. Werden die sektorale Vermögensverteilung und die Höhe und die Zu-
sammensetzung des Vermögens der privaten Haushalte betrachtet, sollte jedoch neben dem 
Reinvermögen der Sektoren auch das private Gebrauchsvermögen berücksichtigt werden. 
Diskutiert wird derzeit noch, was als Reinvermögen des Unternehmenssektors angesehen 
werden soll. Wird das Reinvermögen als Differenz  zwischen allen Aktiva und allen Passiva de-
finiert,  so werden emittierte Aktien und Beteiligungsansprüche als Verbindlichkeiten behan-
delt, also wie eine Fremdfinanzierung.  Für die Unternehmen stellen sie jedoch Eigenmittel dar. 
Die Richtlinien der UN sehen deshalb in der Bilanz des Unternehmenssektors zusätzlich zu 
den Einzelpositionen eine gemeinsame Position Aktien, sonstige Beteiligungen und Reinver-
mögen vor. Im Rahmen der EG wird erwogen, das Reinvermögen des Unternehmenssektors 
außerhalb der Vermögensbilanz als Differenz  zwischen allen Aktiva und den Verbindlichkei-
ten gegenüber Dritten zum Nennwert nachzuweisen. Es enthält somit außer dem Saldo aus 
der Vermögensbilanz den Marktwert der ausgegebenen Aktien und sonstigen Beteiligungen 
und die Differenz  zwischen Markt- und Nennwert der ausgegebenen festverzinslichen Wert-
papiere. Um Doppelzählungen zu vermeiden, sind festverzinsliche Wertpapiere, Aktien und 
sonstige Beteiligungen, die im Unternehmenssektor selbst gehalten werden, gegeneinander 
aufzurechnen. Diese Konzeption besitzt den Nachteil, daß das Reinvermögen aller inlän-
dischen Sektoren zusammen nicht mehr der Summe der Reinvermögen der einzelnen Sek-
toren entspricht. Deshalb wird im folgenden der Begriff  Reinvermögen ausschließlich für die 
Salden der Vermögensbilanzen verwendet, womit nicht ausgeschlossen werden soll, daß 
das Vermögen des Unternehmenssektors in Zusatztabellen anders abgegrenzt wird. In 
einem weiteren Schritt müßte das Reinvermögen des Unternehmenssektors noch auf die 
Eigentümersektoren - das sind die privaten Haushalte, der Staat, sowie die übrige Welt -
aufgeteilt werden. 
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3 Vermögensbilanzen für die Bundesrepublik Deutschland 1982 

In den folgenden Tabellen (siehe S. 127 ff.)  werden beispielhaft E r g e b n i s s e der Sektor-
vermögensbilanzen Anfang und Ende 1982 ausgewiesen.23) Die Tabellen zeigen ferner  die 
Nettozugänge der Stromrechnung; die Verbindung zwischen Bestands- und Stromdaten 
wird durch die ausgewiesenen Wertveränderungen hergestellt. Es wird zwischen den inlän-
dischen Sektoren private Haushalte, Unternehmen und Staat und dem Sektor übrige Welt 
unterschieden. Das reproduzierbare Sachvermögen und das private Gebrauchsvermögen 
wurden im Rahmen der VGR des Statistischen Bundesamtes (StBA)ermittelt.24) Daten über 
Forderungen und Verbindlichkeiten wurden der Geldvermögensrechnung der Deutschen 
Bundesbank entnommen.25) Der Wert von Grund und Boden und die Aufteilung der Wohn-
bauten nach Eigentümersektoren konnten vom StBA nur grob geschätzt werden. Der aus-
gewiesene Nettozugang an Land insgesamt beruht auf der Werterhöhung des vorhandenen 
Bodens aufgrund von Umwidmung landwirtschaftlich genutzten Bodens in Bauland u.ä. Es 
wäre auch denkbar, diese durch Qualitätsveränderung verursachte Bodenwertsteigerung als 
Wertveränderung zu buchen. 

Für das V o l k s v e r m ö g e n (Vermögensbestände aller inländischen Sektoren) ergab sich 
für Anfang 1982 ohne privates Gebrauchsvermögen ein Wert von ca. 9,0 Billionen DM. Ende 
des Jahres lag er bei 9,4 Billionen DM. Er nahm also 1982 um 4,1 %zu. Mehr als die Hälfte des 
Anstiegs war auf Wertveränderungen aufgrund gestiegener Preise zurückzuführen.  Dies 
zeigt, daß die Aufstellung von Umbewertungskonten bei der Integration von Vermögens-
bilanzen in die VGR von erheblicher Bedeutung ist. Bezieht man das private Gebrauchsver-
mögen in das Volksvermögen ein, so lag es Ende 1982 bei 10,0 Billionen DM. Der Anteil des 
privaten Gebrauchsvermögens am Volksvermögen betrug 6,6%. Aufgrund der Nettover-
bindlichkeiten der übrigen Welt lag das Volksvermögen Ende 1982 um ca. 0,5 % über dem 
Sachvermögen. Der Grund und Boden (ohne den Wert von Gebäuden u.ä.) hatte einen Anteil 
von ca. 35 % am gesamten Volksvermögen. Das bedeutet, daß ohne Daten über den Wert 
von Grund und Boden Vermögensbilanzen im Rahmen der VGR nicht aufgestellt werden 
sollten. Vom Volksvermögen waren etwa 47 % den privaten Haushalten, etwa 40 % den 
Unternehmen und etwa 13 % dem Staat zuzurechnen. Da Beteiligungen der privaten Haus-
halte an Unternehmen außer Aktien weitgehend unberücksichtigt bleiben mußten, dürfte der 
tatsächliche Anteil der privaten Haushalte wesentlich höher gelegen haben. 

Das Reinvermögen der p r i v a t e n H a u s h a l t e betrug Ende 1982 ca. 4,0 Billionen DM. 
Rechnet man das private Gebrauchsvermögen dazu, erhält man 4,7 Billionen DM. Dieser 
Wert liegt also um ca. 16 % höher als der erste. Das zeigt die große Bedeutung des privaten 
Gebrauchsvermögens für diesen Sektor. Das Reinvermögen der privaten Haushalte bestand 
zu ca. einem Viertel aus Nettogeidvermögen, ca. drei Viertel waren Wohnungen einschließlich 
der Grundstücke. 

23) Ähnliche Schätzungen für 1980 siehe in: Lützel (1984). 
24) Statistisches Bundesamt (1984), S. 310 und S. 312 und Schäfer (1985), S. 115 f. 
25) Deutsche Bundesbank (1984), S. 58 ff. 
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Das Reinvermögen der U n t e r n e h m e n , das Ende 1982 ebenfalls 4,0 Billionen DM be-
trug, lag um ca. 15 % unter dem Sachvermögen. Der Unternehmenssektor ist im allgemeinen 
Nettoschuldner. Die Summe aus Reinvermögen und ausgegebenen Aktien betrug 4,3 Bil-
lionen DM. Das entsprach einem Anteil von etwa 50 % an den gesamten Aktiva. Dieser Wert 
gibt den Eigenfinanzierungsanteil  allerdings etwas erhöht wieder, da Forderungen und Ver-
bindlichkeiten mit festem Nennwert innerhalb des Unternehmenssektors konsolidiert sind. 

Das Reinvermögen des S t a a t e s betrug Ende 1982 1,3 Billionen DM und lag 20 % unter 
dem Sachvermögen. Es war Ende 1982 3,4% niedriger als zu Jahresanfang. Das lag so-
wohl an der über den Zugang an Aktiva hinausgehenden Neuverschuldung und dem Wert-
zuwachs der Nettoverbindlichkeiten, als auch am Wertverlust des Sachvermögens. 
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Vermögensbestände, Nettozugänge und Wertveränderung des Vermögens 1982*) 
Alle inländischen Sektoren 

Mrd. DM 

Vermögensart 
Bestand 

am Jahres-
anfang 

Netto-
zugänge 

Wert-
ver-

änderung 

Bestand 
am Jahres-

ende 

1. Grund und Boden1) 3 388,1 30,6 155,1 3 573,8 

a) Bebaute Grundstücke2) u.ä 
b) Landwirtschaftlich genutzt 
c) Wald, Gewässer u.ä 

2 469,9 
743,8 
174,4 

33,1 
- 2,7 

0,2 

178,7 
- 20,7 

- 2,9 

2 681,7 
720,4 
171,7 

2. Reproduzierbares Sachvermögen3)... . 5 548,2 116,4 57,6 5 722,2 

a) Wohnbauten 
b) Nichtwohnbauten 
c) Ausrüstungen 
d) Vorräte 

2 166,2 
2131,8 

831,8 
418,4 

50,5 
58,2 
13,0 

- 5,3 

27,3 
- 11,0 

23.6 
17.7 

2 244,0 
2 179,0 

868,4 
430,8 

3. Sachvermögen (1 + 2) 8 936,3 147,0 212,7 9 296,0 

4. Forderungen 5 266,6 384,2 83,2 5 734,0 

a) Mit festem Nennwert 
b) Festverzinsliche Wertpapiere4) 
c) Aktien4) 

4 399,4 
558,5 
308,7 

295,2 
82,4 

6,6 
56,1 
27,1 

4 694,6 
697,0 
342,4 

5. Aktiva zusammen (3 + 4) 14 202,9 531,2 295,9 15 030,0 

6. Verbindlichkeiten 5 216,7 378,2 84,6 5 679,5 

a) Mit festem Nennwert 
b) Festverzinsliche Wertpapiere4) 
c) Aktien4) 

4 379,4 
543,5 
293,8 

298,6 
73,3 

6,3 
58,6 
26,0 

4 678,0 
675,4 
326,1 

7. Reinvermögen (5-6) 
= Volksvermögen ohne privates 

Gebrauchsvermögen 

8 986,2 153,0 211,3 9 350,5 

Zusatztabelle: 

1. Reinvermögen 
2. Privates Gebrauchsvermögen5) 
3. Volksvermögen (1 + 2) 

8 986,2 
637,6 

9 623,8 

153,0 
5,6 

158,6 

211,3 
18,2 

229,5 

9 350,5 
661,4 

10 011,9 

*) Berechnungskonzepte entsprechend den Tabellen 1 und 2 für 1980 in: Lützel, H., Inflationsrechnung 
und Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen, in: Statistisches Landesamt Baden-Württemberg, 
Hrsg., Statistische Informationen, Probleme und Leistungen, S. 147 f., Stuttgart 1984. 

1) Grobe Schätzwerte, ohne Bodenschätze, Waldbestände u.ä. 
2) Einschl. Hausgärten, Verkehrsflächen,  Parks, Plätze, Freiflächen, Flugplätze u.ä., aber ohne den Wert 

von Gebäuden u.ä. 
3) Nettoanlagevermögen zu Wiederbeschaffungspreisen,  öffentlicher  Tiefbau zu 2 / 3 des Bruttowertes, 

ohne dauerhaftes Gebrauchsvermögen privater Haushalte und ohne militärisch genutzte Anlagen. 
4) Bewertet zu Tageskursen. 
5) Netto zu Wiederbeschaffungspreisen. 

127 



Vermögensbestände, Nettozugänge und Wertveränderung des Vermögens 1982*) 
Private Haushalte") 

Mrd. DM 

Vermögensart 
Bestand 

am Jahres-
anfang 

Netto-
zugänge 

Wert-
ver-

änderung 

Bestand 
am Jahres-

ende 

1. Grund und Boden1)  1 005,0 14,5 96,6 1 116,1 

a) Bebaute Grundstücke2) u.ä  
b) Landwirtschaftlich genutzt  
c) Wald, Gewässer u.ä  

1 005,0 14,5 96,6 1 116,1 

2. Reproduzierbares Sachvermögen3).... 1 733,0 40,4 21,8 1 795,2 

a) Wohnbauten  
b) Nichtwohnbauten  
c) Ausrüstungen  
d) Vorräte  

1 733,0 40,4 21,8 1 795,2 

3. Sachvermögen (1 + 2) 2 738,0 54,9 118,4 2 911,3 

4. Forderungen  1 598,3 126,8 25,1 1 750,2 

a) Mit festem Nennwert  
b) Festverzinsliche Wertpapiere4)  
c) Aktien4)  

1 327,8 
212,4 

58,1 

109,9 
16,4 
0,5 

21,5 
3,6 

1 437,7 
250,3 

62,2 

5. Aktiva zusammen (3 + 4) 4 336,3 181,7 143,5 4 661,5 

6. Verbindlichkeiten  587,6 39,4 - 627,0 

a) Mit festem Nennwert  
b) Festverzinsliche Wertpapiere4)  
c) Aktien4)  

587,6 39,4 — 627,0 

7. Reinvermögen (5-6) 3 748,7 142,3 143,5 4 034,5 

Zusatztabelle: 

1. 
2. 
3. 

Reinvermögen  
Privates Gebrauchsvermögen5)  
Reinvermögen einschl. privates 
Gebrauchsvermögen (1 + 2) 

3 748,7 
637,6 

4 386,3 

142,3 
5,6 

147,9 

143,5 
18,2 

161,7 

4034,5 
661,4 

4 695,9 

*) Berechnungskonzepte entsprechend den Tabellen 1 und 2 für 1980 in: Lützel, H„ Inflationsrechnung 
und Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen, in: Statistisches Landesamt Baden-Württemberg, 
Hrsg., Statistische Informationen, Probleme und Leistungen, S. 147 f., Stuttgart 1984. 

**) Einschl. Wohnungsvermögen, ohne gewerblich genutztes Vermögen und ohne Eigentumsansprü-
che an Unternehmen (außer Aktien). 

1) Grobe Schätzwerte, ohne Bodenschätze, Waldbestände u.ä. 
2) Einschl. Hausgärten, Verkehrsflächen,  Parks, Plätze, Freiflächen u.ä., aber ohne den Wert von Gebäu-

den u.ä. 
3) Nettoanlagevermögen zu Wiederbeschaffungspreisen,  ohne dauerhaftes Gebrauchsvermögen. 
4) Bewertet zu Tageskursen. 
5) Netto zu Wiederbeschaffungspreisen. 
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Vermögensbestände, Nettozugänge und Wertveränderung des Vermögens 1982*) 
Unternehmen" 

Mrd. DM 

Vermögensart 
Bestand 

am Jahres-
anfang 

Netto-
zugänge 

Wert-
ver-

änderung 

Bestand 
am Jahres-

ende 

1. Grund und Boden1) 1 811,7 11,4 68,0 1 891,1 

a) Bebaute Grundstücke2) u.ä 
b) Landwirtschaftlich genutzt 
c) Wald, Gewässer u.ä 

989,4 
743,8 

78,5 

14,0 
- 2,7 

0,1 

90,0 
- 20,7 

- 1,3 

1 093,4 
720,4 

77,3 

2. Reproduzierbares Sachvermögen3)... . 2 810,4 48,4 39,4 2 898,2 

a) Wohnbauten 
b) Nichtwohnbauten 
c) Ausrüstungen 
d) Vorräte 

368,2 
1 235,5 

790,9 
415,8 

8,6 
32,4 
12,7 

- 5,3 

4,7 
- 5,0 

22,0 
17,7 

381.5 
1 262,9 

825.6 
428,2 

3. Sachvermögen (1 + 2) 4 622,1 59,8 107,4 4 789,3 

4. Forderungen 3 338,2 241,2 54,6 3 634,0 

a) Mit festem Nennwert 
b) Festverzinsliche Wertpapiere4) 
c) Aktien4) 

2 792,1 
329,8 
216,3 

171,7 
63,5 

6,0 
33,0 
21,6 

2 963,8 
426,3 
243,9 

5. Aktiva zusammen (3 + 4) 7 960,3 301,0 162,0 8 423,3 

6. Verbindlichkeiten 4 042,1 267,2 72,6 4 381,9 

a) Mit festem Nennwert 
b) Festverzinsliche Wertpapiere4) 
c) Aktien4) 

3 298,6 
449.7 
293.8 

212,5 
48,4 

6,3 
46,6 
26,0 

3511,1 
544,7 
326,1 

7. Reinvermögen (5-6) 3 918,2 33,8 89,4 4 041,4 

*) Berechnungskonzepte entsprechend den Tabellen 1 und 2 für 1980 in: Lützel, H., Inflationsrechnung 
und Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen, in: Statistisches Landesamt Baden-Württemberg, 
Hrsg., Statistische Informationen, Probleme und Leistungen, S. 147 f..Stuttgart  1984. 

**) Ohne Wohnungsvermögen im Eigentum privater Haushalte oder des Staates. 
1) Grobe Schätzwerte, ohne Bodenschätze, Waldbestände u.ä. 
2) Einschl. Verkehrsflächen,  Parks, Plätze, Freiflächen, Flugplätze u.ä., aber ohne den Wert von Gebäu-

den u.ä. 
3) Nettoanlagevermögen zu Wiederbeschaffungspreisen. 
4) Bewertet zu Tageskursen. 
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Vermögensbestände, Nettozugänge und Wertveränderung des Vermögens 1982*) 
Staat**) 
Mrd. DM 

Vermögensart 
Bestand 

am Jahres-
anfang 

Netto-
zugänge 

Wert-
ver-

änderung 

Bestand 
am Jahres-

ende 

1. Grund und Boden1) 571,4 4,7 - 9,5 566,6 

a) Bebaute Grundstücke2) u.ä 
b) Landwirtschaftlich genutzt 
c) Wald, Gewässer u.ä 

475,5 

95,9 

4,6 

0,1 

- 7,9 

- 1,6 

472,2 

94,4 

2. Reproduzierbares Sachvermögen3).... 1 004,8 27,6 - 3,6 1 028,8 

a) Wohnbauten 
b) Nichtwohnbauten 
c) Ausrüstungen 
d) Vorräte 

65,0 
896,3 

40,9 
2,6 

1,5 
25,8 

0,3 

0,8 
6,0 
1,6 

67,3 
916,1 

42,8 
2,6 

3. Sachvermögen (1 + 2) 1 576,2 32,3 - 13,1 1 595,4 

4. Forderungen 330,1 16,2 3,5 349,8 

a) Mit festem Nennwert 
b) Festverzinsliche Wertpapiere4) 
c) Aktien4) 

279,5 
16,3 
34,3 

13,6 
2,5 
0,1 

1,6 
1,9 

293,1 
20,4 
36,3 

5. Aktiva zusammen (3 + 4) 1 906,3 48,5 -9 ,6 1 945,2 

6. Verbindlichkeiten 587,0 71,6 12,0 670,6 

a) Mit festem Nennwert 
b) Festverzinsliche Wertpapiere4) 
c) Aktien4) 

493,2 
93,8 

46,7 
24,9 12,0 

539,9 
130,7 

7. Reinvermögen (5-6) 1 319,3 - 23,1 - 21,6 1 274,6 

*) Berechnungskonzepte entsprechend den Tabellen 1 und 2 für 1980 in: Lützel, H., Inflationsrechnung 
und Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen, in: Statistisches Landesamt Baden-Württemberg, 
Hrsg., Statistische Informationen, Probleme und Leistungen, S. 147 f., Stuttgart 1984. 

**) Einschl. Wohnungsvermögen. 
1) Grobe Schätzwerte, ohne Bodenschätze, Waldbestände u.ä. 
2) Einschl. Verkehrsflächen,  Parks, Plätze, Freiflächen, Flugplätze u.ä., aber ohne den Wert von Gebäu-

den u.ä. 
3) Nettoanlagevermögen zu Wiederbeschaffungspreisen,  öffentlicher  Tiefbau zu 2 / 3des Bruttowertes; 

ohne militärisch genutzte Anlagen. 
4) Bewertet zu Tageskursen. 
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Vermögensbestände, Nettozugänge und Wertveränderung des Vermögens 1982*) 
Übrige Welt 

Mrd. DM 

Vermögensart 
Bestand 

am Jahres-
anfang 

Netto-
zugänge 

Wert-
ver-

änderung 

Bestand 
am Jahres-

ende 

1. Grund und Boden1) 

a) Bebaute Grundstücke2) u.ä 
b) Landwirtschaftlich genutzt 
c) Wald, Gewässer u.ä 

2. Reproduzierbares Sachvermögen3). 

a) Wohnbauten 
b) Nichtwohnbauten 
c) Ausrüstungen 
d) Vorräte 

3. Sachvermögen (1 + 2) 

4. Forderungen 

a) Mit festem Nennwert 
b) Festverzinsliche Wertpapiere4) .. 
c) Aktien4) 

5. Aktiva zusammen (3 + 4) 

6. Verbindlichkeiten 

a) Mit festem Nennwert 
b)' Festverzinsliche Wertpapiere4).. 
c) Aktien4) 

7. Reinvermögen (5-6) 

495,9 

437,9 
21,4 
36,6 

495,9 

545.8 

457.9 
36.4 
51.5 

- 49,9 

32.7 

29.8 
1,9 
1,0 

32,7 

38,7 

26,4 
11,0 

1,3 

6,0 

1,4 

2,5 
1,1 

1,4 

1,4 

530,0 

467,7 
25,8 
36,5 

530,0 

584,5 

484,3 
47,4 
52,8 

- 54,5 

*) Berechnungskonzepte entsprechend den Tabellen 1 und 2 für 1980 in: Lützel, H., Inflationsrechnung 
und Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen, in: Statistisches Landesamt Bad e η-Württemberg, 
Hrsg., Statistische Informationen, Probleme und Leistungen, S. 147 f., Stuttgart 1984. 

1) Grobe Schätzwerte, ohne Bodenschätze, Waldbestände u.ä. 
2) Einschl. Hausgärten, Verkehrsflächen,  Parks, Plätze, Freiflächen, Flugplätze u.a., aber ohne den Wert 

von Gebäuden u.ä. 
3) Nettoanlagevermögen zu Wiederbeschaffungspreisen. 
4) Bewertet zu Tageskursen. 
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Hans Wessels 
Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung  (DIW), Berlin 

Grundlegende Unterschiede der Konzepte des System of 
National Accounts und des Material Product System 
Der wirtschaftliche Vergleich zwischen westlichen Ländern ist schon schwierig, aber beim 
Vergleich zwischen Ländern mit unterschiedlicher Gesellschafts- und Wirtschaftsordnung tre-
ten noch größere Probleme auf. Schwierigkeiten für die Gegenüberstellung sind insbeson-
dere die unterschiedlichen Konzepte der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen (VGR), 
abweichende Wertvorstellungen und Preissysteme - aber auch unterschiedliche Entwick-
lungsstadien der zu vergleichenden Länder.1) 

1 Gründe für einen Sozialproduktvergleich 

Grundsätzlich haben Sozialproduktrechnungen das Ziel, „ein möglichst umfassendes, über-
sichtliches, hinreichend gegliedertes, quantitatives Gesamtbild des wirtschaftlichen Gesche-
hens"2) zu geben. Für einen internationalen Wirtschaftsvergleich  bieten sich als statistische 
Basis die Ergebnisse der VGR an. Der Vergleich kann verschiedene Ziele haben:3) 

- Feststellung, welches Gesamtrechnungssystem für bestimmte Zwecke am geeignetsten 
erscheint und welche Gedankengänge in das jeweils andere System übertragen werden 
sollten. 

- Vergleich der wirtschaftlichen Situation und Entwicklung als Basis für die Einschätzung der 
politischen Machtverhältnisse. 

- Standortbestimmung im Systemvergleich, da ein hohes Wachstumstempo in Ost und 
West weitgehend noch immer als Hauptziel der Wirtschaftspolitik angesehen wird. 

- Im Rahmen des Ost-West-Handels Einschätzungen von Exportchancen. 

- Basis für die Aufteilung von Finanzlasten an übernationale Organisationen. 

2 Probleme der Sozialproduktkonzepte 

Die VGR sind heute noch immer das gebräuchlichste Verfahren,  um die wirtschaftliche Ent-
wicklung zu messen und Wirtschaftsvergleiche  durchzuführen,  obwohl die Schwächen der 
Sozialproduktsysteme weitgehend bekannt sind. Die Kritik am Sozialprodukt als fundamen-

1) H. Wilkens (1976), S. 5. 
2) Statistisches Bundesamt (1984), S. 54. 
3) Vgl. u.a. H. Wilkens (1976), S. 6 f. 
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tale Meßgröße der Wirtschaftstätigkeit  wurde u.a. von Bombach4) und Holub5) schon vor 
mehr als zehn Jahren erhoben. Die Kritik entzündet sich vor allem an der Doppelfunktion der 
Sozialproduktrechnung, denn sie soll sowohl die Produktion als auch den Wohlstand der Ge-
sellschaft messen. Der Zusammenhang zwischen beiden Begriffen  ist zwar eng, doch sie 
sind nicht deckungsgleich. „Zum Wohlstand tragen auch Faktoren bei, die weder eindeutig zu 
bewerten sind, noch öffentlich  gehandelt werden, z.B. Freizeit, soziale und materielle Umwelt, 
Erwerbsbeteiligung usw."6) Man muß also auch entscheiden, ob in das Sozialprodukt nur zu-
verlässig meßbare Produktionswerte oder weitere Komponenten, die den Wohlstand bestim-
men, in die Rechnung eingehen sollen. 

Auch wenn die Gesamtrechnungssysteme in Ost und West voneinander abweichen, so ist 
doch festzustellen, daß sie in erster Linie die Produktion messen und nur bedingt Wohl-
standsmaße sind. Die Abweichungen der Rechnungssysteme beruhen weitgehend auf den 
unterschiedlichen Produktions begriffen;  aber auch andere Unterschiede sind festzustellen -
wie etwa die Erfassung bestimmter Leistungen des Staates. 

3 Praktische Probleme beim Vergleich 

Neben den grundlegenden konzeptionellen Unterschieden in der Sozialproduktrechnung 
spielen beim Vergleich auch die Abweichungen in der Abgrenzung der einzelnen Aggregate 
eine große Rolle. Sollten bei einer konkreten Gegenüberstellung auch das absolute Lei-
stungsniveau oder die Bestände mit einbezogen werden, so ist beim Vergleich auch noch 
eine Umrechnung der nationalen Währungen erforderlich.  Da für alle Aggregate die Kaufkraft-
paritäten meistens nicht zur Verfügung stehen, sind Schätzungen notwendig. Oft sind nicht 
einmal die genauen amtlichen Definitionen bekannt. Schließlich muß überlegt werden, ob 
nicht grundsätzlich unterschiedliche Gesellschafts-, Wirtschafts- und Eigentumsordnungen 
auch grundsätzlich unvergleichbare Tatbestände schaffen. 7) 

4 Grundzüge des SNA- und des MPS-Konzepts 

Die VGR basieren auf den kreislaufanalytischen Erkenntnissen der Wirtschaftstheorie.  Sie zei-
gen die Zusammenhänge zwischen der Produktion und Güterverwendung, der Einkom-
mensentstehung, -Verteilung und -Verwendung, der Vermögensbildung, ihrer Finanzierung 
usw. Ihre Ausgestaltung zu einem Gesamtrechnungssystem wirft  eine Reihe von theore-
tischen und praktischen Problemen auf und ist in erster Linie von dem Wirtschaftssystem ab-
hängig. Deshalb sind von den Vereinten Nationen für die im Grundsatz marktwirtschaftlich 
organisierten Volkswirtschaften und für die planwirtschaftlich gelenkten Volkswirtschaften 
unterschiedliche Systeme der VGR entwickelt worden. Die Gesamtrechnungssysteme der 
verschiedenen Länder weichen oft von den vorgegebenen Richtlinien ab. 

4) Bombach (1972), S. 35 ff. 
5) Holub (1974), S. 60 ff. 
6) Wilkens (1976), S. 8. 
7) Wilkens (1976), S. 10 f. 
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Das von den Vereinten Nationen 1953 empfohlene System Volkswirtschaftlicher  Gesamt-
rechnungen „System of National Accounts" (SNA) ist prinzipiell in den marktwirtschaftlich 
organisierten Volkswirtschaften eingeführt.  Basis für die VGR ist heute das 1968 veröffent-
lichte SNA.8) Für die Europäischen Gemeinschaften wurde 1970 das Europäische System 
Volkswirtschaftlicher  Gesamtrechnungen (ESVG)9), das vom SNA abgeleitet ist, eingeführt.10) 

Im allgemeinen werden alle Tätigkeiten in einer Volkswirtschaft  als produktiv bezeichnet. 
Ausgenommen wird ein Teil der Aktivitäten, die keine Bezahlung erfordern  wie z.B. Haus-
frauenarbeit,  während bei selbstgenutzten Eigenheimen unterstellte Mieteinnahmen in die 
Gesamtrechnung eingehen. Das SNA-System läßt sich vereinfacht in vier Konten darstellen: 

- Produktionskonto, 

- Konsumtionskonto, 

- Akkumulationskonto und 

- Konto außenwirtschaftlicher  Transaktionen. 

In Ländern mit zentral geleiteter Wirtschaft  wird das System Volkswirtschaftlicher  Bilanzen 
„Material Product System" (MPS) als Richtschnur für die Aufstellung der VGR verwendet. Die 
Vereinten Nationen haben 1971 die Grundzüge dieses Systems11) veröffentlicht. 

Das MPS soll Aufschluß über folgende Tatbestände geben: 

- Ressourcen der Volkswirtschaft, 

- Niveau der Volkswirtschaft  und des Wohlstandes und 

- Untersuchung der Faktoren, die Ausmaß und Tempo der Reproduktion bestimmen, sowie 
derjenigen Prozesse, in denen sich die Wirkung ökonomischer Prozesse offenbart,  die die 
Entwicklung der Gesellschaft bestimmen. 

Der konzeptionelle Rahmen des MPS unterscheidet vier Hauptbereiche mit einer Reihe von 
Tabellen: 

- Materielle Bilanz als Bilanz der Produktion, des Verbrauchs und der Akkumulation des ge-
sellschaftlichen Gesamtproduktes (Bruttoprodukt). 

- Finanzielle Bilanz als Bilanz der Produktion, der Verteilung, der Umverteilung und als letzte 
Verwendung des gesellschaftlichen Gesamtprodukts und des Nationaleinkommens. 

0) United Nations (1968) und (1984a). 
9) SAEG (1970). 

10) Für die Bundesrepublik Deutschland vgl. Statistisches Bundesamt (1984), S. 60. 
11) United Nations (1971). 
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- Arbeitskräftebilanz. 

- Indikatoren des Nationalreichtums und des Anlagevermögens. 

Das Gesamtprodukt des MPS, definiert  als Summe der Produktion der Zweige der materiel-
len Produktion, ist - wegen des enger gefaßten Produktionsbegriffs - kleiner als der Produk-
tionswert des SNA. 

Das Nationaleinkommen im MPS ergibt sich als Subtraktion des Vorleistungsverbrauchs 
vom gesellschaftlichen Gesamtprodukt. Wegen der unterschiedlichen Abgrenzungen - ins-
besondere wegen der unterschiedlichen Erfassung der Dienstleistungen - weicht das Natio-
naleinkommen im MPS vom Bruttoinlandsprodukt des SNA ab. Auch Unterschiede in der 
Verteilungsrechnung resultieren aus dem engeren Produktionsbegriff  und aus Abweichun-
gen in der Abgrenzung von staatlichem und privatem Verbrauch. Schließlich werden auch 
einige typische Verschiedenartigkeiten der Wirtschaftssysteme für die VGR relevant, vor 
allem Divergenzen zwischen den Preisstrukturen, systematische Abweichungen bei der De-
flationierung und Unterschiede in der Einkommensverteilung, was verständlich ist, da das 
MPS bewußt auf der Theorie des Marxismus-Leninismus aufbaut. Der gravierendste Unter-
schied zwischen SNA und MPS besteht aber in dem verschieden definierten Produktions-
begriff. 

5 Produktionsbegriffe 

Der Produktionsbegriff  im SNA ist umfangreicher  als im MPS. Im SNA soll ein möglichst um-
fassendes Bild der Produktion gegeben werden12), d.h. man versteht unter der Produktion die 
Gesamtheit aller erzeugten und verteilten Sachgüter und Dienstleistungen einer Volkswirt-
schaft.13) Nur wenige Aktivitäten wie illegale Transaktionen und Hausarbeiten gehen in die 
Produktionsrechnung nicht ein. 

Der Produktionsbegriff  im MPS ist im Gegensatz dazu sehr eng gefaßt; er basiert auf der 
Theorie der produktiven und unproduktiven Arbeit von Karl Marx. Danach wird zwischen der 
Sphäre der materiellen Produktion und der nicht-materiellen Sphäre, d.h. der Sphäre der 
Dienstleistungen unterschieden. Der produktive Charakter der Arbeit ist entscheidend für die 
Sphäre der materiellen Produktion.14) Dabei wird unterschieden in Arbeit für die Erzeugung 
von Gütern und Arbeit für die Verteilung von Gütern. In der nicht-materiellen Sphäre vermehrt 
der Arbeitseinsatz nicht die materiellen Güter, die der Gemeinschaft zur Verfügung stehen. Es 
werden nur materielle Güter verbraucht. 

Nach dem Vorschlag der Vereinten Nationen gehören folgende acht Branchen zur materiel-
len Sphäre:15) 

12) Statistisches Bundesamt (1984), S. 69. 
13) Menges und Zwer (1981), S. 476. 
14) United Nations (1971), S. 2 f. 
15) United Nations (1971), S. 5. 
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- Industrie (einschl. Färben und Reinigung), 

- Baugewerbe, 

- Landwirtschaft, 

- Forstwirtschaft, 

- Güterverkehr und Güterverkehrsnebengewerbe, 

- Kommunikation (soweit sie die materielle Sphäre betrifft), 

- Handel und 

- sonstige Branchen der materiellen Produktion wie z.B. Presseagenturen und Konstruk-
tionsbüros. 

Auch wenn im Bereich des Verkehrs eigentlich nur der Güterverkehr und das Güterverkehrs-
nebengewerbe zur materiellen Sphäre zu zählen sind, so wird aus pragmatischen Gründen in 
dem UN-Vorschlag angeregt, auch den Personenverkehr und das Personenverkehrsneben-
gewerbe sowie den gesamten Kommunkationsbereich dieser Sphäre zuzurechnen. Die 
Branchen der materiellen Sphäre werden eingeteilt in: 

- Wirtschaftszweige, die unmittelbar materielle Produktion herstellen, d.h. Industrie, Bau-
gewerbe, Landwirtschaft  und sonstige Branchen der materiellen Produktion sowie - aus 
praktischen Gründen - Personenverkehr und Kommunikation. 

- Wirtschaftszweige, die die in der ersten Gruppe erzeugten Produkte zum Endverbraucher 
bringen, d.h. Gütertransport (einschl. Nebengewerbe) und Handel, d.h. Leistungen, die in 
unmittelbarem Zusammenhang mit der eigentlichen Produktion stehen. 

Die Aktivitäten in der nicht-materiellen Sphäre sind in folgende Branchen unterteilt:16) 

- Wohnungsnutzung, kommunale Dienste und gemeinnützige Einrichtungen (einschl. 
Wäschereien), -

- Erziehung, Kultur und Kunst, 

- Gesundheitswesen, soziale Sicherheit und Sport, 

- Finanzen, Kredite und Versicherung, 

- Allgemeine Staatsdienste und 

- sonstige Branchen der nicht-materiellen Sphäre. 

16) United Nations (1971), S. 6. 
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Diese Branchen der nicht-materiellen Sphäre werden ebenfalls in zwei Gruppen eingeteilt: 

- Wirtschaftszweige, die der Sicherung der individuellen, kulturellen und täglichen Bedürf-
nisse dienen und die kollektiven Bedürfnisse der Mitglieder der Gemeinschaft befriedigen, 
d.h. Wohnungsnutzung, kommunale Dienstleistung, gemeinnützige Einrichtungen, Erzie-
hung, Kultur, Kunst, Gesundheitswesen, soziale Sicherheit und Sport. 

- Wirtschaftszweige, die die allgemeinen kollektiven Bedürfnisse der Gemeinschaft befrie-
digen, d.h. Wissenschaft und wissenschaftliche Dienste, Finanzen, Kredite und Versiche-
rungen, allgemeine Staatsdienste sowie sonstige Branchen der nicht-materiellen Sphäre. 

Die Unterteilung erleichtert die Zuordnung der wirtschaftlichen Aktivitäten zu bestimmten Wirt-
schaftssubjekten. So läßt sich beispielsweise der Lebensstandard der Bevölkerung leichter 
ermitteln oder auch Dienstleistungslieferungen aus der nicht-materiellen Sphäre an die mate-
rielle Sphäre aufzeigen. 

Wie in den westlichen Ländern, deren VGR auf dem SNA basiert, werden im Rat für gegen-
seitige Wirtschaftshilfe  (RGW), deren VGR auf dem MPS fußt, unterschiedliche Abgrenzungen 
benutzt. Insbesondere bestehen zwischen den sozialistischen Ländern Abweichungen bei 
der Erfassung des Verkehrs, der Nachrichtenübermittlung und der Leistungen chemischer 
Reinigungsbetriebe, was für die konkrete Gegenüberstellung der Sozialproduktsberechnun-
gen verschiedener Länder zusätzliche Probleme aufwirft. 

6 Gesamtprodukt 

Die unterschiedlichen Produktionsbegriffe  wirken sich auch auf das Gesamtprodukt aus.17) 
Die MPS-Nationaleinkommensrechnung geht vom gesellschaftlichen Gesamtprodukt aus, 
d.h. der Summe aller produzierten materiellen Güter; die Dienstleistungen im engeren Sinne 
bleiben unberücksichtigt. Von diesem Gesamtprodukt werden die in der materiellen Produk-
tion erstellten Vorleistungen abgezogen, um zum Nettoprodukt zu gelangen, das mit dem 
N a t i o n a l e i n k o m m e n identisch ist. Es ist die Hauptkennziffer  im MPS-System und in 
ihrer Bedeutung dem B r u t t o s o z i a l p r o d u k t im SNA-Konzept gegenüberzustellen. 
Die Begriffsinhalte  weichen insbesondere durch die unterschiedliche Erfassung der Dienst-
leistungen voneinander ab. Im einzelnen treten Probleme auf:18) 

- Dienstleistungen werden im MPS-System unterschiedlich behandelt, je nachdem ob sie in 
der materiellen oder nicht-materiellen Sphäre eingesetzt werden. Danach schafft  ein 
Werksarzt Nationaleinkommen während ein Krankenhausarzt dies nicht tut. 

- Das Ausklammern der Dienstleistungen aus der Entstehungs- und Verwendungsrech-
nung des Nationaleinkommens im MPS-System führt  zum Verlust der Universalität dieser 

17) Vgl. außerdem u.a. United Nations (1980), (1982) und (1984). Die unterschiedlichen Produktions-
begriffe  haben auch erhebliche Auswirkungen auf Input-Output-Tabellen (siehe hierzu den Beitrag 
von R. Stäglin in diesem Band, S. 143 ff.). 

18) Wilkens (1976), S. 14; Statistisches Bundesamt (1984a), S. 621. 
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Kennziffer.  Andererseits muß aber bedacht werden, daß die im SNA-System erfaßten 
Dienstleistungen statistisch mit erheblichen Fehlern behaftet sind. Doch mit dem Anstieg 
der Dienstleistungen in entwickelten Volkswirtschaften ergeben sich bei der Nichterfas-
sung der Dienstleistungen erhebliche Nachteile; auch tragen sie in erheblichem Maße zur 
Wohlfahrt  bei. 

Neben der unterschiedlichen Erfassung der Dienstleistungen ergeben sich beim Vergleich 
beider Konzepte noch weitere Abweichungen:19) 

- Das Konzept der Produktionseinheit (Unternehmen bzw. Betriebe) ist in beiden Systemen 
nicht identisch. 

- Die Definition des Inlandskonzepts weicht voneinander ab. 

- Die Abgrenzung zwischen Vorleistungen und Verbrauch weicht in beiden Systemen von-
einander ab; so werden die betrieblichen Sozialleistungen, das militärische Anlagever-
mögen und die Abschreibungen unterschiedlich erfaßt. 

Neben der horizontalen Abgrenzung des Produktionsbegriffs  ergeben sich bei einem Ver-
gleich der beiden VGR-Systeme aufgrund der unterschiedlichen Gesellschaftssysteme auch 
Abweichungen der vertikalen Grenzen: Die Zentralverwaltungswirtschaft  basiert - anders als 
in überwiegend marktwirtschaftlich  ausgerichteten Wirtschaftssystemen - auf direkten Unter-
stellungsverhältnissen vom Ministerpräsidenten über den zuständigen Fachminister, den 
V V B-Direktor usw. bis zum einzelnen Betriebsteil. Wo hört die materielle Verwaltungsleistung 
auf und wo fängt die Produktion im Sinne des MPS an? Die Grenze wird wohl in der mittleren 
Leistungsebene angenommen. In der DDR dürfte die V V Β und die Kombinatsleistung dem-
nach wohl zum produzierenden Bereich zählen, die Räte der Bezirke und die Bezirkswirt-
schaftsräte demnach wohl nicht mehr. 

Im westlichen System treten vergleichbare Probleme auf - nur haben sie im allgemeinen ein 
geringeres Gewicht. So wird z.B. in den VGR der Bundesrepublik Deutschland die Deutsche 
Bundespost zu den Unternehmen gerechnet, während die Leitung - das Bundesministerium 
für das Post- und Fernmeldewesen - Teil des Staates ist. 

Die Umrechnung des Sozialprodukts der USA, Großbritanniens, Japans und Kanadas durch 
die Vereinten Nationen erbrachte für verschiedene Jahre zwischen 1963 und 1976 ein ge-
genüber dem Bruttosozialprodukt geringeres Nationaleinkommen zwischen einem Fünftel 
und einem Drittel.20) 

, 9) Wilkens (1976), S. 18 f. 
20) United Nations (1984), S. 12. 
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7 Verwendungsrechnung 

Die unterschiedliche Erfassung der Dienstleistungen in beiden Systemen hat auch Einfluß auf 
die Verwendung des Sozialprodukts bzw. des Nationaleinkommens.21) Die gravierendsten 
Abweichungen treten beim Staatsverbrauch auf, der im MPS nur die Aufwendungen für 
materielle Güter und Leistungen enthält und nicht wie im SNA auch die Entlohnung der 
Beschäftigten. Außerdem bestehen insbesondere Unterschiede im Zuordnungsprinzip. Für 
die Unterscheidung sowohl zwischen Verbrauch und Investitionen als auch zwischen pri-
vatem und öffentlichem Verbrauch bestehen Abweichungen. 

Bei den Investitionen bewirkt die unterschiedliche Erfassung der Dienstleistungen keine sehr 
großen Abweichungen, da hier kaum produktive Leistungen anfallen. Unterschiede bestehen 
insbesondere in der Verbuchung dauerhafter  militärischer Güter. Nach SNA wird als An-
lageinvestition der Erwerb dauerhafter,  reproduzierbarer  Produktionsmittel angesehen mit 
Ausnahme dauerhafter  militärischer Güter und dauerhafter  Güter, die für den Privaten Ver-
brauch bestimmt sind. Auch größere Reparaturen sind Bestandteil der Investitionen. Nach 
SNA sind dauerhafte militärische Güter Vorleistungen des Staatssektors, nach MPS Investitio-
nen der nichtproduzierenden Bereiche. Auch die größeren Reparaturen am Anlagevermö-
gen werden im MPS nicht als Investitionen behandelt, sondern als Vorleistungen. Weitere 
Unterschiede zwischen beiden Konzepten bestehen u.a. auch bei der Erfassung der unvoll-
endeten Investitionen.22) 

Die Abweichungen zwischen beiden Konzepten lassen sich grob folgendermaßen darstel-
len:23) 

Akkumulation (MPS) 
+ große Reparaturen am Anlagevermögen 
+ Abschreibungen im produzierenden Sektor 
+ nichtproduktive Nebenleistungen 
— dauerhafte militärische Güter 
= Bruttoinvestitionen (SNA) 

Für den Konsum ergeben sich aus den oben beschriebenen Abweichungen im wesentlichen 
folgende Unterschiede zwischen beiden Konzepten: 

Konsumtion (MPS) 
+ militärische dauerhafte Güter 
+ Verbrauch nichtproduktiver Leistungen 
= Verbrauch (SNA) 

21) United Nations (1971), S. 16 ff;  Statistisches Bundesamt (1984), S. 87 ff. 
22) Wilkens (1976), S. 21 f. 
2 3 ) United Nations (1982), S. 27 f; Wilkens (1976), S. 22. 
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8 Bewertungsprobleme 

Bedeutende Abweichungen zwischen den Gesamtrechnungssystemen bestehen nicht nur 
in den grundlegenden Konzepten, sondern auch in der Bewertung. Beim Vergleich sind 
insbesondere vier Problemfelder  zu beachten:24) 

- Marktpreise - Planpreise - Faktorkosten, 

- systematisch verschiedene Preisstrukturen, 

- Behandlung von Preissteigerungen und 

- Kaufkraftparitäten. 

Schwierigkeiten beim konkreten Vergleich treten durch die unterschiedlichen Bewertungs-
maßstäbe, d.h. die in Rechnung gestellten Preise auf. In den VGR soll grundsätzlich der 
gesellschaftliche Wert aller erfaßten wirtschaftlichen Tätigkeiten ersichtlich werden. In den 
marktwirtschaftlich  orientierten Ländern ist der Marktpreis weitgehend Ausdruck des gesell-
schaftlichen Wertes; er wird deshalb auch als allgemeingültiger Bewertungsmaßstab im SNA 
verwendet. Teilweise wird auch das Faktorkostenkonzept angewandt, da die Marktpreise u.a. 
durch monopolistischen Wettbewerb oder Staatseinfluß wie bei Agrar- und Eneriepreisen 
verzerrt wird. 

In Zentralverwaltungswirtschaften  ist der Einfluß des Staates auf die Preise erheblich größer. 
So werden die Preise für Grundnahrungsmittel, öffentliche  Verkehrsleistungen und Mieten in 
der DDR bewußt niedrig gehalten, während Luxusgüter und gehobene Gebrauchsgüter wie 
Autos und Kühlschränke teuer sind. 

Beim sektoralen Vergleich führt  die niedrige Bewertung der Kapitalgüter in den RGW-Ländern 
zu einer Unterschätzung des Beitrags des Grundstoff-  und Produktionsgütergewerbes sowie 
des Investitionsgüter produzierenden Gewerbes zum Sozialprodukt sowie des Anteils der 
Investitionen am Sozialprodukt. 

24) Wilkens (1976), S. 24 ff. 
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Reiner Stäglin 
Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung  (DIW), Berlin 

Die Bedeutung von Input-Output-Tabellen bei der 
Verbindung des System of National Accounts und des 
Material Product System 

Einleitung 

Der Wert aller in einer Volkswirtschaft  während eines Jahres produzierten Waren und Dienst-
leistungen wird in den meisten westlichen Ländern nach dem von den Vereinten Nationen 
1968 veröffentlichten  „System of National Accounts" (SNA)1) berechnet. Dieses System 
unterscheidet sich von dem 1971 von den Vereinten Nationen publizierten „Material Product 
System" (MPS), das die in den Staatshandelsländern angewendeten „Basic Principles of the 
System of Balances of the National Economy"2) enthält. Hinzuweisen ist ferner  auf das 1970 
vom Statistischen Amt der Europäischen Gemeinschaften (SAEG) veröffentlichte  „Europäi-
sche System Volkswirtschaftlicher  Gesamtrechnungen" (ESVG)3), das eine rechtsverbind-
liche Richtlinie für die amtlichen Statistiken der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen 
(VGR) in den EG-Mitgliedsländern darstellt. Dies bedeutet einen Gegensatz zum SNA und 
MPS, die mehr den Charakter einer Empfehlung für nationale statistische Stellen haben.4) 

1 Unterschiede im Produktionsbegriff 

Das MPS weicht in seinen Begriffen,  Definitionen und Abgrenzungen erheblich von dem SNA 
bzw. dem ESVG ab, das den VGR der Bundesrepublik Deutschland zugrunde liegt. Diese 
Unterschiede5) ergeben sich durch den ideologischen Hintergrund in sozialistischen und 
marktwirtschaftlichen  Ländern. Sie erschweren Untersuchungen, in die neben westlichen 
Ländern auch dem Rat für gegenseitige Wirtschaftshilfe  (RGW) angehörende östliche Volks-
wirtschaften einbezogen und Aggregate der Sozialproduktsberechnung verglichen werden. 
Die größte Diskrepanz zwischen dem MPS- und dem SNA-System dürfte in dem enger 
gefaßten Produktionsbegriff  des östlichen Systems liegen: Einbezogen wird nach dem MPS 
nicht - wie im SNA - die Produktion aller Sachgüter und Dienstleistungen, sondern nur die 
sogenannte materielle Produktion. Zu ihr gehören zwar alle erzeugten Sachgüter, aber nur 
diejenigen Dienstleistungen, die mit dem Erzeugen, Versenden und Verteilen dieser Sach-
güter in unmittelbarem Zusammenhang stehen. Alle übrigen „nichtmateriellen" Dienstlei-
stungen werden im MPS-System nicht als gesamtwirtschaftliche Produktion angesehen. 

') United Nations (1968). 
2) United Nations (1971). 
3) SAEG (1970). 
4) Hierauf weist R. Zwer in seiner „Internationalen Wirtschafts- und Sozialstatistik" (1981), S. 30, hin. 
5) Vgl. hierzu auch den Beitrag von H. Wessels in diesem Band, S. 133 ff. 

143 



Zu den Bereichen der materiellen Produktion zählen die Land- und Forstwirtschaft,  das wa-
renproduzierende Gewerbe (Bergbau, Energiewirtschaft,  Verarbeitendes Gewerbe, Bau-
gewerbe), der Handel, der Verkehr und die Nachrichtenübermittlung sowie einige der Dienst-
leistungsbereiche, u.a. das Gaststättengewerbe, die Verlage, die technische Beratung und 
Planung sowie die Färbereien und chemischen Reinigungsanstalten. Diese Wirtschafts-
bereiche sind teilweise anders abgegrenzt als beispielsweise in den VGR für die Bundes-
republik Deutschland. 

Innerhalb des RGW wird die Grenzziehung zwischen der materiellen und nichtmateriellen 
Produktion nicht immer einheitlich vorgenommen. Strittig sind vor allem die Bereiche Verkehr, 
Nachrichtenwesen, chemische Reinigung und hauswirtschaftliche Reparaturleistungen. So 
berücksichtigen z.B. die offiziellen  Statistiken in Polen, Ungarn und der DDR in ihren Sozial-
produktsberechnungen die Gesamtleistungen des Verkehrs und der Nachrichtenübermitt-
lung sowie die Leistungen der chemischen Reinigungsbetriebe und die hauswirtschaftlichen 
Reparaturleistungen. Die übrigen Mitgliedsstaaten des RGW erfassen dagegen den Verkehr 
und die Nachrichtenübermittlung nur insoweit, als sie Leistungen für die materielle Produktion 
bereitstellen (d.h. ohne Personenverkehr und ohne Leistungen für private Zwecke); die zwei 
anderen Dienstleistungskategorien werden überhaupt nicht einbezogen. 

Die definitionsbedingte Unterbewertung der östlichen gesamtwirtschaftlichen Produktion 
gegenüber der nach westlicher Abgrenzung oder umgekehrt: die gegenüber dem MPS 
höheren Produktionswerte des SNA resultieren aus den Dienstleistungszweigen der nicht-
materiellen Sphäre, die bei der östlichen Berechnung des gesellschaftlichen Gesamtpro-
dukts6) nicht berücksichtigt werden. Sie sind im voranstehenden Beitrag überblickartig 
dargestellt und in der Übersicht 1 (siehe S. 146 ff.)  mit den zugehörigen Nummern der „Inter-
national Standard Industrial Classification of all Economic Activities" (ISIC) für die hier vor-
genommenen Berechnungen spezifiziert  worden. 

2 Quantifizierung der Unterschiede von SNA und MPS 
anhand von Input-Output-Tabellen 

Im Rahmen einer Ende 1977 vorgelegten Untersuchung des Instituts für international ver-
gleichbare Wirtschafts- und Sozialstatistik an der Universität Heidelberg zum Thema „Der 
wirtschaftliche Wandel der Länder Ost- und Westeuropas von 1960-1970 auf der Basis 
standardisierter und homogenisierter Input-Output-Tabellen"7) wurde der Versuch gemacht, 
die Bedeutung der nichtmateriellen Dienstleistungen für eine Reihe von Ländern zu quan-
tifizieren. Zugrunde gelegt wurden Input-Output-Tabellen (IOT) für die Jahre um 1965, die von 
der „Economic Commission for Europe" (ECE) in Genf durch das Herauslösen der nicht-
materiellen Dienstleistungen von der SNA-Version in eine angenäherte MPS-Version über-

6) Vgl. hierzu auch die Angaben über die Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen der DDR in: Statisti-
sches Bundesamt (1984), S. 621. 
G. Menges, J. Geiseihard, Β. Heilig, S. A. Sherif  (1977). 
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führt  worden waren. Berechnet wurden für den Bruttoproduktionswert, den intermediären 
Gesamtoutput (Zwischennachfrage) und die gesamte Endnachfrage sogenannte Differen-
zenkoeffizienten  der Form 

= Wertk (SNA) 
~ Wertk (MPS) ' 

die das Verhältnis der nach den beiden VGR-Konzepten ermittelten Makrodaten zum Aus-
druck bringen (siehe Tabelle 1, S. 148). 

Der Ausdruck {Q  -1) χ 100 gibt den Prozentsatz an, um den die Werte nach dem SNA-System 
höher sind als nach dem MPS-System. Es zeigt sich, daß im Durchschnitt aller Länder 20,14 % 
der Produktion nichtmaterieller Dienstleistungen in den IOT nach MPS-Abgrenzung nicht er-
faßt sind. Durchschnittlich, aber nicht länderweise, ist dabei die Differenz  zwischen SNA und 
MPS beim intermediären Output größer als bei der gesamten Endnachfrage. 

Eine ähnliche, aber weitergehende Untersuchung wurde von Jozsef Fäy und Gerhard Fink 
am Wiener Institut für Internationale Wirtschaftsvergleiche  im Juni 1976 durchgeführt.  Dabei 
ging es um einen „Input-Output-Vergleich der Struktur der Bruttoproduktion nach Wirtschafts-
bereichen zwischen Österreich und Ungarn"8), für den die nominale IOT für Österreich 1964 
in eine der ungarischen Tabelle 1968 entsprechende MPS-Version umgerechnet wurde. Dies 
geschah durch 

- eine Verbuchung des materiellen Verbrauchs der Dienstleistungsbereiche als öffentlicher 
Konsum, 

- die Verbuchung der heimischen Lieferungen der Dienstleistungen an die übrigen Wirt-
schaftsbereiche als übrige Wertschöpfung, 

- die Verbuchung der importierten Dienstleistungen als importierte Handelsleistungen und 

- die Eliminierung der verbleibenden Positionen bei den Dienstleistungsbereichen (Eigen-
verbrauch und Bruttowertschöpfung)  aus der österreichischen Tabelle. 

Durch ρ, = 1,162 ergibt sich ein dem Heidelberger Ergebnis vergleichbarer Wert, während & 
und ρ3 nicht ausgewiesen sind. Dafür zeigen die für die Endnachfrage-Komponenten und die 
Wertschöpfungs-Komponenten angegebenen Varianten die Auswirkungen der Umrech-
nung von SNA auf MPS (siehe Tabelle 2, S. 149): Da die Dienstleistungsbereiche einen Anteil 
von 68,48 % am öffentlichen  Konsum und einen von 11,55 % am privaten Konsum nach SNA 
haben, ändern sich die absoluten Größen und die Anteile der einzelnen Endnachfrage-
Komponenten an der gesamten Endnachfrage. Nur noch 59,19 % des öffentlichen  Konsums 
nach SNA werden als öffentlicher  Konsum nach MPS ausgewiesen. Der Anteil des öffent-
lichen Verbrauchs an der gesamten Endnachfrage sinkt von 10,66 %(SNA) auf 7,08 %(MPS). 

8) J. Fäy und G. Fink (1976). 
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Durch die Verbuchung der heimischen Lieferungen der Dienstleistungsbereiche an die übri-
gen Wirtschaftsbereiche  als „übrige Wertschöpfung" steigt der Absolutwert um 6,39 %. Daran 
ändert auch nichts die Eliminierung der Wertschöpfung der Dienstleistungsbereiche aus der 
Tabelle. Der absolute Betrag der Abschreibungen und der Arbeitskosten verringert sich 
durch die Umrechnung von SNA auf MPS um mehr als 25%. Dadurch ergeben sich auch 
beträchtliche Strukturveränderungen,  wie Tabelle 2 (siehe S. 149) deutlich macht. 

Übersicht 1: Die im MPS-System zur nichtmateriellen Sphäre 
gehörenden Dienstleistungszweige 

International Standard 
Industrial Classification 

(ISIC) 
Systematik der Wirtschaftszweige, 

Ausgabe 1979 (WZ) 

Zuordnung zum 
Produktionsbereich 

in amtlicher 
I-O-Tabelle 1980 

6320 Hotels, rooming 
houses, camps and 
other lodging places 

810 Financial institutions 

820 Insurance 

831 Real estate 

832 Business services, 
except machinery and 
equipment rentals and 
leasing (except 8324: 
Engineering, architec-
tural and technical 
services) 

ex (Engineering, archi-
8324 tectural and technical 

services) 

ex 
833 

910 

920 

(Machinery and equip-
ment rentals and 
leasing) 

Public administration 
and defence 

Sanitary and similar 
services 

711 Beherbergungsgewerbe 

60 
651 
653 
655 

797 

61 
657 

794 

781 

Kreditinstitute 
Finanzierungs-Leasing 
Leihhäuser 
Effektenbörsen,  Vermittlung 
von Bank- und Effektengeschäften 
Beteiligungsgesellschaften 
(ohne Kapitalanlagegesellschaften) 

Versicherungsgewerbe 
Vermittlung von Versicherungen 

Grundstücks- und Wohnungswesen 

Rechtsberatung, Steuerberatung, 
Wirtschaftsprüfung  und -beratung 

787 Werbung 
789 Dienstleistungen für Unternehmen, 

a.n.g. 
(ohne 7892 Datenverarbeitung) 

7845 Vermessungsbüros 
7847 Chemische, chemotechnische und 

physikalische Laboratorien 

7917 Vermietung von Hausrat, Bekleidung 
und sonstigen Gebrauchsgütern 

7919 Vermietung sonstiger beweglicher 
Sachen, a.n.g. 

9 
98 

74 

Gebietskörperschaften 
Sozialversicherung 

Gebäudereinigung, Abfallbeseitigung 
u.a. hygienische Einrichtungen 

52 

49 

55 

55 

50 
55 

51 und 55 

55 

55 

55 

56 
57 

55 
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noch: Ü b e r s i c h t 1 

International Standard 
Industrial Classification 

(ISIC) 
Systematik der Wirtschaftszweige, 

Ausgabe 1979 (WZ) 

Zuordnung zum 
Produktionsbereich 

in amtlicher 
I-O-Tabelle 1980 

931 Education services 7511 Hochschulen 
7515 Schulen der allgemeinen und beruf-

lichen Aus- und Fortbildung, 
Erziehungsheime 

7516 Kindergärten, -horte j j 
7517 Flug- und Kraftfahrschulen 
7519 Sonstiger Unterricht und 

selbständige Lehrer, a.n.g. 
813 Organisationen der Bildung, 

Wissenschaft, Forschung und Kultur 58 

932 Research and 7512 Wissenschaftliche Bibliotheken und 
scientific services Archive 

7513 Sonstige wissenschaftliche 53 
Einrichtungen 

7514 Selbständige Wissenschaftler 
9331 Medical, dental and 771 Gesundheitswesen 54 

other health services 

ex (Veterinary services, T.a. Veterinärwesen 54 
9332 not connected with 774 

agriculture) 

934 Welfare institutions 72 Heime 52 
812 Organisationen der freien 

Wohlfahrtspflege  und Jugendhilfe 58 

935 Business, professional 815 Gewerkschaften 58 
and labour 83 Organisationen ohne Erwerbszweck, 
associations für Unternehmen tätig 55 

939 Other social and 811 Christliche Kirchen, religiöse und 
related community weltanschauliche Vereinigungen 
services 816 Kommunale Spitzen- und Regional-

verbände, Verbände der Sozial- co 
versicherungsträger Oö 

817 Politische Parteien, sonstige 
Organisationen ohne Erwerbszweck, 
nicht für Unternehmen tätig 

941 Motion picture and 7551 Filmtheater 
other entertainment 7553 Filmverleih 
services (except 9411: 7554 Theater, Orchester, Künstler, 53 
Motion picture pro- Schriftsteller,  Artisten 
duction) 7555 Rundfunk- und Fernsehanstalten 

942 Libraries, museums, 7556 Museen, Kunstausstellungen, 
botanical and zoolog- zoologische u.ä. Gärten 
ical gardens and 7557 Allgemeinbildende und 53 
other cultural services, unterhaltende Büchereien 
n.e.c. 
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noch: Ü b e r s i c h t 1 

International Standard 
Industrial Classification 

(ISIC) 
Systematik der Wirtschaftszweige, 

Zuordnung zum 
Produktionsbereich International Standard 

Industrial Classification 
(ISIC) Ausgabe 1979 (WZ) in amtlicher 

International Standard 
Industrial Classification 

(ISIC) I-O-Tabelle 1980 

949 Amusement and rec- 7558 Sport 
reational services, 7559 Dienstleistungen zur Unterhaltung, 53 
n.e.c. a.n.g. 

814 Organisationen des Sports und 
Gesundheitswesens 58 

952 Personal services 731 Wäscherei, Reinigung 
(ohne 7314 Chemische Reinigung, Beklei-

dungsfärberei) 55 

953 Domestic services 85 Private Haushalte 58 

959 Miscellaneous 735 Friseur- und sonstige Körperpflege-
personal services gewerbe 55 739 Sonstige persönliche Dienstleistungen 55 

(ohne 7397 Bestattungsinstitute) 
799 Sonstige Dienstleistungen, a.n.g. 55 

960 International and 
other extraterritorial 
bodies 

99 Vertretungen fremder  Staaten, 
Stationierungsstreitkräfte, inter- und 
supranationale Organisationen mit 
Behördencharakter 

ex (tourist agencies and 5555 Reiseveranstaltung und -Vermittlung 48 
7191 tourist development 

services) 

Tabelle 1: Differenzenkoeffizienten  für den Unterschied 
zwischen dem SNA- und dem MPS-System 

Land ρ, = Bruttopro- 02-lnter- ßj-Gesamte 
(um 1965) duktionswert mediärer Output Endnachfrage 

Deutschland 1.1864 1.2112 1.1661 
Frankreich 1.2089 1.2451 1.1832 
Italien 1.2292 1.2080 1.2444 
Belgien 1.1782 1.1551 1.1936 
Niederlande 1.1680 1.1798 1.1602 

Norwegen 1.1471 1.1327 1.1556 
Dänemark 1.1981 1.2284 1.1823 
Finnland 1.1814 1.1685 1.1908 
Osterreich 1.1726 1.2497 1.1239 
Spanien 1.1660 1.1574 1.1734 
Portugal 1.1037 1.0716 1.1226 

Kanada 1.3515 1.6019 1.2067 
USA 1.3513 1.4190 1.2905 
Japan 1.1766 1.1403 1.2158 

Durchschnitt 1.2014 1.2263 1.1864 

Quelle: G. Menges, J. Geiseihard, Β. Heilig, S.A. Sherif  (1977), S. 76/77. 
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Tabelle 2: Varianten der österreichischen Input-Output-Tabelle 1964 
beim Übergang vom SNA- zum MPS-Konzept 

Für die Endnachfrage 

Anteil der Endnachfragekomponenten Veränderung des abso-
an der gesamten Endnachfrage luten Betrages 

durch Umrechnung 
SNA MPS von SNA auf MPS 

Privater Konsum  
Öffentlicher  Konsum  
Investitionen  
Lagerveränderungen 
Exporte  

51,50% 
10,66% 
21,34% 

2,08 % 
14,42% 

51,10% 
7,08 % 

23,61 % 
2,33 % 

15,88% 

- 11,54 % 
- 40,81 % 
- 1,39% 

0 
- 1,78 % 

Gesamte Endnachfrage. .. 100,00 % 100,00 % - 10,85% 

Für die Wertschöpfung 

Anteil der Wertschöpfungskomponenten 
an der gesamten Wertschöpfung 

SNA MPS 

Veränderung des abso-
luten Betrages 

durch Umrechnung 
von SNA auf MPS 

Abschreibungen  
Arbeitskosten  
Übrige Wertschöpfung .... 

11,49% 
48,98 % 
39,53 % 

9,67 % 
41,54% 
48,79 % 

- 27,51 % 
- 26,89% 
+ 6,39% 

Bruttowertschöpfung 100,00% 100,00 % - 13,80 % 

Quelle: J. Fäy und G. Fink (1976), S. 14/15. 

3 Berechnungen für die Bundesrepublik Deutschland 

Die beiden zitierten Untersuchungen, die die quantitative Bedeutung der nichtmateriellen 
Dienstleistungen bei einer Gegenüberstellung von SNA und MPS gezeigt haben, gehen von 
IOT für die sechziger Jahre aus. Da der sogenannte tertiäre Sektor in den letzten zwanzig 
Jahren aber stark zugenommen hat, ist dies eine aus heutiger Sicht überholte Datenbasis. 
Deshalb sollen vergleichbare Differenzenkoeffizienten  für die Bundesrepublik Deutschland 
für die Jahre 1972 und 1980 angeführt  werden. 

Die Ergebnisse für 1972 sind aufgrund einer Untersuchung von Münzenmaier über „Volks-
wirtschaftliche Grunddaten und IOT im Ost-West-Vergleich: Dargelegt am Beispiel Ungarns 
und Baden-Württembergs"9) ermittelt worden. Im Rahmen dieser Untersuchung wurde eine 
IOT für Baden-Württemberg 1972 in MPS-Version abgeleitet. Dabei wurden nicht nur die 
durch den unterschiedlichen Produktionsbegriff  und die andere Sektorabgrenzung beding-
ten Korrekturen vorgenommen, sondern auch die schon beim Österreich-Ungarn-Vergleich 
erwähnten Umbuchungen bei der Endnachfrage und bei der Wertschöpfung mit berück-
sichtigt. Die Gegenüberstellung der Regionaltabelle für Baden-Württemberg in MPS-Ab-

9) W. Münzenmaier (1979). 
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grenzung und nach deutscher VGR-Version10) ergab für den Bruttoproduktionswert, den 
intermediären Output und die gesamte Endnachfrage folgende Differenzenkoeffizienten: 

Q, = 1,236 q2 = 1,289 ρ3 = 1,305 

Bei einem Vergleich mit den Ergebnissen der Heidelberger Untersuchung für die Bundes-
republik Deutschland zeigt sich bei allen Koeffizienten  eine Zunahme, die - abgesehen von 
nicht identifizierbaren  Unterschieden in den Ausgangstabellen - auf das Wachstum der 
Dienstleistungsbereiche zurückzuführen  ist. Der Koeffizient  ^ läßt darüber hinaus erkennen, 
daß die Endnachfrage von der Ausweitung der Dienstleistungen am meisten profitiert  hat, 
denn hier ist der Unterschied zwischen SNA- und MPS-Version mit rund 30% am größten. 

Die Differenzenkoeffizienten  für das Jahr 1980 sind auf der Grundlage der vom Statistischen 
Bundesamt für die Bundesrepublik Deutschland nach dem ESVG-Konzept erstellten IOT 
berechnet worden.11) Dabei wurde versucht, alle Wirtschaftsaktivitäten, die im MPS-System 
zur nichtmateriellen Sphäre gehören, aus den 58 Produktionsbereichen der amtlichen IOT12) 
herauszunehmen. Zugrunde gelegt wurde die Übersicht 1 (siehe S. 146 ff.),  in der diese 
Dienstleistungszweige in der Gliederung nach ISIC und nach deutscher Systematik der 
Wirtschaftszweige (WZ) nicht nur aufgelistet, sondern auch den in Betracht kommenden 
Produktionsbereichen zugeordnet sind. Das Schema in Übersicht 2 (siehe S. 151) macht 
deutlich, welche Zeilen und Spalten bzw. Teile davon aus der IOT herausfallen, wenn die 
Zwischennachfrage, die Endnachfrage und die Produktion in MPS-Abgrenzung ausgewiesen 
werden sollen. Zusätzlich sind die Umbuchungen zu beachten, die sich einerseits durch den 
Nachweis der materiellen Bezüge der Dienstleistungszweige als Endnachfrage und anderer-
seits durch den Nachweis der Lieferungen der Dienstleistungszweige an die Sektoren der 
materiellen Sphäre als Wertschöpfung ergeben (siehe hierzu auch den Österreich-Ungarn-
Vergleich). Von ihnen haben die materiellen Bezüge der Dienstleistungszweige bei der Be-
rechnung der Differenzenkoeffizienten  entscheidende Bedeutung. Werden diese Käufe der 
Dienstleistungszweige von den Sektoren der materiellen Sphäre nicht im Endnachfrage-
quadranten verbucht, sind die nach dem MPS-System abgegrenzten Vergleichswerte für die 
Zwischennachfrage zu hoch und diejenigen für die Endnachfrage zu tief. Die daraus abge-
leiteten Koeffizienten  würden überhöht bzw. zu niedrig sein. 

Keine Auswirkungen haben diese Umbuchungen auf die Produktionswerte der Wirtschafts-
zweige der materiellen Sphäre. Das macht die Tabelle 3 (siehe S. 152 f.) deutlich, in der die 
Absetzungen beim Übergang vom ESVG-Konzept auf das MPS-System für jeden Produk-
tionsbereich detailliert nachgewiesen werden. Die Produktionswerte der Wirtschaftszweige in 
MPS-Abgrenzung sind es auch, auf die die sektoralen Output-Relationen aus der amtlichen 
IOT nach ESVG-Version übertragen wurden, um die Μ PS-Vergleichs werte für den inter-
mediären Output und die Endnachfrage zu gewinnen. Dabei wurde die Umsetzung der 
materiellen Bezüge der Dienstleistungszweige zur Endnachfrage berücksichtigt. 

10) Vgl. W. Münzenmaier (1982). 
11) Die Berechnungen hat I. Ludwig durchgeführt,  der ich dafür danken möchte. 
12) Vgl. Statistisches Bundesamt (1984a). 
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Übersicht 

BEIM ÜBERGANG VOM ESVG-KONZEPT DER BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND 
AUF DAS MPS-SYSTEM 

BETROFFENE INPUT - OUTPUT - TRANSAKTIONEN 

Produktion 

Herausfal lende Transakt ionen 

\ 7 / / / / / Ά Zur Endnachfrage umgebuchte Transakt ionen 

L W \ V \ 1 Zur Wertschöpfung umgebuchte Transakt ionen 

Statistisches Bundesamt 850906 
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Tabelle 3: Produktionswerte in Input-Output-Abgrenzung nach dem ESVG-Konzept 
der Bundesrepublik Deutschland und nach dem MPS-System 

Produktionsbereiche in der Input-Output-Tabelle 1980 
des Statistischen Bundesamtes 

Produk-
tionswert 

Mill. DM 

Beim Über 
MPS-S 

heraus-
fallende 

Produktion 

gang zum 
ystem 

verblei-
bleidende 
Produktion 

1 - 2 Erzeugung von Produkten der Land- und Forstwirt-
wirtschaft,  Fischerei  68 951 68 951 

3 - 5 Erzeugung und Verteilung von Elektrizität, Dampf, 
Warmwasser sowie Gas; Gewinnung und 
Verteilung von Wasser  75 272 75 272 

6 - 8 Gewinnung von Bergbauerzeugnissen  37 317 37 317 

9--40 Herstellung von Erzeugnissen der Produktions-
bereiche des Verarbeitenden Gewerbes  1 279 751 1 279 751 

41--42 Bauleistungen  197 578 197 578 

43--44 Leistungen des Groß- und Einzelhandels  216651 216 651 

45 Leistungen der Eisenbahnen  14 344 14 344 

46 Leistungen der Schiffahrt, Wasserstraßen, Häfen  12113 12113 

47 Leistungen des Postdienstes und Fernmeldewesens. 35 264 35 264 

48 Leistungen des sonstigen Verkehrs  
dar. Reiseveranstaltung und -Vermittlung  

65 364 2 553 
2 553 

62 811 

49 Leistungen der Kreditinstitute  64 653 64 653 

50 Leistungen der Versicherungen (ohne Sozial-
versicherung)  28 024 28 024 

51 Vermietung von Gebäuden und Wohnungen  125 318 125318 

52 Marktbestimmte Leistungen des Gastgewerbes und der 
Heime  
Beherbergungsgewerbe, Heime  
Gaststättengewerbe, Kantinen, Schlaf- und 

Speisewagenbetriebe  

51 095 25 584 
12 721 

12721 

25 511 

25 511υ 

53 Leistungen der Wissenschaft und Kultur und der 
Verlage  33714 14 406 19 308 
Wissenschaft, Forschung, Unterricht  
Kultur, Kunst, Sport, Unterhaltung  

dar. Filmherstellung  
Verlagsgewerbe  

33714 
2 982 

χ 11 424 
1 135 

18173 

54 Marktbestimmte Leistungen des Gesundheits- und 
Veterinärwesens  
Gesundheitswesen  
Veterinärwesen  

46 817 46 817 
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noch: Tabelle 3 

Produktionsbereiche in der Input-Output-Tabelle 1980 
des Statistischen Bundesamtes 

Produk-
tionswert 

Mill. DM 

Beim Übergang zum 
MPS-System 

heraus-
fallende 

Produktion 

55 Sonstige marktbestimmte Dienstleistungen usw 

Mit dem Kredit- und Versicherungsgewerbe 
verbundene Tätigkeiten 

Wäscherei, Reinigung 

dar. Chemische Reinigung, Bekleidungsfärberei 

Friseur- und sonstige Körperpflegegewerbe 

Sonstige persönliche Dienstleistungen 
dar. Bestattungsinstitute 

Gebäudereinigung, Abfallbeseitigung u.a. 
hygienische Einrichtungen 

Rechtsberatung, Steuerberatung, Wirtschafts-
prüfung und -beratung 

Technische Beratung und Planung 
darunter: Vermessungsbüros 

Chemische, chemotechnische und 
physikalische Laboratorien 

Werbung 

Dienstleistungen für Unternehmen, a.n.g 
dar. Datenverarbeitung 

Vermietung beweglicher Sachen 
darunter: Vermietung von Hausrat, Bekleidung und 

sonstigen Gebrauchsgütern 
Vermietung sonstiger beweglicher Sachen, 

a.n.g 

Grundstücks- und Wohnungswesen (ohne 
Vermietung von Wohnungen, Grundstücken 
und Räumen) 

Beteiligungsgesellschaften 

Sonstige Dienstleistungen, a.n.g 

Organisationen ohne Erwerbszweck, für 

Unternehmen tätig 

56 Leistungen der Gebietskörperschaften 

57 Leistungen der Sozialversicherung 

58 Leistungen der privaten Organisationen ohne 
Erwerbszweck, häusliche Dienste 

161 474 

246 630 

92160 

38 410 

112 197 

2 999 

χ 1 434 

5211 

χ 1 836 

7 637 

21 488 

289 

789 

14170 

χ 17 684 

305 

2 893 

15 334 

18 968 

158 

1 002 

92160 

38 410 

2 890 900 796 752 

χ = um die Darunter-Position gekürzter Wert. - 1) Bewirtungsleistungen sind netto erfaßt. 

Quellen: Statistisches Bundesamt (1983), S. 41 ff., 
Statistisches Bundesamt (1984 a), 
S.107, und Übersicht 1. 
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Die Zusammenfassung der umfangreichen Einzelberechnungen anhand der IOT 1980 führt 
zu den folgenden Werten, aus denen sich die drei Differenzenkoeffizienten  unmittelbar er-
geben: 

ESVG-Version = 2890900 Mill. DM 
Produktionswert Μ PS-Version = 2094148 Mill. DM 

Koeffizient ρ. = 1,380 

ESVG-Version = 1240568 Mill. DM 
Zwischennachfrage MPS-Version = 819077 Mill. DM 

Koeffizient ρ2 = 1,515 

ESVG-Version = 1650332 Mill. DM 
Endnachfrage MPS-Version = 1275071 Mill. DM 

Koeffizient ρ3 = 1,294 

Die Koeffizienten  bringen für die drei Aggregate aus der IOT den Unterschied zwischen dem 
SNA (hier ESVG)-System und dem MPS-System zum Ausdruck. Die Ergebnisse für 1980 be-
stätigen bei einem Vergleich mit der Heidelberger Untersuchung die bereits anhand der 
Daten von Baden-Württemberg für 1972 festgestellte Zunahme der Dienstleistungsbereiche; 
dies spiegelt sich in den größer gewordenen Differenzen  wider. 

Die angeführten Beispiele haben gezeigt, daß bei den bisherigen Berechnungen die nicht-
materiellen Dienstleistungen immer aus den Werten nach dem SNA-Konzept herausgelöst 
wurden, um die mit den östlichen MPS-Angaben vergleichbare materielle Produktion zu ge-
winnen. Solange es nicht gelingt, die Lücken des MPS-Systems hinsichtlich der in westlichen 
Ländern erfaßten nichtmateriellen Dienstleistungen durch andere Statistiken oder sogar 
VGR-immanent zu schließen, wird man sich mit einem derart „reduzierten" Vergleich zwi-
schen östlichen und westlichen Volkswirtschaften begnügen müssen. 

4 Internationale Vergleiche des SNA und MPS 

Seit rund zehn Jahren gibt es auf internationaler Ebene Bestrebungen, das SNA- und das 
MPS-System zu verbinden, sowohl seitens des Statistischen Amtes der Vereinten Nationen 
(UNSO) in Zusammenarbeit mit nationalen Statistischen Ämtern als auch auf bilateraler 
Basis, z.B. zwischen Frankreich und Ungarn. Dabei wird das 1977 veröffentlichte  UN-Do-
kument „Comparisons of the System of National Accounts and the System of Balances of the 
National Economy, Part I: Conceptual Relationships"13) zugrunde gelegt. Durch experimen-
telle Berechnungen des Bruttoinlandsprodukts („Gross Domestic Product"=GDP) für aus-
gewählte Länder mit dem MPS-System und entsprechende Berechnungen des Nettopro-
dukts („Net Material Product"=NMP) für Länder mit VGR nach dem SNA-Konzept sollen die 
Grundlagen für Systemvergleiche verbessert werden. 

13) United Nations (1977). 
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Im einzelnen geht es bei diesen illustrativen Berechnungen um 

- eine Überprüfung  der vorhandenen Konzepte und der Überleitungstabellen („conversion 
tables"), 

- das Sammeln von Erfahrungen beim Erheben und Aufbereiten der für derartige Rechnun-
gen benötigten Primärdaten, 

- das Erarbeiten von Ansätzen für konzeptionelle Verbesserungen und 

- die Analyse der Ergebnisse von entsprechenden SNA- und MPS-Kategorien anhand ak-
tueller Zahlen. 

Zwei Etappen können bei den wechselseitigen SNA- und MPS-Berechnungen unterschie-
den werden. In der ersten Etappe, die von 1978 bis 1981 ging, konnte das UNSO die illu-
strativen Gesamtrechnungen für zehn Länder abschließen; in der zweiten Etappe, die von 
1982 bis 1985 geht, sollen für ca. 20 Länder Überleitungen vom GDP zum NMP und um-
gekehrt vorgenommen werden, um bisherige Ergebnisse zu aktualisieren und Schätzungen 
für neu hinzugekommene Staaten vorzulegen. Anfang letzten Jahres waren folgende Länder 
daran beteiligt: 

- Marktwirtschaftlich  orientierte Industrieländer: 
USA, Großbritannien, Finnland, Kanada, BRD (1974), Niederlande (1978); 

- Marktwirtschaftlich  orientierte Entwicklungsländer: 
Israel, Kenia, Chile, Mexiko, Thailand, Ecuador, Sambia; 

- Planwirtschaftlich orientierte Länder: 
Ungarn (1981), Jugoslawien. 

Erste Ergebnisse dieser zweiten Umrechnungsphase sind für ausgewählte Länder in einem 
Dokument der Statistischen Kommission der Vereinten Nationen vom Februar 1984 ent-
halten14); aus ihm stammt die Tabelle 4 (siehe S. 156). Sie zeigt die Relationen zwischen 
bestimmten VGR-Aggregaten nach SNA- und MPS-Version. Diese lassen eine breite 
Streuung erkennen. Die Unterschiede zwischen den Ländern werden auf Divergenzen in den 
Industriestrukturen und auf abweichende Verwendungsstrukturen für Waren und Dienstlei-
stungen zurückgeführt.  Allerdings schwanken die Verhältniszahlen für GDP zu NMP und die 
anderen Gesamtrechnungsgrößen, so daß sie nicht ohne weiteres auf andere als die Be-
zugsjahre übertragen werden können. Bemerkenswert ist die Tatsache, daß der Überschuß 
des Bruttoinlandsprodukts (GDP) gegenüber dem Nettoprodukt (NMP) in jüngeren Jahren 
größer ist als in älteren Jahren. Das erklärt sich durch die schon erwähnte zunehmende 
Bedeutung der Wirtschaftszweige, die nichtmaterielle Dienstleistungen produzieren. Aus der 

14) Vgl. United Nations (1984). Diese Unterlage hat mir dankenswerterweise C. Stahmer zugänglich ge-
macht. 
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Tabelle 4 ist nicht ersichtlich, daß der Unterschied zwischen GDP und NMP in entwickelten 
Marktwirtschaften  größer ist als in marktwirtschaftlich  orientierten Entwicklungsländern. Dies 
hängt mit dem jeweils erreichten Entwicklungsstand zusammen, demzufolge bei höherem 
wirtschaftlichen Entwicklungsgrad auch der Anteil der nichtmateriellen Dienstleistungen am 
Inlandsprodukt größer ist. 

Tabelle 4: Relationen zwischen bestimmten Aggregaten nach SNA- und MPS-Version 
für ausgewählte Länder (MPS-Aggregate = 100,0) 

Aggregate Relationen zwischen den Aggregaten 

Nettoinlands- Endnachfrage Brutto-Kapital-
Länder GDP und produkt und nach SNA- bildung (SNA) 

- NMP Nettoprodukt und MPS- und Netto-
Jahre Version Kapitalbildung 

(MPS) 

(1) (2) (3) (4) 

Vereinigte Staaten von Amerika 
1963 147,0 133,9 135,7 264,3 
1967 147,3 134,9 137,4 227,2 
1972 152,5 139,0 145,3 209,8 

Großbritannien 
1963 136,1 125,7 130,1 196,1 
1971 143,0 130,1 138,6 222,2 
1972 144,4 131,1 138,2 229,4 
1974 147,5 132,1 136,5 191,7 

Japan 
1965 129,5 112,9 121,3 166,0 
1970 126,1 109,7 120,5 150,1 
1975 139,0 120,1 127,0 168,0 

Kanada 
1976 151,2 136,1 148,1 188,9 

Quelle: United Nations (1984), S. 12. 

4.1 Input-Output-Tabellen und Überleitungstabellen 

Grundlage für die skizierten Besrechnungen des UNSO sind IOT die wichtigste statistische 
Grundlage, weil sie für Länder mit SNA-Konzeption die geeigneten Daten für die Ableitung 
des Nettoprodukts enthalten. Außerdem hofft  man, daß IOT von MPS-Ländern zukünftig um 
Angaben über die Verteilung von nichtmateriellen Dienstleistungen und die zugehörigen 
Kostenstrukturen ergänzt werden. Hier sind aber - sieht man einmal von Ungarn ab - ge-
wisse Zweifel anzumelden. 

Der Vorzug von IOT im Zusammenhang mit Systemvergleichen besteht darin, daß alle Daten 
für das Ausfüllen der sogenannten Standard-Überleitungstabellen („standard conversion 
tables") unmittelbar und in konsistenter Form übernommen werden können. Dabei handelt 
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es sich gemäß den UN-Vorschlägen von 1977 um drei Arten von Überleitungstabellen vom 
MPS-System zum SNA-System und umgekehrt: um diejenigen tür 

- die Komponenten des Nationaleinkommens und der Wertschöpfung, 

- die Verwendung des Nationaleinkommens und des Bruttoinlandsprodukts und 

- den Brutto-Output, den intermediären Verbrauch und das Nationaleinkommen (siehe 
Übersicht 3, S. 158). 

Zur Ergänzung der im voranstehenden Beitrag gemachten Ausführungen und zur Ver-
anschaulichung der drei Überleitungstabellen ist eine aus der erwähnten Publikation der 
Vereinten Nationen15) in kopierter Form wiedergegeben (ebenfalls in Übersicht 3). Sie zeigt 
die Korrekturen, die notwendig sind, um vom gesellschaftlichen Gesamtprodukt, vom inter-
mediären Materialverbrauch und vom Nationaleinkommen nach MPS-Version zum Brutto-
Output (=Produktionswert), zum intermediären Verbrauch (Zwischennachfrage) und zum 
Bruttoinlandsprodukt nach SNA-Version zu gelangen und umgekehrt. Dadurch, daß das Ge-
samtprodukt nach MPS - worauf schon hingewiesen wurde - nur den Output von Waren und 
materiellen Dienstleistungen umfaßt, ergibt sich die Bilanzgleichung: 

Brutto-Output nach SNA = Gesamtprodukt nach MPS 
+ Brutto-Output des nichtmateriellen Bereichs 
./. Käufe der Unternehmen für Leistungen an Arbeitnehmer 

Und für eine Ableitung des intermediären Materialverbrauchs nach MPS müssen die Positio-
nen 5 bis 8 sowie 10 und 12 - die im wesentlichen die nichtmaterielle Sphäre betreffen  - vom 
intermediären Verbrauch nach SNA-Version abgezogen werden. Beim Übergang vom Natio-
naleinkommen zum Bruttoinlandsprodukt und umgekehrt sind letztlich alle Transaktionen 
von Bedeutung, wie Übersicht 3 (siehe S. 158) zeigt. 

4.2 Modifizierung der Input-Output-Tabellen 

Obwohl die nationalen IOT die Hauptquelle der „inter-system conversions" sind, enthalten sie 
nicht alle benötigten Daten und müssen außerdem für die in Betracht kommenden Berech-
nungen modifiziert  werden. Dabei sind die folgenden Gesichtspunkte am wichtigsten: 

- Die IOT müssen verdichtet und die Sektoren nach der ISIC so umgruppiert werden, daß ei-
ne möglichst explizite Differenzierung  von materiellen und nichtmateriellen Aktivitäten 
erreicht wird. Hierbei handelt es sich u.a. um Tätigkeiten wie Datenverarbeitung, Film-
herstellung, Gaststättenleistungen, Vermietung von beweglichen Gütern, Reinigung und 
Leistungen der Architekturbüros. Diese im MPS-System zu den materiellen Leistungen 
zählenden Tätigkeiten sind in den westlichen IOT grundsätzlich bei den Sektoren der 
nichtmateriellen Sphäre erfaßt. 

15) Vgl. United Nations (1977), S. 79. 
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- Probleme können auftreten, wenn Sektoren der materiellen Sphäre nichtmaterielle Dienst-
leistungen als Nebenprodukt erzeugen, und umgekehrt, wenn Wirtschaftszweige, die zum 
nichtmateriellen Bereich gehören, materielle Waren produzieren. Besondere Überlegun-
gen sind erforderlich,  wenn sich die vorhandenen Input-Daten auf eine Gesamtproduktion 
beziehen, die entweder aus materiellen Waren als Hauptprodukt und aus nichtmateriellen 
Dienstleistungen als Nebenprodukt besteht oder bei der die Relation von materieller zu 
nichtmaterieller Produktion umgekehrt ist. Im Prinzip ist es wünschenswert, die beiden 
Inputs zu trennen, auch wenn es statistisch schwierig und oft nur mit Modellannahmen 
möglich ist. 

- In den Fällen, in denen die Importe als konkurrierende und nicht als komplementäre Be-
züge in den IOT erscheinen, ist es notwendig, wenn auch schwer realisierbar, die Waren-
importe in materielle und nichtmaterielle Bestandteile zu zerlegen. 

- Anzustreben ist eine Unterteilung der Bruttogewinne („gross operating surplus") in Netto-
überschüsse („net operating surplus") und Kapitalverzehr („consumption of fixed assets"), 
und zwar sektoral, um eine Verbuchung der Komponenten des Bruttoinlandsprodukts 
nach dem SNA-Nettokonzept zu erreichen. 

Die Modifizierung der den SNA- und MPS-Vergleichen zugrunde liegenden IOT sichert ein 
gewisses Maß an Konsistenz zwischen den Input-Output-Daten und den Überleitungsta-
bellen. Diese Möglichkeit der Konsistenzprüfung wird vom UNSO zu Recht mit herangezo-
gen, um den Ländern die für Systemvergleiche angewendeten Verfahren  verständlicher zu 
machen und die marktwirtschaftlich  orientierten Länder zur Bereitstellung von Daten in MPS-
Abgrenzung und die planwirtschaftlich orientierten Länder zur Erstellung entsprechender 
Daten in SNA-Abgrenzung zu animieren. 

4.3 Verbesserung der Überleitungstabellen 

Die Überleitungstabellen, die - wie ausgeführt  - die einzelnen Schritte beim Übergang von 
den SNA-Kategorien zu den entsprechenden MPS-Kategorien und umgekehrt zeigen, ste-
hen im Mittelpunkt der methodischen Überlegungen zur Verbindung von SNA und MPS. 
Deshalb ist es nicht überraschend, daß im Zusammenhang mit der Ausarbeitung eines 
verbesserten Konzepts für SNA/MPS-Vergleiche auch dort angesetzt wird. Zuständig für 
diese Arbeiten sind das UNSO und die Abteilung Statistik der EOE. Ziel der Überarbeitung der 
UN-Veröffentlichung  von 1977 ist es u.a., 

- einen Satz von Überleitungstabellen vorzulegen, der die Ermittlung des Bruttoinlandspro-
dukts für planwirtschaftlich orientierte Länder und die Berechnung des Nettoprodukts für 
marktwirtschaftlich  orientierte Länder gestattet, und 

- einen Satz von Richtlinien und Gleichungen zu entwickeln, der die volle Konsistenz zwi-
schen miteinander verbundenen Korrekturposten in den verschiedenen Überleitungs-
tabellen gewährleistet. 
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Dieses Ziel kann auf zwei Wegen erreicht werden, die beide zu Standardüberleitungstabellen 
führen, die sich gegenseitig ergänzen, aber unterschiedlichen Zwecken dienen. Beide wer-
den Bestandteil der revidierten „Conceptual Relationships" der Vereinten Nationen sein. 

Im ersten Fall soll ein für SNA und MPS gemeinsamer Satz von Überleitungstabellen entwik-
kelt werden. Das bedeutet, daß dieselben „conversion tables" sowohl für die Berechnung des 
GDP als auch des NMP herangezogen werden können, und zwar auf der Basis der für 
Systemvergleiche genau definierten wichtigen Korrekturposten. Diese wiederum ergeben 
sich aufgrund der fundamentalen Unterschiede in den Konzepten des westlichen und öst-
lichen Gesamtrechnungssystems. Außerdem müssen kleinere Abweichungen, die aber 
quantitativ zu Buche schlagen, berücksichtigt werden, wie z.B. die Geschäftsreisen und die 
Sozialleistungen der Unternehmen für ihre Arbeitnehmer. Für diesen Satz von Überleitungs-
tabellen wird es notwendig sein, relativ weit gefaßte Kategorien zu bilden, die sowohl für die 
Experten des SNA-Konzepts als auch für diejenigen des MPS-Konzepts verständlich sind. 
Dadurch werden sich gewisse Vereinfachungen nicht vermeiden lassen, die möglicherweise 
bei der Abstimmung von GDP- und NMP-Berechnungen Schwierigkeiten mit sich bringen. 
Das gilt insbesondere dann, wenn die verschiedenen Überleitungstabellen für die Endnach-
frage, die Wertschöpfung und den Brutto-Output bzw. den intermediären Verbrauch auf unter-
schiedlichem Datenmaterial beruhen. 

Im zweiten Fall geht es um die Erstellung von zwei separaten Sätzen von „conversion tables": 
einen zur Ermittlung des Bruttoinlandsprodukts für MPS-Länder und einen zur Berechnung 
des Nettoprodukts für SNA-Länder. Diese Überleitungstabellen sollen mit den Matrizen der 
beiden Systeme, der berühmten SNA-Ausgangsmatrix 2.116) und der MPS-Materialbilanz, 
verbunden werden, weil in ihnen die für Systemvergleiche wichtigen Transaktionen enthalten 
sind. Insoweit geben die Überleitungstabellen die in den beiden Matrizen erfaßten Positionen 
in einer speziellen Umgruppierung wieder. Dies erleichtert den Nachweis der einzelnen Kor-
rekturen und sichert die Konsistenz zwischen den miteinander verbundenen Korrekturposten 
und den Schätzungen von GDP und NMP in den verschiedenen Überleitungstabellen. Ein 
weiterer wichtiger Aspekt bei diesem Typ der „conversion tables" ist, daß sie in Einklang mit 
den speziellen Kategorien und Definitionen des SNA wie auch des MPS erstellt werden kön-
nen. Sie können detaillierter sein als die Überleitungstabellen des ersten Typs und alle wich-
tigen Korrekturen berücksichtigen, die auf die fundamentalen Unterschiede im SNA- und 
MPS-Konzept sowie auf kleinere Abweichungen zurückzuführen  sind. Deshalb eignet sich 
dieser Typ der Überleitungstabellen auch mehr für theoretische Zwecke als für praktische 
Berechnungen. 

Zusätzlich zu den neugestalteten Überleitungstabellen als wesentlichem Baustein einer ver-
besserten Verbindung von SNA und MPS soll die überarbeitete Konzeption für Vergleiche 
westlicher und östlicher VGR-Systeme weiterhin enthalten17) : 

- einige neue Sachverhalte, die im UN-Dokument von 1977 noch nicht behandelt waren, wie 
z.B. die Auswirkung institutioneller Unterschiede auf GDP- und NMP-Vergleiche, die Pro-

16) Vgl. hierzu United Nations (1968), S. 18 f. 
17) Zu den Details vgl. United Nations (1984), S. 19 ff.  und United Nations (1982), S. 13 ff. 
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bleme des Gesamtverbrauchs der Bevölkerung und Fragen der Sammlung von Primär-
daten für systembedingte Umformungen und 

- eine umfassende Beschreibung der Unterschiede zwischen den beiden Gesamtrech-
nungssystemen und eine Behandlung ausgewählter konzeptioneller Probleme, wie z.B. 
der Außenhandelsströme (Importe, Exporte und Brutto-Außenhandel), der Kapitalbildung 
(Behandlung der Vermögensverluste, Erfassung der Ausgaben für angefangene Bauten, 
Berücksichtigung der Übertragungskosten bei Landverkauf,  Zunahme der Goldbestände 
und Anlagen von Botschaften etc.) und der sozialen bzw. kulturellen Leistungen der Unter-
nehmen für ihre Beschäftigten. 

Bei der Untersuchung dieser Aspekte der Verbindung vom SNA-System und MPS-System ist 
das UNSO auf die Hilfe der Mitgliedsländer angewiesen. Deshalb bemüht es sich, eigene 
Schätzungen für das Verhältnis von GDP zu NMP auf der Grundlage von nationalen IOT zu 
erstellen, um sie den Ländern zur Beurteilung vorzulegen. Zusätzlich wird versucht, einige 
Überleitungstabellen in die Fragebögen des Amtes zur VGR nach SNA- und MPS-Version 
aufzunehmen. 
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